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Das Lamento unserer Vor-
zimmerperle ist der Zeitum-
stellung am kommenden 
Palmsonntag geschuldet. Ih-
rem Bürgermeister will sie als 
Tweet den Spruch von Erich 
Kästner absetzen: „Bedenke 
das fünft e Gebot und schlage 
die Zeit nicht tot.“ Seite 19
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Bayerns langjähriger Ministerpräsident Horst Seehofer kehrte als 
neuer Heimatminister in sein altes Berliner Wirkungsfeld zurück 
und schuf Platz für seinen Nachfolger Dr. Markus Söder.  Bild: CSU

GZ-Seminar während der IFH /Intherm am 12. 4. in Nürnberg:

LEBENDIGE ORTSMITTE
Partner sind GHM, Bayerische Architektenkammer, 

Gemeindetag, Städtetag und Landkreistag
Digitalisierung und Globalisierung sind Ursachen massiver Ver-
änderungen in unseren Kommunen. Neue Konzepte des Zu-
sammenlebens, des Wohnens und Arbeitens sind gefordert! 
Demographische Entwicklungen, verändertes Käuferverhal-
ten, schließende Geschäft e in den Ortskernen, unsachgemä-
ße Eingriff e und lange Leerstände zehren an der Bausubstanz. 

Überall in Bayern gibt es jedoch hervorragende Initi ati ven, 
die den Strukturwandel positi v aufnehmen und neue Ideen 
umsetzen. Unter Berücksichti gung einer nachhalti gen, klima-
freundlichen und barrierefreien Entwicklung werden innerört-
liche Baupotenziale erfasst. Zentrale und identi tätssti ft ende 
Gebäude behalten ihre Bedeutung und/oder bekommen neue 
Funkti onen. Erhebliche städtebauliche Bereicherungen werden 
möglich, bspw. durch Schaff ung eines bisher fehlenden Dorf-
platzes. Kommunen leisten Pionierarbeit und regen zu privaten 
Sanierungen in der Nachbarschaft  an. Gemeinden entwickeln 
gemeinsam Lösungen. Projekte – etwa im Bereich Erneuerbare 
Energien – steigern die Akzeptanz. Neue Verdienstmöglichkei-
ten entwickeln sich und schließlich werden die Chancen, die ei-
ne digitalisierte Welt bietet, genutzt. 

Während des Seminars LEBENDIGE ORTSMITTE wird an-
hand verschiedener Beispiele erörtert, wie eine lebendige 
Ortsmitt e umsetzbar wird. In Zusammenarbeit mit der GHM 
Gesellschaft  für Handwerksmessen, dem Veranstalter der 
Messe IFH/Intherm, ist es gelungen, ein vielfälti ges Programm 
auszuarbeiten. Die Partner sind Bayerischer Gemeindetag, 
Bayerischer Städtetag, Bayerischer Landkreistag und Bayeri-
sche Architektenkammer. 

Im Anschluss an das Seminar besteht Gelegenheit sich bei 
einem Messerundgang über prakti sche Instrumente in der 
Umsetzung zu informieren. 

Vertreter von Kommunen, der Wohnungswirtschaft , Archi-
tekten, Ingenieure, Freiraum- und Stadtplaner können kosten-
frei teilnehmen. Zur Übersendung eines Eintritt sgutscheines 
ist eine Anmeldung erforderlich. 
Informati onen:
www.gemeindezeitung.de/lebendige-ortsmitt e  

Markus Söder neuer 
Ministerpräsident

In einer Sondersitzung des Bayerischen Landtags Ende ver-
gangener Woche ist der bisherige Finanzminister Dr. Mar-
kus Söder im ersten Wahlgang zum Nachfolger von Horst 
Seehofer gewählt worden. Er erhielt 99 von 169 abgegebe-
nen Sti mmen, 64 Abgeordnete voti erten mit „Nein“, vier 
enthielten sich. Zwei Sti mmzett el waren ungülti g, somit 
haben alle anwesenden CSU-Abgeordneten — zwei Frak-
ti onsmitglieder fehlten wegen Krankheit — Markus Söder 
ihre Sti mme gegeben. Auch sein Vorgänger und CSU-Chef 
Horst Seehofer gab Söder seine Sti mme. Der 51-jährige 
Nürnberger ist der elft e und zugleich jüngste Ministerprä-
sident in der Geschichte des Freistaats Bayern.

Nach seiner Vereidigung durch 
Landtagspräsidenti n Barbara 
Stamm hielt der neue Minister-
präsident eine kurze Antritt sre-
de. Zunächst bedankte er sich 
bei seiner Frakti on für das groß-
arti ge Vertrauen. Nun gelte es, 
diesen Vertrauensvorschuss zu-
rückzuzahlen. Mit hundertpro-
zenti gem Einsatz werde er als 
„Manager Bayerns“, aber auch 
als „Kümmerer“ fungieren. Sö-
der versprach, sich insbeson-
dere um die Sorgen der kleinen 
Leute zu kümmern. 

Zehn-Punkte-Programm

Darüber hinaus beschäft ige er 
sich auch mit den „großen Lini-
en“. Er wolle Bayern weiter mo-
dernisieren und Schritt macher in 
Deutschland und Europa bleiben. 
Zugleich gehe es aber auch dar-
um, die Einzigarti gkeit des Lan-
des, seinen liebenswerten Cha-
rakter und seine christlich abend-
ländische Prägung zu erhalten.

Maßgeblich für seine künf-
ti ge Regierungsarbeit ist das 

Zehn-Punkte-Programm. Dabei 
gehe es vor allem um Sicherheit 
und Rechtsstaatlichkeit, Begren-
zung der Zuwanderung, den 
Schutz der kulturellen Identi tät 
und die Wiedereinführung der 
1998 abgeschafft  en bayerischen 
Grenzpolizei. Ebenso spiele die 
Modernisierung durch Digitali-
sierung, insbesondere die digi-
tale Bildung in den Schulen, ei-
ne wesentliche Rolle. Außerdem 
wolle er bessere Pfl egebedin-
gungen schaff en. Ein weiterer 
Schwerpunkt liege auf den The-
men Wohnungsbau, Eigentums-
bildung und moderner Verkehr. 
Bei der Bewälti gung der künf-
ti gen Herausforderungen wer-
de er auch mit dosierter Demut 
vorgehen, betonte der neue Mi-
nisterpräsident.

Regierungserklärung im April

Die Vertreter der Oppositi on 
kriti sierten Söder. SPD-Landes-
chefi n Natascha Kohnen forder-
te vom neuen Ministerpräsiden-
ten einen neuen Politi ksti l ohne 
Populismus. Dazu gehörten Be-
scheidenheit und die Souverä-
nität, gute Vorschläge umzuset-
zen, auch wenn diese von der 
Oppositi on kämen. 

Hubert Aiwanger, Frakti ons-
vorsitzender der Freien Wähler, 
bat die neue Regierung um mehr 
politi schen Realismus. Nicht al-
le Menschen im Freistaat wür-
den auf einer „Wolke im Para-
dies“ schweben. Grünen-Frakti -
onssprecher Ludwig Hartmann 
warf der CSU und Söder Ideenlo-
sigkeit vor. Er vermisse vernünf-
ti ge Zukunft spläne. Bayern brau-
che eine politi sche Erneuerung. 
Der neue Ministerpräsident wird 
seine erste Regierungserklärung 
voraussichtlich Mitt e April abge-
ben. Die erste Sitzung des von Sö-
der neu gebildeten Kabinett s soll 
noch vor Ostern stattf  inden. rm

Von links: Christi ne Borst, Alois Rainer, Thomas Kreuzer, Stefan 
Rößle, Jörg Kunstmann und Christoph Göbel. Bild: DK

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Ambiti oniertes 
Aufgabentableau

Bis zu den Landtagswahlen am 14. Oktober hat die CSU 
noch eine Reihe von Herausforderungen und Aufgaben 
zu bewälti gen. „Ein Spaziergang wird das jedenfalls nicht 
werden“, stellte der CSU-Frakti onsvorsitzende im Bayeri-
schen Landtag, Thomas Kreuzer bei der jüngsten Zusam-
menkunft  des KPV-Landesvorstandes und Hauptausschus-
ses in München unter der Leitung ihres Vorsitzenden, 
Landrat Stefan Rößle, klar.

Dieser hatt e eingangs die 
ausgesprochen gute Durchset-
zungsfähigkeit der CSU bei den 
Berliner Koaliti onsverhandlun-
gen hervorgehoben. Aus kom-
munaler Sicht positi v zu bewer-
ten seien die Vereinbarungen 
zur Schaff ung gleichwerti ger Le-
bensverhältnisse in ländlichen 
und urbanen Regionen. Nicht 
akzeptabel sei dagegen die ge-
plante Kopplung des Rechtsan-
spruchs auf Ganztagsbetreuung 
im Grundschulalter an die Kin-
der- und Jugendhilfe im SGB VI-
II. Damit werde ein Rechtsan-
spruch gegenüber den Kommu-
nen begründet, obwohl das Ziel 
eindeuti g in Länderhoheit liegt. 
Bei der Ausgestaltung werde es 
darum gehen, dass im Sinne der 
Konnexität die Mehrkosten der 
Kommunen vollumfänglich aus-
geglichen werden.

Erfreuliche Entwicklung für 
die bayerischen Kommunen

Eine insgesamt sehr erfreuli-
che Entwicklung für die bayeri-
schen Kommunen konstati erte 
CSU-Frakti onsvorsitzender Tho-
mas Kreuzer. Mit Blick auf den 
von den Freien Wählern beim 
Bayerischen Innenministerium 
eingereichten Antrag auf Zulas-

sung des Volksbegehrens „Stra-
ßenausbaubeiträge abschaff en 
– Bürger entlasten“ wies Kreu-
zer darauf hin, dass es hier noch 
einiger Diskussionen bedarf. 
Einzelheiten wie Übergangsre-
gelungen oder die fi nanzielle 
Unterstützung der Kommunen 
werde die CSU-Frakti on gemein-
sam mit den Kommunalen Spit-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

3. Bayerisches InfrastrukturForum in Nürnberg:

Innovati on siegt
Um gleichwerti ge Lebensverhältnisse in Stadt und Land 
zu ermöglichen, muss die Infrastruktur in den Kommunen 
dringend ausgebaut werden. Wie das konkret aussehen 
soll, wurde beim 3. Bayerischen InfrastrukturForum der 
Bayerischen GemeindeZeitung im Bayerischen Staatsmi-
nisterium der Finanzen, für Landesentwicklung und Hei-
mat in Nürnberg eingehend erörtert. Schwerpunkte wie 
Kommunaler Hoch- und Tiefb au, Leitungsinfrastruktur 
und Kommunalstraßen sowie so genannte weiche Stand-
ortf aktoren und deren opti male Finanzierung wurden da-
bei eingehend beleuchtet.

Anerkannte Referenten, Aus-
steller und Partner sorgten vor 
zahlreichen Entscheidungsträ-
gern aus Bayerns Kommunen 
und Vertretern aus Wirtschaft  
und Verbänden für ein vielseiti -
ges Programm und wertvolle In-
formati onen. 

Ein Mehr an Lebensqualität

Wie GZ-Verlegerin Theresa 
von Hassel betonte, entschei-
de die kommunale Infrastruk-
tur oft mals darüber, ob man 
in besti mmte Regionen zuzie-
hen kann, ob sich Betriebe an-
siedeln, ob man seine Heimat 
als lebens- und liebenswert be-
trachtet und ob die Bürger zu-
frieden – oder gar stolz – auf 
ihre Heimat sind. Dabei seien 
sog. harte und weiche Stand-
ortf aktoren oft mals gleich wich-
ti g. „Wenn es Ihnen gelingt, Ih-
re vielfälti g verfl ochtenen Infra-
struktureinrichtungen in einem 
ganzheitlichen Ansatz sinnvoll 
und nachhalti g zu gestalten, 

dann schaff en Sie mit der Infra-
struktur in Ihrer Region ein Mehr 
an Lebensqualität für Ihre Bür-
ger“, so von Hassel.

Über „Wärmewende in der 
Praxis, Infrastruktur schaff en 

mitt els Contracti ng“ informier-
te eingangs Bertram Kölsch von 
der BayWa Energie Dienstleis-
tungs GmbH. Das BayWa Con-
tracti ng für Nahwärmeversor-
gungen garanti ert die Wärme-
lieferung aus Holz-Brennstoff en 
und anderen CO2-armen Wär-
mequellen. Von dem breiten 
Spektrum an Leistungen konn-
ten sich bereits zahlreiche zu-
friedene Kunden überzeugen. 

„Überdimensionierung macht
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Seite 2
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Epple 

86974 Apfeldorf 
am 2.4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Landrat Eberhard Nuß 

97070 Würzburg 
am 25.03

Bürgermeister Walter Schnell 
91126 Kammerstein 

am 26.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Michael Günther 
63863 Eschau 

am 4.4.

Bürgermeister Klaus Wagner 
96466 Kirchenpingarten 

am 4.4.

Bürgermeister  
Berthold Ziegler 
87493 Lauben 

am 23.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hubert Wildgruber 

83080 Oberaudorf 
am 1.4.

Bürgermeister Andreas Scharf 
86836 Graben 

am 4.4.

Bürgermeister Harald Mayrhofer 
94501 Aldersbach 

am 26.3.

Bürgermeister Peter Keck 
85296 Rohrbach 

am 30.3.

Bürgermeister Markus Winkl-
hofer 

86444 Affing 
am 31.3.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Schmidt 

90610 Winkelhaid 
am 28.3.

Bürgermeister Matthias Döhla 
95176 Konradsreuth 

am 31.3.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Abraham 

95111 Rehau 
am 23.3.

Bürgermeister  
Stefan Wolfshörndl 

97218 Gerbrunn 
am 24.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

In diesem Jahr unterstützt der Freistaat Bay-
ern seine Kommunen mit rund 130 Millionen 
Euro bei der Anschaffung neuer Fahrzeuge für 
den Öffentlichen Nahverkehr. Dies erklärte 
jüngst Innen- und Verkehrsminister Joachim 
Herrmann. Er sieht darin auch einen wichtigen 
Beitrag zur Luftreinhaltung in den Städten.

Die staatlichen Fördermittel gebe es sowohl 
für neue Busse als auch Straßenbahnen und 
U-Bahnen. Zu den jährlich zur Verfügung ste-
henden Mitteln von 30 Millionen Euro zur An-
schaffung neuer Busse gebe es heuer zusätz-
lich Zuwendungen von mehr als 100 Millionen 
Euro aus dem Maßnahmenpaket der Staatsre-
gierung zur Luftreinhaltung. Dies beinhalte u. 
a. vier weitere Straßenbahnen in Augsburg 13 
zusätzliche Straßen- und neun neue U-Bahnen 
für München sowie sieben U-Bahnen für Nürn-
berg, erläuterte Herrmann.

Die Mittel für die Busse dienten den Städten 
nicht nur zur Erneuerung ihrer Flotte, sondern 
auch zur Erweiterung der Fahrangebote. Allein 
in diesem Jahr werde der Freistaat ca. neun Mil-
lionen Euro in neue Busse für Augsburg, Mün-
chen, Nürnberg, Regensburg und Würzburg in-
vestieren, so der Verkehrsminister. Er sehe dar-
in einen Ansporn für die Bürgerinnen und Bürger 
auf den umweltfreundlichen ÖPNV umzusteigen.

Darüber hinaus will Herrmann verstärkt auf 

Verbindungen von Expressbussen und Bussen 
setzen, die innerhalb von Stadtteilen fahren. 
Hierfür stelle der Freistaat in den nächsten 
fünf Jahren aus dem Maßnahmenpaket der 
Staatsregierung zur Luftreinhaltung Betriebs-
kostenzuschüsse von 20 Millionen Euro zur 
Verfügung. Beispielhaft erwähnte er das Bus-
netz in München, das sich vielfach durch seine 
Zubringerfunktion zu den U- und S-Bahnstati-
onen auszeichne. Hier gelte es, das Potenzial 
eigenständiger Schnellbusse noch stärker zu 
nutzen. Dazu habe die Münchner Verkehrsge-
sellschaft bereits Vorschläge wie den Express-
Bus-Ring präsentiert.

Der Verkehrsminister ging schließlich noch 
auf das Sofortprogramm „Saubere Luft“ des 
Bundes ein. Es umfasst die Anschaffung von 
Elektrobussen sowie die Nachrüstung beste-
hender Busse mit SCR-Filtern. Das alleine rei-
che jedoch nicht aus. Daher würden die För-
dermaßnahmen des Bundes durch den Frei-
staat ergänzt. Ziel sei dabei vor allem, das An-
gebot im ÖPNV zügig zu erweitern sowie den 
Radverkehr zu stärken. Hierfür seien im Nach-
tragshaushalt 2018 zunächst 123 Millionen 
Euro vorgesehen. Das Maßnahmenpaket der 
Staatsregierung für ÖPNV und Radverkehr 
werde bis 2022 sogar rund 400 Millionen Euro 
umfassen, führte Herrmann aus. rm

130 Millionen Euro zur Stärkung des ÖPNV
Bayerischer Innovationspreis Ehrenamt:

Demokratie stärken 
Sechs innovative Projekte und fünf neue Ideen wurden in München 
mit dem Bayerischen Innovationspreis Ehrenamt gewürdigt. So-
zialministerin Emilia Müller verlieh die mit insgesamt 75.000 Eu-
ro dotierten Auszeichnungen und stellte dabei auch die neue „Zu-
kunftsstiftung Ehrenamt“ vor.  

Der Innovationspreis wur-
de heuer unter das Leitthema 
„Demokratie stärken: Mitma-
chen und teilhaben! Antwor-
ten aus dem Ehrenamt“ gestellt. 
Für innovative Projekte, die be-
reits realisiert werden, wurden 
sechs Einzelpreise in Höhe von 
je 10.000 Euro vergeben. Für 
neue Ideen und Konzepte, die 
unmittelbar umgesetzt werden 
können, gab es fünf Förderprei-
se von je 3.000 Euro.

Auseinandersetzung  
mit dem Thema Demokratie

Unter den Gewinnern ei-
nes Einzelpreises in Höhe von 
10.000 Euro ist die federführend 
vom Stadtjugendring Regens-
burg organisierte schulübergrei-
fende Jugendzeitung „Demokra-
tie leben“. Jugendliche verschie-
dener Schulformen setzen sich 
hier mit dem Thema Demokra-
tie auseinander und kommen so 
mit Politik in Berührung. 

Auch der Ski- und Wanderclub 
1946 e.V. aus Regensburg hat 
sich das Thema Demokratie auf 
die Fahnen geschrieben. Mit 
der Idee „Demokratie lernen im 
Sportverein“ übergibt er jungen 
Menschen mehr Verantwortung 
im Verein. Durch eine Satzungs-
änderung soll die Stimmberech-
tigung der Vereinsmitglieder auf 
16 Jahre gesenkt werden. Die-
se einfache, aber sinnvolle Idee 
wurde mit 3.000 Euro ausge-
zeichnet.

Unterstützung für Frauen,  
Jugendliche und Kinder

Mit 10.000 Euro gewürdigt 
wurde das Projekt „Zusammen-
leben – 270 Sekunden Grund-
rechteflimmern“ des Arbeits-
kreises „Keine sexuelle Gewalt. 
Unterstützung für Frauen, Ju-
gendliche und Kinder“ aus Co-
burg.  Jugendliche des Cobur-
ger Kinder- und Jugendtheaters 
wählten Artikel des Grundgeset-
zes aus und verknüpften sie mit 
Alltagsszenen. So entstanden 
neun Videoclips mit pantomimi-
schen Szenen, die auch in den 
Coburger Stadtbussen laufen 
und dort auf großes Interesse 
stoßen. Außerdem werden die 

Inhalte der Clips mit der interak-
tiven Stadtrallye „Grundrechte 
mit allen Sinnen“ verknüpft. 

Das Projekt „Menschen mit 
Behinderung im Ehrenamt“ der 
Lebenshilfe Schweinfurt und 
der Freiwilligenagentur Gemein-
Sinn (Dotation: 10.000) ist Mül-
ler zufolge gelebte Inklusion. Es 
ermöglicht Menschen mit Be-
hinderung selbst ein Ehrenamt 
zu übernehmen. Aktives Ehren-
amt wird so zur Teilhabechance 
in einer lebendigen Bürgerge-
sellschaft.

Junge Menschen unterschied-
lichen Alters haben sich beim 
Projekt „Interaktive Stadtfüh-
rung zu Orten des Nationalsozia-
lismus“ der Evangelischen Land-
jugend in Ansbach (10.000 Euro) 
intensiv mit der Geschichte des 
Dritten Reiches auseinander-
gesetzt. Sie sind in ihrer Stadt 
auf Spurensuche gegangen und 
wollen dies nun zu einem multi-
medialen Stadtrundgang in Ans-
bach weiterentwickeln. 

„Mut zum Kreuz –  
Ergreif Partei“

Um ein Filmprojekt von und 
für Jugendliche geht es bei „Mut 
zum Kreuz – Ergreif Partei“ des 
Bundes der Deutschen Katholi-
schen Jugend (BDKJ) aus Mün-
chen (10.000 Euro). Im Rah-
men der Bundestagswahl 2017 
entstanden sechs verschiede-
ne Kurzfilme unter dem Motto 
„Ein Tag im Leben eines Jugend-
lichen, wenn die Partei XY ge-
winnt“. Die jungen Teilnehmer 
verknüpften dabei die Ziele der 
einzelnen Parteien mit der Le-
benswirklichkeit von Jugendli-
chen. So wurde politische Bil-
dungsarbeit lebensnah und ju-
gendgerecht umgesetzt. 

Die Stiftung „Gute-Tat Mün-
chen & Region“ wurde für ih-
re Idee „Bürgerbeteiligung“ ge-
ehrt.  Im Rahmen der „Münch-
ner Initiative Nachhaltigkeit“ 
will sie dazu beitragen, die Zivil-
gesellschaft weiter zu stärken. 

Ebenfalls mit 10.000 Euro be-
dacht wurde das Projekt „Selbst 
ist die Region – Ehrenamt macht 
sich für die Heimat stark“ des 
Vereins ProNah e.V. aus dem 
Unterallgäu. Mit verschiede-

nen Aktionen und originellen 
Ideen konnte der Verein zu ei-
ner lebendigen Gemeinschaft 
beitragen. Die Themen Nah-
versorgung, Umwelt und Nach-
haltigkeit stehen besonders im 
Blickfeld. So hat das Projekt zur 
Bewusstseinsbildung in der Be-
völkerung beigetragen. Unter 
anderem war es Initiator der 
Gesundheitswoche Unterallgäu 
und des Klimaschutzkonzeptes 
Unterallgäu. 

Begeistern für  
ehrenamtliches Engagement

Mit der Aktion „Engagement to 
go“ des Referats für Jugend, Fa-
milie und Soziales der Stadt Nürn-
berg (3.000 Euro) sollen vor allem 
junge Menschen für ehrenamtli-
ches Engagement begeistert wer-
den. Dabei will die Stadt dahin ge-
hen, wo junge Menschen sind. 
Bei entsprechenden Großveran-
staltungen sollen sie über eine 
Plattform verschiedener Träger 
Informationen erhalten, welches 
Ehrenamt zu ihnen passt. Einen 
bleibenden Eindruck der Idee soll 
ein nachhaltiger Kaffeebecher im 
Stadtbild Nürnbergs hinterlassen. 

Zu den Gewinnern zählt auch 
die Idee „WieGe Königsbrunn“ 
des Helferkreises Asyl und 
Flucht Königsbrunn (3.000 Eu-
ro). Nach dem Motto „Wir – en-
gagiert – gemeinsam“ soll ein 
Projekt von und für geflüchte-
te Menschen entstehen. Dabei 
sollen deren Fähigkeiten, Kom-
petenzen und Fertigkeiten für 
die Integration genutzt werden. 
Ziel ist es, einen Ort der Begeg-
nung zu schaffen mit verschie-
denen Angeboten wie Sozialkü-
che, Integrationsgarten, Kinder- 
und Elterngruppen, Musikgrup-
pe, Lerncafe und einem Raum 
der Ruhe. 

Unkomplizierte  
Online-Tauschplattform

Im Rahmen der Idee „BAR - 
Bamberger Ressourcenpool“ von 
„kontakt – Das Kulturprojekt“ 
(3.000 Euro) soll eine unkom-
plizierte und kostenfreie On-
line-Tauschplattform eingerich-
tet werden, um gemeinnützigen 
Initiativen das Organisieren von 
Veranstaltungen zu erleichtern. 
Eventmaterial, Bürobedarf und 
Know-how können geteilt, ge-
tauscht oder verliehen werden. 

Bei der Präsentation der neu-
en „Zukunftsstiftung Ehrenamt 
Bayern“ verwies  Sozialministe-
rin Müller darauf, dass es vie-
le neue, innovative Ideen für 
bürgerschaftliches Engagement 
gibt. Manche benötigten eine fi-
nanzielle Starthilfe, um sich zu 
etablieren, wofür nun die Zu-
kunftsstiftung Ehrenamt Bay-
ern zur Verfügung stehe. Die 
Verbrauchsstiftung hat ein Ka-
pital von rund 2,5 Millionen Eu-
ro. Damit sollen vor allem klei-
nere Ehrenamtsprojekte künf-
tig finanziell unterstützt wer-
den. In den Stiftungsvorstand 
wurden Bayerns Arbeitsministe-
rin Emilia Müller als Vorsitzende 
sowie Professorin Dr. Doris Ro-
senkranz und Geschäftsführerin 
Jusra Al-Kaisi berufen. 

Die Verbrauchsstiftung hat 
den Vorteil, dass das Stiftungs-
vermögen und nicht nur die Er-
träge für den Stiftungszweck 
verbraucht werden können. 
Zustiftungen sind dabei mög-
lich. So können über einen Zeit-
raum von zehn Jahren vor allem 
kleinere und innovative Ehren-
amtsprojekte finanziell unter-
stützt werden. Die Zukunftsstif-
tung Ehrenamt Bayern versteht 
sich auch als Vermittlerin zwi-
schen anderen Stiftungen, Or-
ganisationen, Institutionen und 
Privatpersonen. So soll dem 
Bürgerschaftlichen Engagement 
in Bayern ein zusätzlicher Impuls 
gegeben werden.  DK

13. Integrationsministerkonferenz (IntMK) in Nürnberg:

Schlüssel für gelingende Integration 
sind Sprache, Arbeit und Wohnen

Bayerns Integrationsministerin Müller: „Länder sind sich einig: Für den Zusammenhalt unserer  
Gesellschaft braucht Integration eine klare Orientierung an unseren demokratischen Werten“

Ein positives Fazit zog Bayerns Integrationsministerin Emilia 
Müller in Nürnberg zum Abschluss der 13. Integrationsminis-
terkonferenz (IntMK). Unter Müllers Vorsitz setzten die für 
Integration zuständigen Ministerinnen und Minister, Senato-
rinnen und Senatoren der Länder dort ein starkes Signal der 
Einigkeit in Sachen Integration. 

Einstimmig haben sie den Leit-
antrag zum diesjährigen Mot-
to ‚Integration – Zusammenhalt 
durch Orientierung‘ angenom-
men. Müller zeigte sich hoch er-
freut: „Integration kann nur gelin-
gen, wenn die zu integrierenden 
Zuwanderinnen und Zuwanderer 
friedlich und aufgeschlossen mit-
ten in unserer Gesellschaft leben. 
Die Schlüssel dafür sind Sprache, 
Arbeit und Wohnen. Darüber hin-
aus müssen sie auch unserer Ge-
setze und Werte, wie beispiels-
weise die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau, akzeptieren. 
Nur so können wir den Zusam-
menhalt in unserer Gesellschaft 
erhalten.“

Schwerpunktthemen

Die jährliche Integrationsmi-
nisterkonferenz fand dieses Jahr 
unter dem Vorsitz Bayerns in 
Nürnberg statt. Auf der IntMK 
beraten und beschließen die 
Bundesländer über grundsätz-
liche und länderübergreifende 
Angelegenheiten der Integrati-
on von Menschen mit Migrati-
onshintergrund. 

Als Schwerpunkte wurden in 
diesem Jahr vor allem die The-
men Gesellschaftlicher Zusam-
menhalt, Aufgabenverteilung 
zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen, finanzielle Unter-
stützung des Bundes, Integrati-
on in Ausbildung und in den Ar-
beitsmarkt sowie Fragen rund 
um die gesetzliche Regelung der 
Zuwanderung behandelt.

Hamburgs Senatorin für Ar-
beit und Soziales, Familie und 
Integration Dr. Melanie Leon-
hard erklärte: „Es ist gut, dass 
wir auch in diesem Jahr wieder 
wichtige Beschlüsse zur Erleich-
terung der Integration in den Ar-
beitsmarkt gefasst haben. Es be-
steht Einigkeit darüber, dass die 
Aufnahme von Arbeit ein wichti-
ger Schritt zur erfolgreichen In-
tegration ist.“

Baden-Württembergs Minis-
ter für Soziales und Integration 
Manne Lucha ergänzte: „För-
derlücken und niederschwel-
lige Zugänge bei der Integrati-
on in den Arbeitsmarkt sind für 
mich der Schlüssel aus Fehlern 
zu lernen und neue Erfolgs- 

geschichten zu schreiben.“ 
Aus Sicht der Bayerischen In-

tegrationsministerin wurden auf 
 der 13. IntMK erneut viele wich-
tige Weichen für das Thema In-
tegration in Deutschland ge-
stellt. „Integration ist eine große 
Herausforderung mit Blick auf 
die Zukunftsfähigkeit Deutsch-
lands. Von ihrem Gelingen 
hängt der soziale Frieden nicht 
nur unserer, sondern auch künf-
tiger Generationen ab. Wir wol-
len Integration deshalb gestal-
ten und nicht dem Zufall oder 
dem guten Willen überlassen“, 
so die Ministerin.

Forderungen an den Bund

Die Länder haben sich auf der 
13. IntMK in Nürnberg unter an-
derem für folgende Punkte aus-
gesprochen:

Die IntMK setzte sich dafür 
ein, dass die interkulturelle Öff-
nung der Verwaltung und Zi-
vilgesellschaft weiter vorange-
bracht wird. Ferner begrüßten 
die Ministerinnen und Minister 
den Austausch zwischen Bund 
und Ländern und forderten den 
Bund auf, die bestehenden Re-
gelungen zur Steuerung von Zu-
wanderung in den Arbeitsmarkt 
zu ordnen und zu bündeln. Au-
ßerdem fordern die Länder den 
Bund auf, weiterhin ausreichend 
passgenaue Sprach-, Qualifizie-
rungs- und Weiterbildungsmaß-
nahmen zu entwickeln, Mittel 
für die soziale Wohnraumförde-
rung der Länder bereitzustellen 
sowie sich über das Jahr 2018  
hinaus an den Integrationskos-
ten zu beteiligen. 

Integrationsmaßnahmen 
müssen transparent und  
zukunftsweisend sein

Die Teilnehmer der Konferenz 
hielten zudem fest, dass Integra-
tionsmaßnahmen von Bund und 
Ländern transparent und zu-
kunftsweisend ausgerichtet sein 
müssen. Nur so kann sicherge-
stellt werden, dass gemeinsame 
Synergien entwickelt und die 
Ressourcen in Bund, Ländern 
und Kommunen optimal genutzt 
werden. Sie betonten auch, dass 
Integration kein neues Phäno-

men sei. In Deutschland leben 
viele gut integrierte Menschen 
mit Migrationshintergrund oft 
schon in zweiter, dritter und 
vierter Generation. 

Zudem fordert die IntMK 
mehrheitlich die neue Bundes-
regierung dazu auf, die Duldung 
auch für Geflüchtete einzufüh-
ren, die ihre im Ausland erwor-
benen Berufsqualifikationen an-
erkennen lassen wollen. Auch 
soll eine Förderlücke geschlos-
sen werden, die Geflüchtete an 
der Aufnahme einer Ausbildung 
oder eines Studiums hemmt.

Überprüfung der Qualität

Auch forderte die IntMK die 
Überprüfung der Qualität der In-
tegrationskurse sowie die finan-
zielle Aufstockung der Migra- 
tions- und Jugendmigrations-
beratung. Um eine nachhaltige 
und schnelle Integration in Aus-
bildung und Arbeit zu ermög-
lichen, unterstützte die Konfe-
renz ebenfalls einstimmig die 
Forderung nach einer besse-
ren finanziellen und personellen 
Ausstattung der Jobcenter. Zum 
Schutz der hier lebenden Mus-
lime spricht sich die IntMK klar 
gegen religiös begründeten Ex- 
tremismus aus. Sie sieht darin ei-
ne integrationsfeindliche Ideo-
logie, die die Grundfesten unse-
rer Gesellschaft in Frage stellt.

Voraussetzung für Wohlstand 
und sozialen Frieden

Die Vorsitzende der diesjäh-
rigen IntMK, Bayerns Integra-
tionsministerin Emilia Müller, 
zieht ein überaus positives Fazit 
der Konferenz: „Alle Länder sind 
sich darüber einig, dass eine ge-
lingende Integrationspolitik Vor- 
aussetzung für Wohlstand und 
sozialen Frieden in unserem 
Land ist. Gelingende Integrati-
on geht uns alle etwas an. Die 
für Integration zuständigen Mi-
nisterinnen und Minister, Sena-
torinnen und Senatoren werden 
sich deshalb auch weiterhin für 
dieses Thema stark machen. Das 
zeigen auch die vielen neuen Im-
pulse, die wir gemeinsam hier in 
Nürnberg gesetzt haben.“

Die Integrationsministerkon-
ferenz tagt einmal pro Jahr. Der 
Vorsitz wechselt jährlich. In die-
sem Jahr ist Bayern erstmalig 
Gastgeber der Konferenz. Im 
Herbst 2018 geht der Vorsitz 
von Bayern an Berlin über.  r
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vor wenigen Tagen hat Horst 
Seehofer das Amt des Baye- 
rischen Ministerpräsidenten 
abgegeben und Dr. Markus 
Söder wurde vom Landtag als 
sein Nachfolger gewählt. 

Es ist mir in diesem Zusam-
menhang ein großes Anliegen 
im Namen der Kommunalpo-
litischen Vereinigung (KPV), 
aber auch persönlich, Horst 
Seehofer für seine in hohem  
Maße kommunalfreundliche 
Politik zu danken. 

Fest steht: Die CSU-Staatsregierung hat un-
ter seiner Führung in der Zusammenarbeit mit 
den Gemeinden, Städten, Landkreisen und Be-
zirken eine neue Dimension geprägt. Dies at-
testieren ihm nicht nur seine Parteifreunde, 
sondern inzwischen auch viele Mandatsträger 
aus den Reihen der politischen Mitbewerber.  

Ja, es hat sich wirklich enorm viel getan unter 
seiner Regie, einige Beispiele will ich nennen:
•  Der Kommunale Finanzausgleich ist seit Jah-
ren auf Rekordhöhe, inzwischen über 9,5 Mrd. 
Euro. In keinem anderen Bundesland gibt es 
so eine Unterstützung. Die Stabilisierungshilfe 
hat dabei finanzschwachen Kommunen wie-
der eine Perspektive gegeben.
• Ein Heimatministerium wurde eingeführt 
und damit ein klares Zeichen für die Gestal-
tungskraft vor Ort und gleichwertige Lebens-
bedingungen in Stadt sowie vor allem auf dem 
Land gegeben.
• Der Heimatplan mit seiner Dezentralisierungs-
strategie (u. a. Behördenverlagerung, regio- 
nale Innovation mit Hochschulen und Technolo-
giezentren) entwickelte sich zu einem struktur-
politischen Erfolgsmodell, das inzwischen auch 
auf Bundesebene umgesetzt werden soll.
• Einzigartig war in den vergangenen Jahren 
das Programm des Freistaates beim Ausbau 
des Breitbandinternets mit über 1,5 Mrd. Euro.
• Dorferneuerung, Städtebau, Investitionsför-
derung für Krankenhäuser, und, und, und… Es 
gäbe noch so viel zu benennen.

Als es eng wurde in der Flüchtlingskrise, hat 
uns Horst Seehofer nicht im Stich gelassen. 
Wir haben die Herausforderungen gemeinsam 

bewältigt und hatten als Kom-
munen immer das Gefühl, 
dass er vor und hinter uns 
steht. Er hat in Bayern und auf 
Bundesebene für die kommu-
nalen Interessen gekämpft - 
und sich durchgesetzt (z.B. die 
5 Mrd. Euro Kommunalent-
lastung des Bundes)! Dies gilt 
übrigens auch für den neuen 
GroKo-Koalitionsvertrag, der 
beinhaltet, dass alle kommu-
nal wirksamen Programme 
weiterlaufen. Gut so!

Ministerpräsident Horst See- 
hofer war gerade für uns als 

KPV immer ein absolut verlässlicher Ansprech-
partner. Er hat keine unserer Einladungen aus-
geschlagen und sich bei unseren Diskussionen 
sogar in der stressigen Wahlkampfzeit ganz 
viel Zeit gelassen – bis zur allerletzten Frage. 
Aber nicht nur das. Er hat unsere Anliegen auf-
genommen und bei der Umsetzung Wort ge-
halten. Auch von selbst ist er immer wieder 
auf uns zugekommen, um die kommunalen 
Mandatsträger regelmäßig einzuladen und zu 
hören, wo vor Ort der Schuh drückt. 

Kurzum: „Danke Horst!“
In Summe lässt sich also festhalten, dass wir 

mit Horst Seehofer in Bayern einen Landes-
vater hatten, der die Kommunen stets als ei-
ne Herzensangelegenheit betrachtet und dies 
politisch zu seinem Maßstab gemacht hat. Als 
KPV wünschen wir ihm viel Kraft, Energie und 
Durchhaltevermögen bei seiner neuen Auf-
gabe als Bundesminister des Inneren für Bau 
und Heimat. Ich bin mir sicher, dass er auch in  
neuer Funktion seiner kommunalfreundlichen 
Linie treu bleibt und unser „heißer Draht“ zu 
ihm weiterglüht.

Aber auch Markus Söder wünschen wir als 
neuem Bayerischem Ministerpräsidenten al-
les Gute und bieten ihm die enge Zusammen-
arbeit als neuem erstem Mann im Freistaat an. 
Im Hinblick auf seine Politik gegenüber den 
Kommunen bin ich wie bei seinem Vorgän-
ger der Meinung, dass diese weiterhin höchs-
ten Stellenwert genießen wird. Hat er doch 
mit seinem Finanz- und Heimatministerium die 
praktische Umsetzung der Maßnahmen wie Fi-
nanzausgleich und Heimatplan immer mit Bra-
vour gemeistert und darüber hinaus eine Viel-
zahl eigener positiver Akzente gesetzt.

Als KPV haben wir den neuen „MP“ bereits 
zu uns eingeladen und werden baldmöglichst 
unsere Anliegen für die kommenden Jahre mit 
ihm diskutieren. 

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Danke Horst Seehofer! 
Alles Gute  

Markus Söder!

Liebe Leserinnen
und Leser,

22. März 2018

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Volksbegehren gegen „Flächenfraß“:

Scheinlösung  
für Städte und Gemeinden

Das Volksbegehren „Damit Bayern Heimat bleibt – Betonflut ein-
dämmen“ ist mit über 48.000 Unterschriften beim Bayerischen 
Innenministerium eingereicht worden. Für dessen Überprüfung 
auf Zulässigkeit bleiben nun noch viereinhalb Wochen Zeit. So-
wohl Bayerischer Städtetag als auch Bayerischer Gemeindetag 
stehen dem Volksbegehren ablehnend gegenüber.

Vorgesehen ist, den Flächen-
verbrauch ab 2020 bayernweit 
auf durchschnittlich 5 Hektar 
pro Tag zu begrenzen. Die Auf-
teilung an die Städte und Ge-
meinden soll nach statistischen 
Kriterien, wie etwa der Bevöl-
kerungsstärke der jeweiligen 
Kommune erfolgen. Die kon-
krete Ausgestaltung soll im Lan-
desentwicklungsprogramm ge-
regelt werden. Der parallel ein-
gereichte Gesetzentwurf der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen sieht darüber hinaus ein 
Handelssystem mit Flächenver-
brauchskontingenten vor.

Volksbegehren berührt  
verfassungsrechtlich  
garantierte Ziele

Nach Auffassung des Vorsit-
zenden des Bayerischen Städ-
tetags, Augsburgs Oberbürger-
meister Dr. Kurt Gribl, rückt die 
Diskussion über das Volksbe-
gehren das wichtige Ziel, den 
Flächenverbrauch zu reduzie-
ren, in das Bewusstsein der Be-
völkerung. Allerdings schie-
ße das Volksbegehren bei der 
Wahl der Mittel über das Ziel 
hinaus. „Denn das Volksbegeh-
ren berührt verfassungsrecht-
lich garantierte Ziele, wie die 
Schaffung bezahlbaren Wohn-
raums oder die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse und Ar-
beitsbedingungen. Und schließ-
lich würde der Gesetzentwurf 
des Volksbegehrens die verfas-
sungsmäßig garantierte kom-
munale Planungshoheit ein-
schränken.“

Kurt Gribl zufolge brauchen 
schrumpfende Städte und Ge-
meinden Perspektiven. Die Ver-
teilung von Flächenkontingen-
ten nach dem Maßstab aktu-
eller oder prognostizierter Ein-
wohnerzahlen würde den Status 
quo zementieren, anstatt Chan-
cen für die Zukunft zu öffnen. 
Rückläufige Bevölkerungsent-
wicklungen könnten somit ver-
stärkt werden, was dem Staats-
ziel widerspricht, gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse und Ar-
beitsbedingungen zu schaffen. 
Flächensparen lasse sich bes-
ser realisieren, wenn Städte und 
Gemeinden Instrumente an die 
Hand bekommen, um bereits 
versiegelte Flächen besser nutz-
bar zu machen. Besonders in 
den Ballungsräumen benötigten 
Städte und Gemeinden das nöti-
ge rechtliche Werkzeug, um In-
nenentwicklung vorantreiben 
zu können. 

Der Bayerische Städtetag hat 
der Landes- und Bundespoli-
tik bereits mehrere Vorschlä-
ge unterbreitet: Der Bund muss 
im Einkommensteuergesetz be-
fristet Vergünstigungen bei den 
Einkünften aus Land- und Forst-
wirtschaft für Grundstücksver-
äußerungen an Städte und Ge-
meinden vorsehen. In den ver-
dichteten Räumen wird es zu-
nehmend zur Herausforderung, 
Flächen im Innen- und Außen-
bereich für den Wohnungsbau 
zu mobilisieren. Viele Private, 
insbesondere Landwirte, zeigen 
beim derzeit niedrigen Zinsni-
veau und der Aussicht auf stei-
gende Grundstückspreise wenig 
Bereitschaft, Flächen zu verkau-
fen. 

Laut Präsident Gribl müssen 
den Städten und Gemeinden 
umfassende Handlungsspiel-
räume für eine vorausschauen-
de Flächenbevorratung eröff-
net werden. Sie müssen bereits 

im Vorfeld formeller städtebau-
licher Maßnahmen ein generel-
les Vorkaufsrecht für Grundstü-
cke auf eigenem Hoheitsgebiet 
haben, um rechtzeitig Bau-, 
Tausch- oder Ausgleichsflächen 
für die Schaffung neuen Wohn-
raums erwerben zu können. 
Gemeindliche Grundstücks-
geschäfte seien vom Geneh-
migungsvorbehalt des Grund-
stücksverkehrsgesetzes gänz-
lich freizustellen.

Nach den Worten des Städte-
tagschefs würde eine Flächen-
obergrenze den dringend nöti-
gen Bau neuer Wohnungen be-
hindern. Jede Verknappung des 
Bodens führe zu Preissteige-
rungen, die letztlich über hö-
here Mieten bei den Mietern 
ankommen. Eine starre Flä-
chenobergrenze hemme die 
Wohnungswirtschaft bei der 
Schaffung neuer Wohnungen. 
All diese Zielkonflikte blieben 
vom Volksbegehren unberück-
sichtigt. Auch das Gutachten, 
worauf sich die Initiatoren des 
Volksbegehrens berufen, wür-
dige diese Auswirkungen einer 
Flächenobergrenze auf ande-
re Rechtsgüter mit Verfassungs-
rang nicht. 

Offen für eine sachliche  
Auseinandersetzung

Der Bayerische Städtetag sei 
offen für eine sachliche Ausein-
andersetzung, wie die Flächen-
neuinanspruchnahme wirksam 
und bedarfsgerecht reduziert 
werden kann. Gribl: „Wirksam 
ist ein Mix zur Förderung der In-
nenentwicklung: Dies geschieht 
über Anreizprogramme, eine Er-
tüchtigung der rechtlichen Ins-
trumente der Innentwicklung, 
die zielgerichtete Anwendung 
der Instrumente des Baugesetz-
buchs. Und: Flächensparen kann 
über das Landesentwicklungs-
programm geschehen mit einer 
konsequenten Anwendung des 
Anbindegebots, wie es der Bay-
erische Städtetag kontinuierlich 

fordert: Neue Siedlungen und 
Gewerbegebiete sollen in An-
bindung an bestehende Sied-
lungsflächen ausgewiesen wer-
den. Damit lässt sich verhindern, 
dass Investoren aus Kostengrün-
den auf die ‚grüne Wiese‘ drän-
gen. Bei der letzten Fortschrei-
bung des Landesentwicklungs-
programms hat sich der Städte-
tag gegen weitere Ausnahmen 
zur Ansiedlung von Gewerbege-
bieten an Autobahnauffahrten 
ausgesprochen.“

Massiver Eingriff in die  
gemeindliche Planungshoheit

Laut Gemeindetagspräsident 
Dr. Uwe Brandl ist das Volksbe-
gehren „aller Voraussicht nach 
verfassungswidrig, weil es nicht 
festlegt, wie ein Gesetz gegen 
Flächenverbrauch im Einzel-
nen vollzogen werden soll. Die 
wesentlichen Kriterien werden 
nicht festgeschrieben. Außer-
dem würde ein solches Gesetz 
massiv in die gemeindliche Pla-
nungshoheit eingreifen, wenn 
der Staat jeder Gemeinde nur 
ein bestimmtes Kontingent zur 
Überplanung zuweisen würde. 
Die gemeindliche Entwicklung 
wäre über Jahre gehemmt.“ 

Der Bayerische Gemeindetag 
weist darüber hinaus darauf hin, 
dass das Volksbegehren falsch 
deklariert ist. „Es findet kein Flä-
chenfraß statt, wenn beispiels-
weise unbebaute Wiesen für 
Einfamilienhäuser mit Garten, 
Kindergärten mit Spielflächen, 
Schulen mit Pausenhöfen oder 
Krankenhäuser mit Ruhezonen 
bebaut werden. Es findet viel-
mehr eine Flächenumwandlung 
zugunsten der Bürgerinnen und 
Bürger statt. Das Volksbegehren 
trägt also schon den falschen Ti-
tel, unterstrich der Verbands-
chef.

Zudem wies Brandl darauf 
hin, dass völlig unklar bleibe, 
wie die überplanbaren Flächen 
festgesetzt werden und wie 
kontrolliert werden soll, ob die 
Gemeinde sich an die Festset-
zungen hält. „Das Volksbegeh-
ren verspricht den Bürgerinnen 
und Bürgern eine Scheinlösung. 
Jeder Unterzeichner sollte über-
legen, ob er künftig auf bezahl-

DIW-Studie:

Ländliche Räume stärken!
Anhand sämtlicher Wahlkreise in Deutschland hat sich das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung ein Bild über die Situation 
der AfD gemacht. Die Studie ergab, dass weniger ein Ost-West 
Gefälle, als vielmehr ein Gefälle zwischen Regionen mit Zukunfts-
sorgen und solchen, die boomen, zu erkennen ist.

Laut der DIW-Untersuchung 
zeigt sich, dass monokausale Er-
klärungsversuche zu kurz grei-
fen. Hohe AfD-Ergebnisse gin-
gen weder mit Arbeitslosigkeit 
noch ausschließlich mit nied-
rigen Einkommen einher, auch 
mit dem Ausländeranteil in den 
entsprechenden Wahlkreisen 
gebe es keine einschlägige Kor-
relation. Stattdessen zeichne 
sich ein differenzierteres Bild 
ab, bei dem zwischen west- und 
ostdeutschen Wahlkreisen un-
terschieden werden muss. 

So steigt der Zuspruch für 
die AfD, wenn in den Wahlkrei-
sen überdurchschnittlich viele 
Menschen im verarbeitenden 
Gewerbe arbeiten. Die Stim-
menanteile der Partei nehmen 
zudem in Wahlkreisen zu, in de-
nen das Haushaltseinkommen 
unterhalb des Bundesdurch-
schnitts liegt. Vor allem letzteres 
erklärt in westdeutschen Wahl-
kreisen, die sich durch erheb-
liche Schwankungsbreiten bei 
den durchschnittlichen Einkom-
men auszeichnen, die Variation 

des AfD-Ergebnisses. Im Wes-
ten reüssiert die Partei in Wahl-
kreisen, in denen Menschen im 
Durchschnitt entweder relativ 
wenig verdienen oder einer Tä-
tigkeit in der Industrie nachge-
hen.

Begleiterscheinung  
der grundlegenden  
wirtschaftlichen Probleme

Die Zustimmung zur AfD ist 
darüber hinaus in weniger ver-
dichteten Räumen sehr aus-
geprägt, in denen eine höhe-
re Dichte von Handwerksunter-
nehmen herrscht oder in denen 
sich ein ungünstiger demografi-
scher Wandel abzeichnet, also 
viele ältere und wenig jüngere 
Menschen leben. Beide Struk-
turmerkmale sind der DIW-Un-
tersuchung zufolge typisch für 
viele ostdeutsche Wahlkreise: 
„Sie sind eine Begleiterschei-
nung der grundlegenden wirt-
schaftlichen Probleme in die-
sen Wahlkreisen und erlauben 
somit gewisse Rückschlüsse auf 

den auffallend hohen Zuspruch 
für die AfD im Osten Deutsch-
lands.“

Zwar könnten individuel-
le Wahlentscheidungen nicht 
nachvollzogen werden, jedoch 
spreche vieles dafür, dass in 
dünner besiedelten Regionen 
mit überalterter Gesellschaft 
auch aufgrund einer empfunde-
nen Perspektivlosigkeit im Hin-
blick auf die weitere Entwick-
lung dieser Regionen der Zu-
spruch der Wählerinnen und 
Wähler für etablierte Parteien 
schwindet.

Diese Ergebnisse deuten nach 
Auffassung des DIW auf Hand-
lungsbedarf für die Wirtschafts- 
und Sozialpolitik hin. Die soziale 
Teilhabe müsse verbessert und 
zudem mehr Gewicht auf die 
Entwicklung strukturell schwa-
cher Regionen gelegt werden. 
Derzeit ließen sich bei der öf-
fentlichen Grundversorgung (et-
wa mit Schulen und Kranken-
häusern) auf lokaler Ebene Ten-
denzen beobachten, die beste-
hende wirtschaftliche Gefälle zu 
verstärken drohen.

„Setzt die Politik diese Stra-
tegie fort, nimmt sie die Zunah-
me regionaler Disparitäten und 
damit wohl auch die Verstär-

kung politischer Polarisierung 
billigend in Kauf. Um dieser Ent-
wicklung in den weniger ver-
dichteten Räumen der ostdeut-
schen Wahlkreise entgegen zu 
wirken, ist die Politik in Bund, 
Ländern und Kommunen gut be-
raten, in strukturschwachen Re-
gionen öffentliche Investitionen 
zur Absicherung dieser Grund-
versorgung zu stärken, diese In-
frastruktur also eher aus- statt 
abzubauen und über gezielte 
Anreize für private Investitionen 
in diesen Regionen nachzuden-
ken. Auch eine Entschuldung 
überschuldeter Kommunen be-
kommt vor diesem Hintergrund 
neues Gewicht“, heißt es in der 
Studie.

Ausländeranteil  
spielt keine Rolle

Insgesamt zeigt die Untersu-
chung, dass der Ausländeran-
teil in einer Region keine Rol-
le für die Ergebnisse spielt. Aus-
schlaggebend seien nahezu aus-
schließlich das Umfeld und die 
Zukunftsperspektiven einer Re-
gion. Dazu DIW-Präsident Mar-
cel Fratzscher: „Die Frustrati-
on von Menschen ist der Grund. 
Als Sündenbock für die eigenen 
Ängste müssen dann Ausländer 
herhalten.“

Zustimmung erfährt die 
DIW-Studie vom Deutschen 
Städte- und Gemeindebund.  
Hauptgeschäftsführer Gerd 
Landsberg zufolge „haben wir 
in Deutschland eine zunehmen-
de Spreizung zwischen reichen 
und armen Kommunen und Re-

gionen. Diese Entwicklung steht 
vielerorts in direkter Beziehung 
zu den Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels. Wir entfer-
nen uns zunehmend von dem 
Auftrag des Grundgesetzes, der 
vorsieht, dass die Lebensver-
hältnisse in ganz Deutschland 
gleichwertig sein sollen. Hier 
muss die Politik entschlossen 
gegensteuern, um dem Gefühl 
abgehängt zu sein entgegen-
zuwirken und Radikalisierungs-
tendenzen wirksam zu bekämp-
fen.“

Dazu gehöre das Bekenntnis, 
die Daseinsvorsorge – von der 
ärztlichen Versorgung über ei-
ne leistungsfähige Breitbandin-
frastruktur bis zu einem funk-
tionsfähigen ÖPNV  – flächen-
deckend zu gewährleisten. Die 
neue Bundesregierung müsse 
ein Aktionsprogramm zur Stär-
kung der ländlichen und abge-
hängten Regionen auflegen. Be-
hörden, aber auch Wirtschafts-
strukturen, müssten dort ge-
stärkt werden. Notwendig seien 
Hoffnungssignale für die Men-
schen vor Ort, die ihnen ver-
mitteln, dass sie nicht verges-
sen sind und dass man sich auch 
in der „großen Politik“ um sie 
kümmert. 

Nach Landsbergs Überzeu-
gung ist es wichtig, nicht allein 
Geld zu verteilen, sondern Hilfe 
zur Selbsthilfe zu leisten, so dass 
die Stärken, die es in jeder Regi-
on gibt, weiterentwickelt wer-
den können. Die Kommunen 
stünden bereit, ein solches Pro-
gramm mitzutragen und auszu-
gestalten.  DK

baren Wohnraum, Bildungsein-
richtungen oder Freizeitange-
bote verzichten möchte“, unter-
strich der Präsident.  DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
teuer, ebenso wenig durch-
dachte technische Anlagenkon-
zepte“, machte Kölsch deut-
lich. Fehlerquellen seien zudem 
u. a. zu lange Wärmenetze, das 
Schielen auf die maximale För-
derung und unprofessionel-
le Vertragswerke. Die BayWa 
Energie Dienstleistungs GmbH 
dagegen baue und betreibe auf 
eigenes Risiko. In punkto Aus-
schreibungen riet Kölsch dazu, 
sich die Vorplanungskosten zu 
sparen und auf ein „detaillier-
tes Leistungsverzeichnis bis zur 
letzten Schraube“ zu verzichten. 
Stattdessen biete sich eine funk-
tionale Ausschreibung an. 

Mit dem Start des Projekts 
„Bayern Mobilität 2030“ im 
Jahr 2014 leistete der Bayeri-
sche Bauindustrieverband laut 

(Fortsetzung von Seite 1)
zenverbänden erarbeiten. Der 
Fraktionschef sprach sich für ei-
ne möglichst lange Übergangs-
frist und eine exakte Finanzver-
teilung aus. Die politische Linie 
müsse klar erkennbar sein. Zu-
gleich warnte Kreuzer vor „Be-
gehrlichkeiten der Bürger, die 
uns möglicherweise überrollen 
werden“.

Nach dem Willen der Freien 
Wähler sollen die wegfallen-
den Anliegerbeiträge künftig 
aus allgemeinen Steuermitteln 
über einen Fördertopf des Frei-
staates über 150 Millionen Eu-
ro jährlich abgedeckt werden, 
damit der Einnahmeausfall der 
Kommunen ersetzt wird und der 
Sanierungsstau abgearbeitet 
werden kann. Außerdem müss-
ten alle noch nicht abgeschlos-
senen Maßnahmen beitragsfrei 
gestellt werden, was auch eine 
Rückzahlung von bereits geleis-
teten Vorauszahlungen bei noch 
nicht abgeschlossenen Maßnah-
men bedeute. Dies müsste aus 
dem Fördertopf als erstes be-
dient werden.

Gas geben im  
Staatsstraßenbau

„Einiges im Argen“ liegt Kreu-
zer zufolge beim Thema Bau und 
Erhalt von Staatstraßen. Hier sei 
der Freistaat aufgrund der per-
sonellen Besetzung der Bauäm-
ter „eher limitiert“. Trotzdem 
gelte es, bei den Unterhalts-
maßnahmen im Staatsstraßen-
bau „Gas zu geben“.

Achtsamkeit beim  
Flächenverbrauch 

Als „große Gefahr“ bezeich-
nete der Fraktionsvorsitzende 
die von den Grünen angestrebte 
gesetzliche Grenze für den Flä-
chenverbrauch. Es sei wichtig, 
den Kommunen und der regio-
nal verankerten Wirtschaft Ent-
wicklungsmöglichkeiten zu ge-
ben, aber gleichzeitig mit den 
Flächen in Bayern möglichst 
sorgsam und schonend umzu-
gehen. Die CSU sei keineswegs 
gegen eine Reduzierung des Flä-
chenverbrauchs, wolle dies aber 
mit den Gemeinden und nicht 
gegen sie umsetzen. Die Grünen 
hätten jedenfalls keinerlei Lö-
sungsansätze anzubieten. 

Ihre Initiative zum Volksbe-
gehren fordert eine Obergren-
ze von 5 Hektar pro Tag. Der 
Flächenverbrauch in Bayern 
liegt derzeit bei 9,8 Hektar pro 
Tag. Etwa 50 % der Flächenin-
anspruchnahme entfallen auf 
Wohnen. Eine Begrenzung der 
Flächeninanspruchnahme wür-
de aus Kreuzers Sicht massiv in 
die kommunale Planungshoheit 
eingreifen und zudem zu einer 
Preissteigerung für Bauland und 
Wohnungen führen.

Auch bei der Errichtung 
und dem Betrieb kommunaler 
Schwimmbäder unterstützt der 

Freistaat die Gemeinden und 
Städte. Zum Beispiel bei Bau-
maßnahmen an Schulschwimm-
bädern bereits mit bis zu 80 Pro-
zent, in begründeten Einzel-
fällen sogar mit bis zu 90 Pro-
zent, so Kreuzer. Im Rahmen des 
Kommunalen Finanzausgleichs 
will Bayern künftig noch mehr 
Unterstützung leisten. In einer 
Arbeitsgruppe soll nun der Ge-
samtbedarf ermittelt und aus-
gelotet werden, wie eine künfti-
ge Förderung aussehen könnte. 
Auch Möglichkeiten der inter-
kommunalen Zusammenarbeit 
sollten dabei nicht außer Acht 
gelassen werden.  

In punkto Wohnungsbau wies 
der Fraktionschef darauf hin, 
dass aufgrund Fachkräfteman-
gels Kapazitäten nicht mehr auf-
gestockt werden können. Die-
ses Problem dürfe nicht unter-
schätzt werden, warnte er. 

Problematische  
Diesel-Fahrverbote

Juristisch äußerst schwierig 
ist nach Kreuzers Auffassung 
das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts Leipzig zu mögli-
chen Diesel-Fahrverboten. Die 
Einführung einer blauen Plaket-
te würde flächendeckende Zo-
nenfahrverbote nach sich zie-
hen. Dies sei nicht zielführend, 
da allein schon ein immenser 
Kontrollaufwand nötig wäre. 
Vorstellbar sei vielmehr ein stre-
ckenbezogenes Fahrverbot. Im 
Übrigen hätten Tests ergeben, 
dass eine Hardware-Nachrüs-
tung von Euro-5-Dieselfahrzeu-
gen deren Stickoxid-Emissionen 
im Stadtverkehr um bis zu 70 
Prozent verringern kann. Kreu-
zer erscheint es deshalb sinn-
voll, sich über entsprechende 
technische Lösungen zu infor-
mieren.

Gewaltige Dynamik  
beim schnellen Internet

Bayerns Kommunen sind auf 
dem Weg zur Datenautobahn. 
Kreuzer zufolge sind bereits 
über 97 Prozent aller Kommu-
nen in Bayern in das bayerische 
Breitband-Förderverfahren ein-
gestiegen. Vor allem im ländli-
chen Raum zeige sich eine „ge-
waltige Dynamik“: Die Versor-
gung mit schnellem Internet 
stieg seit 2013 um 40 Prozent-
punkte auf 67 Prozent. In den 
geförderten Projekten wird nur 
Glasfaser verbaut und die Kom-
mune entscheidet, ob bis zum 
Kabelverzweiger (FTTC) oder bis 
in das Haus (FTTB). 

Weniger rosig stellt sich die Si-
tuation bei der Mobilfunkver-
sorgung dar. Aufgrund über-
lasteter Leitungen sei gerade 
in ländlichen Räumen der Zu-
stand „unbefriedigend“.  Gera-
dezu „katastrophale Zustände“ 
herrschten in Teilen Niederbay-
erns und der Oberpfalz, attes-
tierte Kreuzer.  

Zu wenig Frauen  
in der Kommunalpolitik

Themawechsel. „Frauen füh-
ren Kommunen“ heißt eine Ar-
beitsgemeinschaft des Bayeri-
schen Gemeindetags, die sich 
seit drei Jahren dafür einsetzt, 
dass die mangelnde Repräsen- 
tanz von Frauen in der Kommu-
nalpolitik möglichst bald der 
Vergangenheit angehört. Sieben 
Bürgermeisterinnen gehören 
dem Kern der Arbeitsgruppe an, 
aus jedem Regierungsbezirk ei-
ne. Sie kümmern sich – mittler-
weile auch länderübergreifend 
– um anstehende Treffen, das 
Networking und den Austausch.

Christine Borst, seit 2008  
1. Bürgermeisterin der Gemein- 
de Krailling, ist Sprecherin der 
ARGE. Sie verwies vor den 
KPV-Mitgliedern darauf, dass 
bayernweit nur acht Prozent al-
ler kommunalen Chefs weiblich 
seien. In ganz Deutschland liege 
der Anteil der Frauen immerhin 
bei zehn Prozent. 

Da diese Zahlen kein reprä-
sentatives Abbild der Bevölke-
rung darstellten, müsse sich die 
Gesellschaft dringend Gedanken 
machen, wie Frauen der Einstieg 
in die Lokalpolitik erleichtert 
werden kann, betonte Borst. 
Beide Geschlechter sollten aus 
ihrer Sicht gleichberechtigt zum 
Zuge kommen. 

Die ARGE setze sich hier zwei 
wichtige Ziele: Rückhalt für die 
amtierenden Bürgermeisterin-
nen sein und möglichst vielen 
Frauen den Weg in die Kom-
munalpolitik ebnen. „Im Hin-
blick auf die kommende Wahl 
2020 möchten wir, dass sich vie-
le Frauen aufstellen lassen“, er-
klärte die Bürgermeisterin. Ge-
rade die CSU hinke hier den an-
deren Parteien deutlich hinter-
her. Dabei sei Gemeindearbeit 
vielseitig und abwechslungs-
reich und „man kann sehr viel 
bewegen“, erläuterte Christine 
Borst. 

Imagekampagne für  
Bürgermeisterinnen

Damit das Amt für Frauen at-
traktiver wird, riet sie, über al-
ternative Zeitmodelle nachzu-
denken. Sieben Tage die Wo-
che mit Abendterminen, dazu 
Veranstaltungen am Wochen-
ende – dies sei einfach nicht 
besonders familienfreundlich. 
Wichtig sei auch die Vorbild-
funktion. Frauen müssten er-
kennen, dass es Frauen gibt, 
die Familie haben und es trotz-
dem schaffen. 

Um Frauen im Kommunal-
wahlkampf sichtbar zu ma-
chen, wäre aus Sicht der KPV ei-
ne Imagekampagne für weibli-
che Bürgermeister oder generell 
für den Beruf des Bürgermeis-
ters ein möglicherweise geeig-
netes Instrument. Damit wäre 
vielleicht schon viel gewonnen. 
Noch ist Zeit.  DK

Innovation siegt ...

Ambitioniertes Aufgabetableau ...

Dr. Josef Wallner seinen Beitrag 
zu gleichwertigen Lebensbedin-
gungen in Stadt und Land. Ge-
lingen könne dieses Vorhaben 
nur auf Basis einer hochwerti-
gen und gut ausgebauten Ver-
kehrsinfrastruktur. Eine unab-
hängige Expertenkommission 
habe sich u.a. konkret für das 
Konzept einer Landesweit Inte-
grierten Verkehrsplanung – LIV, 
neuen Finanzierungssystemen 
und mehr Koordination, für Di-
gitalisierung und Mobilität, ei-
ne nachhaltige Verkehrsinfra-
struktur mit den Bürgern sowie 
die Beschleunigung und Verein-
fachung von Genehmigungsver-
fahren ausgesprochen.

Modellprojekte in den drei 
bayerischen Regionen Land-
kreis Berchtesgadener Land inkl. 
Landkreis Traunstein und Land 

Salzburg (Vernetzung im ÖP-
NV in grenznaher Region), Land-
kreis Bayreuth (Entwicklung von 
E- Mobilitätsstationen im ländli-
chen Raum) und Landkreis Cham 
(ÖPNV-Angebote für Schwach-
lastzeiten im ländlichen Raum 
auf Basis digitaler Systeme) sol-
len Wallner zufolge widerspie-
geln, um was es letztlich geht: 
um zukunftsfähige Mobilität für 
Menschen und ihre individuellen 
Ansprüche an gleichwertiges Ar-
beiten, Leben und Wohnen in al-
len Regionen Bayerns. 

Bezahlbarer Wohnraum

Wie für jedermann bezahlba-
rer Wohnraum ermöglicht wer-
den kann, darüber informierte 
Dr. Christoph Maier, baucultur 
project GmbH. Zusammen mit 
seinen Partnern im forum bau-
cultur hat er die „Wohngenera-
tion³“ entwickelt. Im Kern dreht 

es sich dabei um zwei Punkte. 
Zum einen wird bedarfsgerech-
ter, 100 Prozent bezahlbarer 
Wohnraum geschaffen und zum 
anderen wird besonderer Wert 
auf das gute Zusammenleben 
der Mieter verschiedener Gene-
rationen gelegt. 

Für die Bestimmung des be-
darfsgerechten und bezahlba-
ren Wohnraums wurden drei 
Zielgruppen definiert: Senioren, 
Alleinstehende mit ein bis zwei 
Kindern sowie junge Familien 
mit zwei bis drei Kindern. Deren 
Wohnbedarf und Budget wur-
den analysiert und dazu passen-
de, bezahlbare Wohnangebote 
entwickelt.

Der Gemeinschaftsgedanke 
wird in besonderer Weise vom 
direkten Austausch der Gene-
rationen Senioren, Eltern und 
Kinder mit wechselseitiger Un-
terstützung etwa bei der Haus-
aufgabenbetreuung oder Ein-
kaufsservice getragen. Ein erster 
Schritt dazu: Die Gründung eines 
Bewohnervereins, in dem die 
Bewohner in Eigenregie die Be-
lange des Hauses organisieren. 

Zinsvergünstigte  
Förderprogramme 

Stichwort Finanzierung: Wie 
Thomas Leicht erläuterte, bietet 
die BayernLabo als Kommunal- 
und Förderbank des Freistaats 
Bayern den bayerischen Ge-
bietskörperschaften und kom-
munalen Zweck- und Schulver-
bänden zinsvergünstigte För-
derprogramme zur Investiti-
onsfinanzierung und klassische 
Kommunalkredite mit Zinsfest-
bindungen bis zu 30 Jahren an. 

Mit dem kommunalen Wohn-
raumförderungsprogramm 
(KommWFP), der zweiten Säule 
des Wohnungspakts Bayern, un-
terstützen Freistaat Bayern und 
BayernLabo bayerische Gemein-
den dabei, selbst preisgünstigen 
Wohnraum zu schaffen. Auch 
Landkreise können das Pro-
gramm für den Bau von Wohn-
heimen für das Personal ihrer 
Krankenhäuser nutzen.

Gefördert werden der Neu-, 
Um- und Anbau sowie die Mo-
dernisierung und der Erster-
werb von Mietwohnungen. För-
derfähig sind auch der Grunder-
werb und das Freimachen von 
Grundstücken, soweit sie im Zu-
sammenhang mit den baulichen 
Maßnahmen stehen. Die  Bera-
tung zu förderrechtlichen Fra-
gen und die Antragstellung er-
folgen direkt bei der jeweiligen 
Regierung im Sachgebiet 35. 

Mobilität mit  
schadstoffarmen Antrieben

Wer mobil sein muss, kommt 
an Elektro- und CNG-Fahrzeu-
gen auf Dauer nicht vorbei, un-
terstrich im Anschluss Thomas 
Wöber (gibgas consulting im 
Auftrag des Landesinitiativkrei-
ses ErdgasMobilität Bayern). Auf 
Basis der „Well-to-Whell-Be-
trachtung“, der ganzheitlichen 
Effizienzbetrachtung des Treib-
hausgases CO2 – und zwar vom 
Bohrloch (Erzeugung) bis zum 
Rad (Verwendung) – hätten die 
CNG-Gas- und Elektrofahrzeu-
ge starke Argumente. Der Kraft-
stoff CNG, der aus den Quellen 
Biomethan, Erdgas und Met-
han aus Ökostrom bereitgestellt 
werden kann, überzeuge auch 
hinsichtlich Wirtschaftlichkeit, 
Sicherheit und leistungsstarken 
Motoren.

Gerade im kommunalen Ein-
satz könnten bestimmte Fahr-
zeug-Klassen optimal einge-
setzt werden, sei es für den 
Bürgermeister, bei Botengän-
gen, bei der Bereitstellung von 
Fahrleistungen im Öffentli-
chen Personen-Nahverkehr so-
wie im technischen Service-Be-
reich. Als Beispiel nannte Wö-
ber den mehrfach ausgezeich-
neten Volkswagen Caddy Maxi 
1.4 TGI (81 kW/110 PS) als Kas-
tenwagen, der eine Reichweite 
mit CNG von bis zu 860 km hat, 

zudem den VW Golf 1.4 TGI, den 
SEAT Leon ST 1.4 TGI sowie Au-
di A3 Sportback 1.4 g-tron und 
Audi A4 Avant 2.0 g-tron. Der 
Fuhrpark der Verkehrsbetriebe 
Nürnberg bestehe aus CNG Bus-
sen mit Erdgas, während die Ver-
kehrsbetriebe Augsburg 90 CNG 
Busse mit Biomethan unterhiel-
ten. Laut Wöber wurde die Steu-
erbegünstigung für CNG jetzt bis 
2026 verlängert. Aktuell gibt es 
in Deutschland 860 CNG-Tank-
stellen, davon 123 in Bayern. 

Innovative  
Nahwärmeprojekte

Nahwärmeprojekte von der 
Vision bis zum laufenden Be-
trieb werden von der Natur-
strom AG realisiert. Angesto-
ßen von Genossenschaften, Ge-
meinden oder Gewerbetreiben-
den werden nach den Worten 
von Tobias Huter zu Beginn ei-
nes Projekts detaillierte Mach-
barkeitsstudien durchgeführt. 
In der Konzeptionsphase kon-
kretisierten sich die Pläne, die 
im Bau gemeinsam mit vertrau-
ten Partnerfirmen verwirklicht 
würden. Damit die Wertschöp-
fung vor Ort bleibt, lege man 
Wert darauf, die Anliegen der 
lokalen Akteure aus der Region 
einzubinden. 

Neben einem möglichst ho-
hen Anteil an solarthermischer 
Wärmebereitstellung liegt der 
Unternehmens-Fokus auf der 
Nutzung von Abwärme aus Bio-
gasanlagen oder Industrie und 
der Kopplung der Sektoren 
Strom und Wärme. Das Nahwär-
menetz in Hallerndorf ist das 
erste Nahwärmeprojekt von Na-
turstrom, bei dem eine große 
solarthermische Freilandanla-
ge eingesetzt wurde. Ähnliche 
Nahwärmenetze setzte das Un-
ternehmen bereits erfolgreich 
in Lupburg in der Oberpfalz 
und im oberfränkischen Markt 
Marktschorgast um. Zudem ist 
Naturstrom Pionier im Mieter-
strommarkt mit bundesweiten 
Projekten und massentaugli-
chen Prozessen.

Effizienzsteigerung bei der 
Trinkwasserversorgung

Über „Effizienzsteigerung bei 
Brunnenbau und -unterhalt für 
die Trinkwasserversorgung“ in-
formierte Ferdinand Summa, 
OCHS Bohr GmbH. Er verwies 
darauf, dass Effizienzsteigerung 
bedeute, nicht grundsätzlich 
mehr Förderleistung pro Tag aus 
einem Brunnen zu bekommen, 
sondern mehr Gesamtförder-
menge pro Brunnenleben. Effizi-
enzsteigerungen seien möglich 
bei Planung und Neubau, bei 
der Sanierung von Altbrunnen 
sowie der Ausrüstung und dem 
Betrieb der Brunnen.

Wie Summa ausführte, ist 
der Alterungsprozess von Brun-
nen zwar nicht aufzuhalten, 
lässt sich aber durch eine re-
gelmäßige Wartung verzögern. 
Nach Neuerstellung eines Brun-
nens sollte die erste Untersu-
chung nach ca. drei Jahren statt-
finden. Je nach Ergebnis sollten 
die Intervalle zwischen fünf und 
zehn Jahren liegen. Turnusmä-
ßige optische Untersuchungen 
des Brunnens ermöglichten, vor 
Nachlassen der Förderleistung 
Alterungsprozesse zu erkennen. 
„Bereits bei einem Leistungsver-
lust von 10 bis 20 Prozent ist der 
Zeitpunkt zu spät, erklärte Sum-
ma. Die Regenerierung erforde-
re einen hohen Aufwand und 
damit hohe Kosten. Zudem sei 
der Brunnen dann auch schlech-
ter zu seiner ursprünglichen 
Leistung regenerierbar.

Die Bedeutung der Infrastruk-
tur für die Entwicklung Bayerns 
skizzierte Altlandrat Hermann 
Steinmaßl, ehemaliger Spre-
cher der bayerischen Landrä-
te für das Landesentwicklungs-
programm Bayern. Er wies da-
rauf hin, dass der kontinuierli-
che Bevölkerungszuwachs den 
Druck auf die Fläche erhöht. Zu-

dem verändere und beanspru-
che die Energiewende das Land. 
Aus Steinmaßls Sicht ermög-
licht eine intakte und leistungs-
fähige Verkehrsinfrastruktur die 
vielfältigen Verflechtungen und 
Wechselwirkungen in der Ge-
sellschaft und in der arbeitstei-
ligen Wirtschaft und damit die 
Verwirklichung der Grundbe-
darfe (Daseinsfunktionen).

Plädoyer für gemeindlichen 
Gestaltungs- und  
Entscheidungsspielraum

Die „Heimat Bayern“ be-
stehe nicht nur aus Metropo-
len, bemerkte der Altlandrat. Er 
plädierte für mehr gemeindli-
chen Gestaltungs- und Entschei-
dungsspielraum – Stichwort Ein-
heimischenmodell. Darüber hin-
aus müssten Innenentwicklung 
und Brachflächenentwicklung 
Vorrang haben. Auch seien eine 
dichtere Wohnbebauung sowie 
mehr Geschosse und Tiefgara-
gen bei gewerblich genutzten Ge-
bäuden ratsam. Die Umwidmung 
landwirtschaftlicher Gebäude so-
wie das Aufstellen von Bebau-
ungsplänen für den Außenbe-
reich ergänzten das Portfolio an 
kommunalen Maßnahmen.

Heimatstrategie des  
Heimatministeriums

Referatsleiterin Christiane 
Plempel-Scholl vom Bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Hei-

Christiane Plempel-Scholl und 
Theresa von Hassel (v.l.). r

mat skizzierte abschließend die 
Heimatstrategie des 2013 einge-
richteten Heimatministeriums, 
die auf den Säulen Kommuna-
ler Finanzausgleich, Strukturent- 
wicklung für ganz Bayern, Breit-
bandausbau, Regionalisierung 
von Hochschulen und Behör-
denverlagerung beruht.

Die Behördenverlagerung wur-
de initiiert, um sichere und qua-
lifizierte Arbeitsplätze von staat-
licher Seite auch in struktur-
schwächere Regionen zu brin-
gen. Gestartet wurde 2015 mit 
dem Konzept „Regionalisierung 
von Verwaltung“, die die Verla-
gerung von über 50 Behörden 
und staatlichen Einrichtungen 
mit 3.155 Personen (2.225 Be-
schäftigte und 930 Studierende) 
in alle Regierungsbezirke Bay-
erns mit den Schwerpunkten 
Oberfranken, nördliche Ober-
pfalz und Niederbayern erfah-
ren. Plempel-Scholl zufolge wur-
de dabei Wert darauf gelegt, 
dass Arbeitsplätze in allen Qua-
lifikationsebenen entstehen. 
Für die neuen Behördenstand-
orte wurden vorrangig Regio-
nen ausgewählt, die im Raum 
mit besonderem Handlungsbe-
darf liegen und nicht im Rahmen 
der Hochschulinitiativen bereits 
umfangreich gefördert wurden. 
Konversionsgemeinden wurden 
ebenfalls berücksichtigt.

In den ersten drei Jahren ha-
ben 37 Behörden und staatliche 
Einrichtungen, d. h. bereits 60 
Prozent der Verlagerungsprojek-
te, ihren Betrieb aufgenommen. 
Bis Ende 2018 sollen elf weite-
re Behörden verlagert werden. 
Im Jahr 2025 soll das Projekt ab-
geschlossen sein. Ziel ist es, das 
Konzept ohne Zwangsverset- 
zungen umzusetzen.  DK
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Deutscher Städtetag:

Wohnraum und Grundsteuer
Die Themen Wohnungsvermietung und Grundsteuerreform stan-
den auf der Agenda der jüngsten Sitzung von Präsidium und 
Hauptausschuss des Deutschen Städtetages in Lübeck. Geht es 
nach dem Willen der deutschen Städte, soll die Vermietung von 
Wohnungen als Ferienwohnungen in Gebieten mit Wohnungs-
knappheit kontrolliert und wo nötig eingedämmt werden kön-
nen. Dafür werden von Bund und Ländern entsprechende Geset-
ze und Rechtsinstrumente gefordert.

Wer in Gegenden mit Wohn-
raummangel seine Wohnung voll- 
ständig und wiederholt als Fe-
rienwohnung vermieten möch-
te, soll dafür künftig eine Ge-
nehmigung beantragen müssen. 
Die Städte wünschen sich au-
ßerdem, dass Wohnungsanbie-
ter auf den einschlägigen Porta-
len für die Kommunen erkenn-
bar sind. Dies kann geschehen, 
indem Ferienwohnungsanbie-
ter verpflichtet werden, eine an-
onymisierte Nummer innerhalb 
der Anzeige aufzuführen, die sie 
zuvor bei der Kommune durch 
eine Registrierung erhalten ha-
ben. Diese Angaben seien für 
die Kommunen nötig, um den 
Markt leichter erfassen und re-
geln sowie die steuerrechtlichen 
Pflichten der Vermieter umset-
zen zu können.

Geschäftsmodell von  
Online-Wohnungsvermittlern

„Wenn Mieter oder Eigentü-
mer ihren Wohnraum über so 
genannte Sharing-Portale hin 
und wieder Gästen überlassen, 
ist das unbedenklich. Das för-
dert womöglich den Städtetou-
rismus und sorgt für Mehrein-
nahmen bei Gastronomie und 
Handel. Die Sharing-Idee teilen 
wir in den Städten durchaus“, 
erläuterte der Präsident des 
Deutschen Städtetages, Ober-

bürgermeister Markus Lewe aus 
Münster. Problematisch wer-
de es aber, wenn dort, wo der 
Wohnraum schon sehr knapp 
ist, durch gewerbliche Fremd-
vermietungen über Sharing-Por-
tale dauerhaft Wohnungen vom 
Markt genommen werden. Die-
se zweckentfremdete Nutzung 
verteuere und verknappe den 
Wohnraum in diesen Städten 
zusätzlich. Zudem schaffe sie 
Konflikte im Zusammenleben 
der Menschen, etwa durch 
Lärmbelästigung. Solche negati-
ven Auswüchse bis hin zu „ille-
galen Hotels“ wollten die Städte 
vermeiden können.

Das Geschäftsmodell von On-
line-Wohnungsvermittlern wie 
Airbnb, Booking.com, WIMDU, 
9flats etc. ermöglicht es Wohn-
raumeigentümern und -mietern, 
auf einfachstem  Wege und auf 
unbegrenzte Dauer Wohnungen 
privat als Ferienwohnungen zu 
vermieten. Vor allem attraktive 
Metropolen, Städte mit bedeu-
tenden Messestandorten und 
viele Universitätsstädte beob-
achten mit wachsender Sorge, 
dass die missbräuchliche Über-
lassung von Wohnraum als Feri-
enwohnung zunimmt und damit 
der Druck auf Preise und Mieten 
zusätzlich steigt.

Auch wächst dort die Zahl der 
vermeintlich privaten Ferien-
wohnungsvermieter, die gleich 

mehrere vollständige Wohnein-
heiten innerhalb einer Stadt 
vermieten, ohne sich den klas-
sischen Regeln für Hotels in 
Sachen Brandschutz, Sicher-
heit etc. zu unterwerfen, be- 
tonte Lewe: „Städte mit knap-
pem Wohnraum und steigen-
den Mieten haben ein großes In-
teresse, gegen diese Auswüchse 
vorzugehen. Wir wollen, dass 
die Menschen die in ihrer Stadt 
vorhandenen Wohnungen dau-
erhaft zum Wohnen nutzen kön-
nen. Das erwarten nicht nur die 
Menschen, die in diesen Städten 
leben, das erwarten auch dieje-
nigen, die neu in diese Städte 
hinzuziehen.“

Datenschutz beachten

Nach Lewes Auffassung soll-
ten Bund und Länder die Platt-
formanbieter verpflichten, An-
fragen der Städte zu den Beher-
bergungsanbietern zu beant- 
worten. Auch müsse die EU- 
Kommission die datenschutz-
rechtlichen Voraussetzungen da- 
zu schaffen. Darüber hinaus 
gelte es, potenzielle Vermie-
ter für das Problem zu sensibili-
sieren und vor der missbräuch-
lichen Vermietung abzuschre-
cken. „Und es geht darum, die 
Städte in die Lage zu bringen, 
Verstöße effektiv sanktionieren 
zu können. Eine Anzeigepflicht 
von Vermietern gegenüber der 
Kommune in Kombination mit 
der verpflichtenden Angabe ei-
ner anonymisierten Aktennum-
mer im Vermietungsangebot er-
scheint als der richtige Weg, um 
lokale Zweckentfremdungsver-
bote von Wohnraum kontrollie-

ren zu können“, führte der  Städ-
tetagspräsident aus.

Von der Bundesregierung und 
den Ländern verlangt der Deut-
sche Städtetag ferner eine zügi-
ge Reform der Grundsteuer. An-
lass ist die aktuelle Überprüfung 
der Grundsteuer durch das Bun-
desverfassungsgericht, die zu-
mindest vorübergehend zu er-
heblichen Steuerausfällen für 
die Kommunen führen könnte. 
Deshalb fordern die Städte von 
Bund und Ländern neben der 
Grundsteuerreform die verbind-
liche Zusage für einen Ausgleich 
von Einnahme-Ausfällen.

Grundsteuer  
dringend reformbedürftig

Laut Städtetags-Vizepräsident, 
Oberbürgermeister Dr. Ulrich 
Maly aus Nürnberg, ist seit lan-
gem bekannt, dass eine Reform 
der Grundsteuer nötig ist. Denn 
aktuell werde Grundvermögen 
immer noch auf der Basis von 
jahrzehntealten Daten bewer-
tet. Bereits im Januar habe das 
Bundesverfassungsgericht an-
gedeutet, dass es die derzeiti-
gen Regelungen für nicht ver-
fassungsgemäß hält. Bund und 
Länder müssten die Grundsteu-
er deshalb dringend und sofort 
reformieren. „Ansonsten laufen 
wir Gefahr, dass die Gemeinden 
die Grundsteuer womöglich für 
gewisse Zeit gar nicht mehr er-
heben dürfen“, so Maly. Das 
aber würde die Kommunen aus 
seiner Sicht in eine Finanzkrise 
stürzen. Denn die Grundsteuer 
ist mit aktuell rund 14 Milliar-
den Euro jährlich die zweitwich-
tigste Gemeindesteuer. Hohe 
Einnahmeausfälle für die Städte 
wären auch dann zu befürchten, 
wenn das Bundesverfassungs-
gericht eine Übergangsfrist zur 
Neugestaltung der Grundsteuer 

festlegt, die nicht ausreicht, die 
Grundsteuerreform zu beschlie-
ßen und auch umzusetzen.

35 Millionen Grundstücke 
müssen neu erfasst werden

Die Länder haben den Zeit-
bedarf für eine Grundsteuer-
reform auf sechs bis zehn Jah-
re geschätzt. Dieser Zeitraum 
sei nötig, weil alle rund 35 Mil-
lionen Grundstücke in Deutsch-
land neu erfasst und bewer-
tet werden müssten. Experten 
bezweifeln allerdings, dass das 
Bundesverfassungsgericht eine 
derart lange Übergangsregelung 
gewährt. Sie erwarten deut-
lich kürzere Fristen. Maly zufol-
ge „ist es gut, dass im Koalitions-
vertrag die Reform der Grund-
steuer bereits eingeplant ist. 
Dem müssen nun schnell Taten 
folgen. Denn die Städte können 
selbst einen nur zeitweisen Aus-
fall der Grundsteuer keinesfalls 
aus eigener Kraft ausgleichen. 
Zudem brauchen sie Planungssi-
cherheit. Deshalb erwarten die 
Städte von Bund und Ländern 
auch eine klare Festlegung, dass 
den Kommunen mögliche vorü-
bergehende Grundsteuer-Aus-
fälle vollständig ersetzt werden. 
Schließlich waren es Bund und 
Länder, die die seit Jahren ge-
forderte Reform immer wieder 
aufgeschoben haben.“

Einnahmeausfälle würden  
zu erheblichen  
Ausgabenkürzungen führen

Größere Einnahmeausfälle bei 
der Grundsteuer würden die 
Kommunen zu erheblichen Aus-
gabenkürzungen zwingen. Be-
troffen wären vor allem die frei-
willigen, also von den Städten 
frei gestaltbaren Aufgaben, et-
wa Wohnungsbau, Musik- und 

Volkshochschulen, Bibliotheken, 
Museen, Theater, die Sport- und 
Vereinsförderung, viele sozia-
le Einrichtungen oder auch der 
Unterhalt von Grün- und Park-
anlagen.

Bundesrats-Model

Eine geeignete Grundlage für 
eine Reform der Grundsteu-
er sieht der Deutsche Städte-
tag im Bundesrats-Modell. Der 
Bundesrat hatte diesen Gesetz-
entwurf auf Drängen der Kom-
munen bereits im November 
2016 mit breiter Mehrheit auf 
den Weg gebracht. Beschlossen 
wurde das Gesetz in der vergan-
genen Legislaturperiode jedoch 
nicht mehr. Folgten Bundesre-
gierung und Länder diesem Vor-
schlag nun, würden unbebaute 
Grundstücke mit dem jeweiligen 
Bodenrichtwert bewertet. Bei 
bebauten Grundstücken käme 
der Wert des Gebäudes hinzu.

Grundsteuer C im  
Koalitionsvertrag vereinbart

Im Koalitionsvertrag ist da-
rüber hinaus eine zusätzliche 
Grundsteuer C vereinbart. Mit 
der Grundsteuer C könnten die 
Gemeinden zukünftig unbebau-
ten Baugrund mit einem erhöh-
ten Hebesatz belasten und Bo-
denspekulationen erschweren. 
Das begrüßen die Städte aus-
drücklich, wie der Vizepräsident 
darlegte: „Spekulatives Hor-
ten von Bauland ist vielerorts 
ein Problem. Eine Grundsteuer 
C kann den Städten helfen, da-
gegen vorzugehen. Eine solche 
Handhabe haben sich die Städ-
te schon lange gewünscht und 
mehrfach gefordert. Die Grund-
steuer C kann zudem das Bun-
desratsmodell ohne Schwierig-
keiten ergänzen.“  DK
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Tag der Archive 2018: 

Demokratie und Bürgerrechte 
Überwältigend war die Resonanz auf den vom VdA (Verband deut-
scher Archivarinnen und Archivare) zum neunten Male initiierten 
bundesweiten Tag der Archive. Weit über 400 Archive aller Fach-
sparten öffneten bundesweit ihre Türen und boten ein vielfälti-
ges Programm zu dem gewählten Motto „Demokratie und Bürger-
rechte“. Eine rege Beteiligung verzeichneten auch die Bayerischen 
Staatlichen Archive und zahlreiche weitere Archive im Freistaat.

Den interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern stellten die 
Staatsarchive Amberg, Bam-
berg, Coburg, Landshut, Mün-
chen und Würzburg ihre Arbeit 
vor. Das Staatsarchiv Amberg ge-
währte durch Vorträge und Füh-
rungen Einblick in ausgewähl-
te Arbeitsbereiche. Die Staats-
archive Bamberg und Coburg 
boten Feierabendführungen an 
und zeigten historische Doku-
mente zu Bürgerrechten und 
Partizipation. Gemeinsam mit 
dem Stadtarchiv Landshut prä-
sentierte das Staatsarchiv Lands-
hut eine kleine Ausstellung zum 
Thema „Frauen und Wahlrecht“. 
Das Staatsarchiv München führ-
te zu verschiedenen Themen 
durch seine Magazine. Dazu las 
der Schauspieler Winfried Frey 
ausgewählte historische Doku-
mente zum Thema „Die Revolu-
tion 1918/19 in München“. Eine 
kleine Ausstellung zur Gaibacher 
Konstitutionssäule präsentier-
te schließlich das Staatsarchiv 
Würzburg, das zudem seine Ma-
gazine öffnete.

„Erinnern und Entdecken“

Allein in München beteilig-
ten sich 25 Archive unterschied-
licher Träger am Tag der Archi-
ve, der in der Landeshauptstadt 
unter dem Motto „Erinnern und 
Entdecken“ stand. Mit dabei 
war auch der Historische Ver-
ein bayerischer Genossenschaf-
ten, der in einer Ausstellung die 
125-jährige Geschichte des Ge-
nossenschaftsverbands Bayern 
(GVB) präsentierte. Unter dem 
Titel „Genossenschaftsverband 
Bayern. Genossenschaften ma-
chen Geschichte“ zeigten Expo-
nate von der Gründung bis in 
die Gegenwart, wie vielfältig die 
bayerische Genossenschaftsor-
ganisation seit jeher ist.

Mehr als 150 interessier-
te Besucher nutzten die Gele-
genheit, im Bayerischen Wirt-
schaftsarchiv in den Räumen 
der IHK München Originaldoku-
mente zur Gründungsgeschich-
te des GVB zu bestaunen. Hier-
zu zählte neben dem ersten Pro-
tokollbuch und dem ersten Mit-
gliedsregister des Bayerischen 
Landesverbands landwirtschaft-
licher Darlehenskassenvereine 
auch die Einladung zu der Grün-
dungsversammlung am 28. No-
vember 1893. Darüber hinaus 
bot die Ausstellung einen bebil-
derten Überblick über das viel-
fältige, noch heute bestehende 
bayerische Genossenschaftswe-
sen und dessen Entwicklung in 
den vergangenen 125 Jahren.

Bezug zum „Raiffeisen-Jahr“

Die Ausstellung nahm ferner 
Bezug auf das aktuell gefeierte 
„Raiffeisen-Jahr“ anlässlich des 
200. Geburtstags Friedrich-Wil-
helm Raiffeisens und zeigte his-
torische Filmdokumente zum 
Leben und Wirken des deut-
schen Genossenschaftspioniers.

Ebenso gewährt wurde ein 
Einblick in die sonst nicht der Öf-
fentlichkeit zugänglichen Räume 
von Archiv und Bibliothek des 
Bayerischen Landtags. Außer-
dem konnten Interessenten in 
Ausstellungsvitrinen einige Bei-
spiele aus dem reichen Archiv-
bestand des Landtags im Ori-
ginal betrachten und sich über 
die Arbeit des Landtags und de-
ren Dokumentation und Archi-
vierung informieren. Führun-
gen durch den Plenarsaal und 
die historischen Räume des Ma-
ximilianeums rundeten den Be-
such ab.

In der Monacensia im Hilde-
brandhaus, dem literarischen 
Gedächtnis der Stadt München, 

fanden Führungen durch die 
Dauerausstellung „Literarisches 
München zur Zeit von Tho-
mas Mann“ statt. Zudem konn-
te man einen Blick hinter die Ku-
lissen des Arbeitsalltags des Li-
teraturarchivs werfen und Ein-
blicke in Preziosen und Kuriosa 
aus den Beständen gewinnen. 
Die Sammlung des städtischen 
Literaturarchivs umfasst rund 
300 literarische Nachlässe von 
renommierten Schriftstellerin-
nen und Schriftstellern, die in 
enger Verbindung zu München 
stehen. Dazu gehören u.a. Frank 
Wedekind, Oskar Maria Graf, 
Annette Kolb und Franziska zu 
Reventlow. 

Das Valentin-Karlstadt-Mu-
säum im Isartor bot unter dem 
Motto „Ein Firmling, zwei Ge-
dichte und 20-tausend Witze“ 
Führungen durch sein Archiv. 
Die Sammlung des Valentin-Karl- 
stadt-Musäum besteht u. a. aus 
zahlreichen Dokumenten, Fo-
tos, Plakaten, Presseausschnit-
ten, Bühnenalben, Gästebü-
chern und vielem mehr zu Karl 
Valentin und Liesl Karlstadt. 

Das Stadtarchiv München 
wartete wiederum mit der Aus-
stellung „Der Feind in der Stadt. 
Vom Umgang mit Seuchen in 
Augsburg, München und Nürn-
berg“ auf. Die Ausstellung be-
leuchtete, wie die genann-
ten Städte vom Mittelalter bis 
ins 20. Jahrhundert in kulturel-
ler, organisatorischer und städ-
tebaulicher Weise auf die la-
tente und die konkrete Gefahr 
von Seuchen und Epidemien re-
agierten. 

Pflege des kollektiven 
Gedächtnisses

Laut Bayerns Wissenschafts-
minister Dr. Ludwig Spaenle 
war das Motto ,Demokratie 
und Bürgerrechte‘ gut gewählt, 
pflegten die Archive doch zu-
verlässig und sorgsam „das kol-
lektive Gedächtnis unserer Ge-

Familienpakt Bayern
Arbeitsstaatssekretär Hintersberger: „Mitglied werden! –  

500 Unternehmen sind bereits dabei“
Auf der Jahresauftaktveranstaltung des Familienpakts Bay-
ern betonte Bayerns Arbeitsstaatssekretär Johannes Hin-
tersberger: „Familienfreundlichkeit gewinnt! Das ist nicht 
nur das diesjährige Motto des Familienpakts Bayern, son-
dern Realität. Ich appelliere daher an alle Unternehmen in 
Bayern: Werden Sie Mitglied im Familienpakt Bayern! Denn 
Unternehmen, die ein familienfreundliches Betriebsklima 
erzeugen, haben einen wirtschaftlichen Vorteil. Familien-
freundlichkeit schafft zufriedene, motivierte Beschäftigte 
und attraktive, erfolgreiche Arbeitgeber. So gewinnen alle.“

Mit dem Familienpakt unterstützt die Bayerische Staats-
regierung, gemeinsam mit den Partnern aus der Wirtschaft, 
bayerische Arbeitgeber bei der Umsetzung einer familien-
freundlichen Personalpolitik. So soll die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf noch breiter in der bayerischen Unterneh-
menskultur verankert werden. 

„Bereits 500 Mitglieder und Netzwerkpartner sind im Fami-
lienpakt Bayern vertreten. Das ist ein deutlicher Beleg dafür, 
wie wichtig eine familienfreundliche Personalpolitik für die 
bayerischen Unternehmen ist. Es kommt dabei nicht auf die 
Unternehmensgröße oder die Branche an. Entscheidend sind 
vielmehr Kreativität und Überzeugung“, so Hintersberger wei-
ter. Die Maßnahmen der Unternehmen reichen dabei von in-
dividuellen und flexiblen Arbeitszeitmodellen auf allen Ebe-
nen über mobiles Arbeiten bis zum Führungskräftetraining für 
familienbewusstes Führen. Unterstützungsangebote bei Kin-
derbetreuung und Pflege tragen genauso zur Vereinbarkeit 
bei wie eine familienfreundliche Arbeitsorganisation.

Eigene Servicestelle

Eine eigens eingerichtete Servicestelle steht als Ansprech-
partnerin für Fragen zur Verfügung. Sie bietet eine kostenfreie 
Erstberatung an und informiert rund um das Thema Famili-
enfreundlichkeit. Hier finden Sie Informationen zum Famili-
enpakt Bayern sowie die Möglichkeit einer Mitgliedschaft. Ab 
sofort können auch die Beschäftigten selbst ihren Arbeitgeber 
als familienfreundlichen Betrieb vorschlagen. Mit dem neuen 
Instrument ‚Mein familienfreundlicher Arbeitgeber‘ können 
sie eine Mitgliedschaft für ihren Betrieb im Familienpakt an-
regen.  r

Die Fördergesellschaft des Zimmerer- und 
Holzbaugewerbes veröffentlichte im Februar 
2018 eine neue Informationsbroschüre. Sie 
zeigt anhand markanter Zahlen die Bedeu-
tung, die Bauen mit Holz für den Klimaschutz 
hat – und künftig haben könnte.  

Werden Geschosswohnungsbauten in Holz-
bauweise statt in Massivbauweise errichtet, 
so wird dadurch pro Person so viel CO2 ver-
mieden, wie bei 30 bis 60 Hin- und Rückflü-
gen nach Mallorca pro Person freigesetzt wird. 
Solche verblüffenden Vergleiche machen das 
enorme Klimaschutzpotenzial von Bauen mit 
Holz erst so richtig deutlich. Und das ist gera-
de angesichts der Tatsache, dass die Bundesre-
gierung ihr Klimaschutzziel für 2020 krachend 
verfehlt, bedeutsam. Es gilt, Klarheit darüber 
zu gewinnen, welche Maßnahmen überhaupt 
welche Wirkung entfalten. Es müssen die Maß-
nahmen identifiziert werden, die nicht nur 
symbolischen Charakter haben, sondern tat-
sächlich etwas bewirken.  

Untersuchung von drei zentralen Fragen 

Erst Zahlen sorgen hier für eine klare Orien-
tierung. Ohne sie tappen wir im Dunkeln, kön-
nen das Wichtige nicht vom Unwichtigen un-
terscheiden. Zum Glück ist der Klimaschutz 
kein komplexes und schwer erfassbares Pro-
blem, sondern ein recht simples: Es gilt, die 
CO2-Emissionen zu senken und die CO2-Bin-
dung zu steigern. Beide lassen sich gut messen.  

Der neue „Wegweiser Klimagerechtes Bau-
en“ geht anhand der CO2-Bilanzen von drei rea-
lisierten Geschosswohnungsbauten, die im Rah-
men von Lebenszyklusanalysen ermittelt wur-
den, drei zentralen Fragen nach:  (1) Was bewirkt 
mehr: CO2-armes Heizen oder CO2-armes Bau-
en?  (2) Wie wirtschaftlich ist CO2-Reduzierung 
durch Bauen mit Holz?  (3) Wie zielführend ist 
CO2-Reduzierung durch Bauen mit Holz?  

Bei allen drei Fragen fielen die Antworten 
überraschend deutlich aus. Sie zeigen – gera-
de im Vergleich mit Zahlen aus der Energie-
wirtschaft und aus den Alltagsbereichen Au-
tofahren, Fliegen und Ernährung – ganz klar: 
Bauen mit Holz ist eine der wirkungsvollsten, 
wirtschaftlichsten und zielführendsten Klima-
schutzmaßnahmen überhaupt. Und vor allem: 
Bauen mit Holz wirkt als Klimaschutzmaßnah-
me sofort. Das „sofort“ ist ein entscheiden-
des Kriterium, das oft übersehen wird. Denn es 
gilt, die Klimaerwärmung so schnell wie mög-
lich so stark wie möglich zu bremsen, damit die 
Ökosysteme genügend Zeit haben, sich anzu-
passen – ansonsten kollabieren sie mit katas-
trophalen Folgen für Mensch und Natur. „Bau-
en mit Holz bedeutet: Klimaschutz jetzt!“ lautet 
denn die zentrale Botschaft dieser Publikation.  

Interessierte Gemeinden können von der 
Website www.stopco2.jetzt das PDF der neuen 
Broschüren herunterladen und gedruckte  
Exemplare unter info@zimmerer-bayern.com 
kostenfrei bestellen – auch in größeren Men-
gen. r

Neue Broschüre: 

„Wegweiser Klimagerechtes Bauen“ 
Einsparungen pro Person wie 60-mal nach Mallorca fliegen 

Von Dipl.-Ing. Günther Hartmann

schichte und unserer Demokra-
tie“ und bereiteten es nutzer-
gerecht auf. Demokratie und 
Bürgerrechte seien keine Selbst-
verständlichkeit, sondern müss-
ten immer wieder neu bewusst 
gemacht und gerade in Krisensi-
tuationen auch verteidigt wer-
den. Für Spaenle steht fest: „Die 
Archive sind in diesem Prozess 
ein Fels in der Brandung: Sie do-
kumentieren das Geschehene. 
Sie sind eine verlässliche Infor-
mationsquelle. Sie machen po-
litisches und gesellschaftliches 
Handeln transparent und nach-
vollziehbar. Damit wirken die Ar-
chive am Erhalt von Demokratie 
und Bürgerrechten mit.“  DK

Markus Ferber hält Aktionsplan für „brandgefährlich“:

„Grüne Investitionen sind nicht 
automatisch risikoärmer“
Kommission will „grünere“ Finanzmarktregulierung 

Die EU-Kommission hat einen Aktionsplan mit Maßnahmen vor-
gelegt, die zu mehr Nachhaltigkeit in der Finanzwirtschaft bei-
tragen sollen. Ziel ist es, dadurch den ökologischen Umbau der 
Realwirtschaft zu unterstützen. Der CSU-Finanzexperte erklärte 
dazu: „Die Kommission versucht das Thema Nachhaltigkeit mit 
der Brechstange in der europäischen Finanzmarktregulierung un-
terzubringen, ohne erklären zu können, was Nachhaltigkeit im Fi-
nanzwesen überhaupt bedeutet.“

Der CSU-Europaabgeordnete 
 kritisiert: „Bis heute hat nie-
mand definiert, welche Kriteri-
en Investments erfüllen müssen, 
damit sie als nachhaltig gelten.“ 
Für Ferber lautet die Kernfrage 
daher: „Was sind nachhaltige In-
vestments? Ist ein Kernkraftwerk 
nachhaltig, weil es kein Kohlen-
dioxid emittiert? Ist ein Wasser-
kraftwerk nachhaltig, auch wenn 
es massiv in die natürliche Fluss-
landschaft eingreift?“

Insbesondere die Idee, bei der 
Eigenkapitalunterlegung künf-
tig Abschläge für grüne Investi-
tionen gelten zu lassen, hält Fer-
ber für „brandgefährlich“. „Bei 
der Bankenregulierung muss al-
lein das Risiko zählen – alles an-
dere gefährdet die Finanzmarkt- 
stabilität.“ Markus Ferber er-
klärt weiter: „Wenn bei Kapital-
unterlegung, Ratings, Aufsichts-
handeln und Verbraucherschutz 
die Finanzstabilität künftig hin-
ter Nachhaltigkeitsaspekte zu-
rückstecken muss, setzt die Eu-
ropäische Kommission mit ei-
nem Schlag alle Fortschritte, die 
wir seit der Finanzkrise in die-
sem Bereich gemacht haben, 
aufs Spiel.“

„Der Vorschlag, selbst die An-
lageberatung auf Nachhaltig-
keitsaspekte umzustellen, ist an 

Absurdität nicht zu überbieten. 
Das heutige Regelwerk gewähr-
leistet einen geeigneten Rah-
men für nachhaltige Investitio-
nen – wir sollten aber nun nicht 
damit anfangen, Privatanle-
gern nachhaltige Produkte auf-
zuzwingen, wenn sie diese viel-
leicht gar nicht wollen.“

Falsche Prioritäten

„Wenn die Kommission beim 
Risikoabbau im Bankensystem 
und der Kapitalmarktunion nur 
halb so ambitioniert wäre wie 
bei ‚Green Finance‘, wären wir 
viel weiter. Angesichts des be-
vorstehenden Brexits zeigt sich, 
dass die Kommission beim The-
ma Kapitalmarktunion eindeutig 
die vollkommen falschen Priori-
täten setzt. Anstatt in den weni-
gen verbleibenden Monaten ei-
ne bessere Integration der eu-
ropäischen Finanzmärkte vor-
anzutreiben, beschäftigt sich die 
Kommission allein mit Neben-
kriegsschauplätzen. Wenn Ka-
pitalmarktunion für die Euro-
päische Kommission nur noch 
Nachhaltigkeit bedeutet, ist Jun-
ckers Prestigeprojekt krachend 
gescheitert“, so der schwäbi-
sche Abgeordnete abschlie-
ßend.  r

Markus Ferber zu CCTB: 

Körperschaftssteuerregeln 
für das 21. Jahrhundert
Abstimmung im Plenum: Steuerschlupflöcher schließen 
Europaweite Bemessungsgrundlage, statt Flickenteppich  

28 unterschiedlicher Systeme / Digitalwirtschaft besteuern
Das Plenum des Europäischen Parlaments hat neuen Regeln für 
eine gemeinsame Bemessungsgrundlage für die Unternehmens-
steuer verabschiedet. „Multinationale Unternehmen sollen künf-
tig nicht mehr Körperschaftssteuern umgehen können, indem sie 
Unterschiede zwischen den Steuersystemen von Staaten inner-
halb der EU ausnutzen“, erklärt Markus Ferber, erster stellvertre-
tender Vorsitzender des Wirtschafts- und Währungsausschusses 
und Verhandlungsführer der EVP-Fraktion: „Das Europäische Par-
lament hat einen sehr konstruktiven Vorschlag für mehr Steuer-
gerechtigkeit gemacht. Der Ball liegt nun im Feld der Mitglieds-
staaten. Die Finanzminister dürfen bei diesem wichtigen Thema 
nun nicht länger auf der Bremse stehen.“

„Mit unserem Vorschlag be-
seitigen wir Inkonsistenzen zwi-
schen den Steuersystemen der 
Mitgliedstaaten, die von gro-
ßen Unternehmen oftmals da-
zu genutzt werden, die Steuer-
last künstlich zu reduzieren. Eine 

Künftig müssen Unternehmen 
zur Berechnung ihres Gewinns 
für Steuerzwecke nur die Re-
geln eines einzigen EU Systems 
befolgen anstelle der vielen un-
terschiedlichen nationalen Sys-
teme.

Besteuerung der  
Digitalwirtschaft

Ein weiterer Meilenstein der 
neuen Regel ist die Besteue-
rung der Digitalwirtschaft. „Un-
ser Körperschaftssteuerrecht 
befindet sich noch im 20. Jahr-
hundert und passt nicht mehr 
zu Geschäftsmodellen im digi-
talen Zeitalter. Das Hauptpro-
blem ist aktuell, dass wir uns 
noch immer zu sehr an der Idee 
einer physischen Betriebsstätte 
mit Fabriken, Maschinen, Mitar-
beitern und physisch greifbaren 
Endprodukten orientieren. Das 
passt nicht zu den Geschäftsmo-
dellen der Digitalwirtschaft“, so 
Ferber. „Um künftig auch digita-
le Plattformen zu erfassen, wol-
len wir das Konzept einer virtu-
ellen Betriebsstätte einführen, 
damit Google, Facebook und Co 
künftig dort Steuern zahlen, wo 
sie Gewinne erwirtschaften.“

Faireres Steuersystem  
gefordert

Abschließend erklärt der Ab-
geordnete: „Der neue Bundes-
finanzminister muss nun da-
für sorgen, dass Staaten wie die 
Niederlande, Luxemburg oder 
Irland, die sich bisher darauf 
spezialisiert haben, ihren Nach-
barn die Bemessungsgrundlage 
abzugraben, sich im Ministerrat 
bewegen und sich auf ein faire-
res Steuersystem einlassen.“ r

Markus Ferber, MdEP.  r

einheitliche Bemessungsgrund-
lage sorgt dafür, dass die Steu-
ersysteme der Mitgliedstaaten 
künftig nicht mehr so einfach 
gegeneinander ausgespielt wer-
den können“, so Markus Ferber.

Einfachere Regeln  
für Unternehmen

„Langfristig beseitigen wir 
nicht nur Steuergestaltungsmög- 
lichkeiten, sondern machen es 
Unternehmen auch leichter im 
europäischen Binnenmarkt zu 
agieren. Statt heute 28 unter-
schiedlichen Regelungen wird 
es am Ende ein einheitliches Re-
gelwerk für die Berechnung der 
Bemessungsgrundlage geben. 
Das europäische Steuerrecht 
wird damit unbürokratischer, 
weniger kompliziert und fairer.“ 
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Sparkassenpräsident Netzer bei der Jahrespressekonferenz des Sparkassenverbands Bayern: 

Sparkassen bleiben auch  
2018 ein Erfolgsmodell

Bayerische Sparkassen gestalten das Geschäftsjahr 2017 erfolgreich
„Unsere Kunden haben gewählt und sich für die Finanzdienstleis-
tungen und Produkte der bayerischen Sparkassen entschieden. Ih-
re Kundenbedürfnisse werden erfüllt. Die Konditionen stimmen. 
Sparkasse steht für Vertrauen und Sicherheit,“ resümierte Dr. Ul-
rich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands Bayern in München.

Damit gelang es den bayeri-
schen Sparkassen auch bei wirt-
schaftlich schwierigen Bedingun-
gen wie Niedrigst- und Negativ-
zinspolitik, hohem Regulierungs-
druck und der beschleunigten 
Digitalisierung, das Geschäfts-
jahr 2017 erfolgreicher abzu-
schließen als erwartet. 

Kundengeschäft  
deutlich gewachsen

Das Kundengeschäft ist bei 
den bayerischen Sparkassen 
2017 wiederum deutlich ge-
wachsen: Die Kredite erreichten 
ein Gesamtvolumen von 130,6 
Mrd. Euro und die Kunden legen 
ihr Geld immer mehr in Wertpa-
pieren an.

Der Erfolg im Kundengeschäft 
kann sich allerdings in der der-
zeitigen Zinssituation nicht im Er-
trag niederschlagen. Nach Net- 
zers Worten gelang es den Spar-
kassen, das operative Ergebnis 
zu stabilisieren. Den rückläufi-
gen Zinsmargen begegneten sie 
mit der Fokussierung auf Kun-
denbedürfnisse.  

Mit hohem Kostenbewusst-
sein begegnen die einzelnen 
Sparkassen und die Verbund-
unternehmen der S-Finanzgrup-
pe Niedrigzinsen und Regulie-
rungsdruck, „um weiterhin ein 
kraftvoller Partner für unsere 
privaten Kunden und die baye-
rische Wirtschaft zu sein“ sagte 
der Präsident. Parallel löse man 
die strukturellen Fragen für das 
Sparkassen-Geschäftsmodell, 
nehme bei innovativen digitalen 
Angeboten Fahrt auf und bleibe 
in der Fläche präsent.

Geschäftszahlen 2017

Das Kreditvolumen der baye-
rischen Sparkassen stieg im Jahr 
2017 wieder deutlich an und lag 
am Jahresende bei insgesamt 
130,6 Mrd. Euro (+3,8 %).

Der Bestand an Unterneh-
menskrediten konnte überdurch- 
schnittlich gesteigert werden 
und wuchs um +5,6 % auf 68,2 
Mrd. Euro. Seit 2003 wächst das 
Kreditvolumen von Unterneh-
men und Selbstständigen konti-
nuierlich und auch der Anteil der 
Mittelstandskredite an den Ge-
samtausleihungen nimmt seit 
10 Jahren zu. Auch das Leasing-
geschäft der Sparkassen gehört 
dazu: 2017 konnte das Neuge-
schäftsvolumen auf 692 Mio. Eu-
ro gesteigert werden (+27,7 %).

Der Kreditvergabespielraum 
ist damit nicht ausgereizt. Der 
weiter steigenden Kreditnach-
frage steht ausreichend Liqui-
dität auf Sparkassenseite ge-
genüber. Im Jahr 2017 wurden 
neue Darlehen in Höhe von 15,1 
Mrd. Euro an Unternehmen und 
Selbstständige zugesagt (+9,1 %). 

Immobilienkredite steigen

Mit großer Dynamik entwi-
ckelte sich auch der Markt für 
Immobilienkredite. Der Bestand 
wuchs 2017 um 5,0 % auf 70,2 
Mrd. Euro. Fast 70 % davon ent-
fallen auf Immobilienkredite für 
Privatpersonen (48,5 Mrd. Eu-
ro; +3,5 %). Jedoch ist laut Net-
zer der private Immobilienmarkt 
gerade in Ballungsräumen an ei-
ner Grenze angelangt, wo das 
Angebot die immer noch enor-
me Nachfrage nicht mehr de-
cken kann. Zudem ist das Preis-
niveau gestiegen, da mit der ul-
tralockeren EZB-Geldpolitik Im-
mobilien zur Vermögensbildung 
besonders begehrt sind. Nor-

malverdiener und Familien kön-
nen sich daher Immobilienei-
gentum immer seltener leisten. 

Wertpapiergeschäft nimmt zu

2017 haben die Kunden er-
neut auch mehr Wertpapierge-
schäft bei den bayerischen Spar-
kassen abgewickelt: Der Wert-
papierumsatz erreichte die Mar-
ke von genau 20 Mrd. Euro. 
Dabei übersteigen die Wertpa-
pierkäufe wieder die -verkäufe, 
der Nettoabsatz stieg auf 1,73 
Mrd. Euro (+10 %).

Die bayerischen Sparkassen 
raten nach wie vor zum regel-
mäßigen Wertpapier-Sparen. 
Hier tragen schon kleinste mo-
natliche Anlagebeträge dazu 
bei, auch in Niedrigzinszeiten 
Renditen zu erzielen, die die 
Kunden dringend für ihre Alters-
vorsorge benötigen. „Auch bzw. 
gerade Bezieher kleiner Einkom-
men müssen von der Entwick-
lung an den Wertpapiermärkten 
profitieren können,“ so Netzer.

Kundeneinlagen steigen

Die Einlagen der Sparkassen-
kunden sind 2017 trotz niedrigs-
ter Zinsen erneut kräftig ange-
stiegen: Sie stiegen um 3,3 Mrd. 
Euro (+2,1 %) auf 159,9 Mrd. Euro.

Der Zuwachs resultiert in ers-
ter Linie aus Sichteinlagen von 
Privatkunden, während die Un-
ternehmen ihre Einlagen im 
Konjunkturaufschwung zuguns-
ten der Finanzierung von Inves-
titionen reduziert haben.

Zinsüberschuss  
weiterhin rückläufig

Die Geschäftsentwicklung zeigt, 
dass die bayerischen Sparkas-
sen weiter wachsen. Der gro-
ße Markterfolg gibt ihrem Ge-
schäftsmodell Recht. In der Er-
tragsentwicklung bildet sich das 
Wachstum allerdings nicht ab, 
da der Zinsüberschuss durch die 
Niedrigst- und Nullzinsen weiter 
rückläufig bleibt. Diese Erträ-
ge können nicht parallel mit der 
Geschäftsentwicklung wachsen, 
in Relation zur Durchschnittli-
chen Bilanzsumme sinken sie 
sehr deutlich. Diese Entwicklung 
dürfte sich in den kommenden 
Jahren noch verschärfen. „Be-
reits ein oberflächlicher Blick 
auf unsere Sichteinlagen in Höhe 
von knapp 110 Mrd. und den ne-
gativen EZB-Einlagezins von 0,4 
% skizziert das Spannungsfeld 
sehr deutlich“, erklärte Netzer.  

„Als Hauptertragsquelle der 
Sparkassen ist der Zinsüber-
schuss die zentrale Größe, die 
über den Erfolg eines Geschäfts-
jahrs bestimmt. Während das 
operative Geschäft weiter kräf-
tig wächst, belastet in diesen 
Jahren der Rückgang des Zins-
überschusses den wirtschaft-
lichen Erfolg empfindlich,“ so 
Netzer. „Der Zinsüberschuss 
wird strukturell bedingt weiter 
sinken. Auf Dauer wird es ex-
trem schwierig, den Rückgang 
über andere Ertragsquellen und 
Kostensenkungen vollständig 
aufzufangen.“

Betriebsergebnis  
vor Bewertung stabilisiert

2017 erzielten die bayerischen 
Sparkassen ein Betriebsergebnis 
vor Bewertung von rund 1.756 
Mio. Euro. Es konnte im Ver-
gleich zum Vorjahr leicht gestei-
gert werden (+1,2 %) und liegt 
klar über den Prognosen, die die 

bayerischen Sparkassen vor Jah-
resfrist angestellt hatten. Damit 
beweisen die Sparkassen ihre 
Reaktionsfähigkeit auf die ver-
änderten Rahmenbedingungen. 
Sie stellen sich mit Effizienz-
steigerungsprogrammen ent-
schieden und erfolgreich gegen 
die außerordentliche Ertrags-
belastung durch den rückläufi-
gen Zinsüberschuss. Gleichzeitig 
schlägt sich das hohe Kunden-
vertrauen in verbesserten Pro-
visionserträgen nieder. 

In Bezug auf die Durchschnitt-
liche Bilanzsumme ist das in ab-
soluten Zahlen stabilisierte Be-
triebsergebnis jedoch trotzdem 
leicht rückläufig und liegt zum 
dritten Mal unterhalb der 
1-%-Marke (0,88 %). 

Stabilisierungsmaßnahmen

Nach Netzers Worten grei-
fen die Stabilisierungsmaßnah-
men der bayerischen Sparkas-
sen. Durch das lebhafte Wachs-
tum im Kundengeschäft und 
Preisanpassungen konnten die 
Sparkassen der Verschmäle-
rung der Zinsmarge begegnen 
und erneut den Provisionsüber-
schuss um knapp 116 Mio. Eu-
ro steigern (+9,9 %). Dies ist ge-
prägt durch erhöhte Entgelte im 
Giroverkehr und Kartengeschäft 
sowie den gesteigerten Wertpa-
pierumsatz. Die kostenadäqua-
te Preise für ihre Dienstleistung  
akzeptierten die Kunden, „weil 
sie Wert auf nachhaltige Bera-
tungsqualität und auf die Prä-
senz der Berater in den größe-
ren Geschäftsstellen legen.“  

Beim Personalaufwand zeigen 
sich erste Effekte aus Altersteil-
zeitprogrammen, reduzierten 
Arbeitszeiten/Teilzeitmodellen 
und der konsequenten Nutzung 
der natürlichen Fluktuation. Ins-
gesamt konnte der Personalauf-
wand ohne Einschränkungen in 
der Kundenbetreuung um 2,2 
% gesenkt werden. In den bay-
erischen Sparkassen sind jetzt 
38.666 Menschen für die Kun-
den da. Perspektivisch liegt die 
Herausforderung nicht nur in 
der Personalreduktion, sondern 
auch in der Qualifikation der 
Mitarbeiterschaft für Beratung 
und neue digitale Services. 

Jahresüberschuss steigt durch  
positives Bewertungsergebnis

Für 2017 blicken die bayeri-
schen Sparkassen auf das bes-
te Bewertungsergebnis seit 10 
Jahren. Das Betriebsergebnis 
nach Bewertung liegt mit 943 
Mio.Euro um rund 35 Mio. über 
dem des Vorjahrs. Netzer da-
zu: „Die Konjunktur gibt uns Rü-
ckenwind.“ Nach den noch vor-
läufigen Berechnungen wird am 
Ende ein Jahresüberschuss von 
343 Mio. Euro stehen.

Auf das gute Ergebnis füh-
ren die bayerischen Sparkas-
sen 458 Mio. an gewinnabhän-
gigen Steuern ab. 206 Mio. Eu-
ro davon sind Gewerbesteuern, 
die erneut auch die bayerischen 
Kommunen stärken. 

Modernes Banking –  
digital wie lokal präsent

Mit einem Blick in die Zukunft 
startete Roland Schmautz, Vi-
zepräsident des Sparkassen-
verbands Bayern, seinen Über-
blick über die kommenden digi-
talen Angebote der Sparkassen: 
„Auch bei den digitalen Anwen-
dungen geht es uns immer um 
den Menschen und seine Be-
dürfnisse,“ erklärte Schmautz 
die Strategie der Sparkassen. 
„Besonders deutlich wird das, 
wenn sich der Mensch mit der 
Technik unterhält.“ Die Sparkas-

Der Verbandsverwaltungsrat des Sparkassenverbands Bayern hat die weitere Führung des Verbands 
geregelt. Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands Bayern, wurde im Amt bestätigt. Sein 
Dienstvertrag wird bis Ende 2020 verlängert. Er wird damit auch für die kommenden knapp drei 
Jahre an der Spitze des Sparkassenverbands Bayern stehen. Unser Bild zeigt (v. l.): Walter Strohmai-
er, Bundesobmann, Vorsitzender des Vorstands der Sparkasse Niederbayern-Mitte, Walter Pache, 
Landesobmann, Vorsitzender des Vorstands der Sparkasse Günzburg-Krumbach, Ralf Fleischer, Stv. 
Landesobmann, Vorsitzender des Vorstands der Stadtsparkasse München und Dr. Ulrich Netzer, 
Präsident des Sparkassenverbands Bayern.  r

sen ergänzen die bewährte Bar-
geldversorgung demnächst um 
neue Varianten des bargeldlo-
sen Zahlungsverkehrs. 

Echtzeit-Überweisungen  
und elektronischer Safe

Mit dem Wachsen des On-
linehandels verändern sich 
auch die Anforderungen an das  
Online-Bezahlen. Zudem wer-
den die Sparkassen die ers-
te Institutsgruppe in Deutsch-
land sein, die Mitte 2018 Echt-
zeit-Überweisungen flächende-
ckend einführt. Noch in 2018 
werden die Sparkassen den 
„elektronischen Safe“ anbie-
ten, mit dem Kunden im On-
line-Postfach der Internetfiliale 
ihre privaten Dokumente elek-
tronisch so sicher ablegen kön-
nen, wie es auch mit physischen 
Dokumenten im Kellerschließ-

fach der Sparkasse möglich ist.
Für Firmenkunden steht eine 

weitere wichtige digitale Neue-
rung an: Der „Digitale Finanz-
bericht“ wird in Deutschland 
ab April 2018 als bundesweiter 
Standard für die elektronische 
Bilanzübertragung von Firmen-
kunden an Banken und Sparkas-
sen etabliert.

Identifikationsdienst YES

Die Integration von Daten aus 
einer bereits genutzten Anwen-
dung in ein anderes Angebot 
wird künftig an Bedeutung ge-
winnen. Die Sparkassen werden 
sich daher auch öffnen, um ih-
re Daten mit anderen Anbietern 
zu teilen, wenn ihre Kunden das 
wünschen. Noch im ersten Halb-
jahr 2018 erweitern sie ihr Ange-
bot deshalb um den Identitäts- 
und Vertrauensdienst „YES“. Im 

Fokus stehen derzeit Legitima- 
tionsdaten: Kunden können sich 
damit im Internet durch ihre On-
line-Banking-Daten identifizie-
ren, ohne diese an den Anbieter 
übertragen zu müssen. Die Spar-
kasse garantiert die Identität für 
das anstehende Geschäft. 

Soziales Engagement

Die Sparkassen übernehmen 
gemäß ihrem öffentlichen Auf-
trag auch eine besondere Rolle 
als Förderer in der Gesellschaft 
des Freistaats: Neben Sponso-
ring und Spenden haben die 65 
bayerischen Sparkassen und der 
Sparkassenverband 2017 insge-
samt 110 Stiftungen unterhalten, 
mit denen sie soziale Zwecke, 
Umwelt, Kultur und Sport för-
dern. Dafür haben sie 2017 über 
47 Mio. Euro für gemeinnützige 
Zwecke bereitgestellt.  r



Bilanzpressekonferenz der Volks- und Raiffeisenbanken:

Vorstandsvorsitzender Gros 
hadert mit EZB-Politik

Trotz des „anhaltend herausfordernden Niedrigzinsumfeldes“ ha-
ben Bayerns Volks- und Raiffeisenbanken im Berichtsjahr 2017 
„sehr ordentlich“ abgeschnitten und sogar ihr (addiertes) Ergebnis 
vor Steuern noch um 1,5 % auf 1,481 Mrd. Euro gesteigert. Doch 
bevor Jürgen Gros, Vorstandsvorsitzender des Genossenschaftsver-
bands Bayern das durchaus erfreuliche Ergebnis im Einzelnen in der 
Bilanzpressekonferenz erläuterte, nahm er die Gelegenheit wahr, 
heftige Kritik am Chef der Europäischen Zentralbank (EZB) zu üben.

In Anlehnung an einen Wut- 
ausbruch des ehemaligen FC Bay-
ern-Trainers Giovanni Trapatto-
ni fragte Gros ironisch: „Was er-
lauben Draghi, dass er sich bezüg-
lich der europäischen Bankenunion 
und der europäischen Einlagensi-
cherung in die Politik einmischt? 
Woher nimmt er das Mandat da-
zu?“ Aufgabe der EZB sei einzig 
und allein, die Preisstabilität im Eu-
roraum und die Kaufkraft der Ge-
meinschaftswährung zu erhalten. 
Habe Draghi noch den Blick für die 
Realität?

Den Forderungen nach einem 
europäischen System zur Sicherung 
von Spareinlagen (EDIS), also prak-
tisch einer Transferunion, erteil-
te Gros eine klare Absage. Ein ge-
meinschaftliches Haftungssystem 
wäre nichts anderes als das Ab-
wälzen hausgemachter Probleme 
mancher europäischer Nachbarn 
auf Banken und Sparer in Deutsch-
land. Statt über das Teilen von Haf-
tungsrisiken nachzudenken, müsse 
vor allem darüber geredet werden, 
wie der hohe Anteil ausfallgefähr-
deter Kredite in Südeuropa nach-
haltig gesenkt werden könne, for-
derte Gros. 

Notleidende Kredite 
in der Eurozone

In der Eurozone gebe es derzeit 
einen Bestand an ausfallgefährde-
ten Krediten von rund 950 Mrd. Eu-
ro, die aber höchst ungleich verteilt 
seien. Während in Südeuropa viele 
Banken mit zweistelligen Ausfall-
quoten kämpften, liege der Anteil 
notleidender Darlehen in Deutsch-
land unterdurchschnittlich bei 2%. 
Vor der Finanzkrise habe die Quo-
te notleidender Kredite im gesam-
ten Euroraum 2,8 % betragen, heu-
te seien es 4,6 %, aber in Großbri-
tannien, Japan und den USA nur  
1 %. Und diese Marke von 1 % müs-
se auch in der Währungsunion er-
reicht werden.

Von den faulen Krediten in der 
Eurozone entfällt z.B. auf Grie-
chenland fast die Hälfte, auf Portu-
gal mehr als 15 %, auf Italien über 
10 % und auf Deutschland etwa  
2 %. Ursache für die Unterschiede 
sei zwar zum Teil die uneinheitli-
che Konjunkturentwicklung in den 
Ländern, zum anderen Teil spielten 
aber auch strukturelle Faktoren ei-
ne Rolle.

Gros präsentierte einen Sie-
ben-Punkte-Plan, in dem der GVB 
Maßnahmen für mehr Risikoab-
bau und Stabilität in Europa defi-
niert. 1. müssten die Altlasten auf 
einen Wert von 1 % abgebaut wer-
den, 2. müssten nationale Proble-
me auf nationaler Ebene bewältigt 
werden und dürften nicht in einer 
EU-Abwicklungsbank vergemein-
schaftet werden, 3. müssten Bank-
gläubiger konsequent an der Sanie-
rung und Abwicklung notleidender 
Banken beteiligt werden, 4. müs-
se die Bankenaufsicht der EZB den 
Abbau notleidender Kredite zielge-
richtet vorantreiben und dürfe kei-
nem politischen Druck zur Aufwei-
chung nachgeben, 5. müssten das 
Insolvenzrecht der Eurostaaten oh-
ne Abstriche beim Gläubigerschutz 
harmonisiert und die Leistungsfä-
higkeit der Justiz gestärkt werden, 
6. müssten Strukturreformen mit 
finanziellen Anreizen ohne Auswei-
tung des EU-Budgets umgesetzt 
werden, um das Wachstum zu be-
leben, und 7. müssten die Staatsfi-
nanzierung angemessen reguliert 
und die Bevorzugung europäischer 
Staatsanleihen beseitig werden.

Zurück zur Bilanz der bayeri-

schen Genossenschaftsbanken, 
die 2017 ihre addierte Bilanzsum-
me um 4,3 % auf 160,1 Mrd. € ge-
steigert haben. Dazu trugen Kre-
dite über 96,5 Mrd. Euro (+ 5,8 %) 
bei, wobei je knapp die Hälfte auf 
Privatkunden (+ 7,4 %) und Firmen-
kunden (+ 4,4 %) entfielen. Im Pri-
vatkundengeschäft beträgt der 
Marktanteil in Bayern nahezu 25 
%, im Firmenkundengeschäft nach 
einer Steigerung um fast ein Fünf-
tel 20 % „dank einer intensiver-
en Marktbearbeitung“. Die Fir-
menkunden finden sich vor allem 
im Dienstleistungsbereich, im ver-
arbeitenden Gewerbe und in der 
Baubranche.

Als „verlässliche Refinanzierungs- 
basis“ verstehen die Genossen-
schaftsbanken die Einlagen ihrer 
Kunden, die um 3,5 % auf 124,1 
Mrd. Euro und damit etwas gerin-
ger als im Jahr zuvor zulegten. Ein 
Viertel entfiel auf die Privatkun-
den, was in diesem Sektor einem 
Marktanteil von 26,7 % entspricht, 
gut zwei Drittel auf Firmenkunden, 
was einen Marktanteil von 13,1 % 
ausmacht. 8 % stammen von sons-
tigen Einlegern. Über den etwas 
geringeren Zufluss an Kundengel-
dern, besonders aus dem Firmen-
bereich, sind die Genossenschafts-
banken nicht traurig, weil ein Mehr 
über die Einlage bei der EZB nur 
zu Negativzinsen führen würde. 
Schon im Berichtsjahr, so viel wur-
de auf Anfrage mitgeteilt, haben 
die Genossenschaftsbanken Nega-
tivzinsen „im zweistelligen Millio-
nenbereich“ zahlen müssen.

Wachstumskurs

Seit dem Jahr 2000 befinden 
sich Bayerns Volks- und Raiffei-
senbanken auf einem Wachs-
tumskurs mit einer im jährlichen 
Durchschnitt um 2,9 % gestiege-
nen Bilanzsumme. Nimmt man 
fürs Berichtsjahr die außerbilanzi-
ellen Kredite von 16,1 Mrd. Euro  
(+ 6,1 %) und die außerbilanziel-
len Einlagen von 78,4 Mrd. Euro  
(+5,4 %) zu den erwähnten Wer-
ten hinzu, zeigt sich noch besser 
die Dynamik der Entwicklung mit 
einem betreuten Kundenvolumen 
bei den Krediten von 112,6 Mrd. 
Euro und den betreuten Kunden-
geldern von 202,5 Mrd. Euro. 

Zum außerbilanziellen Geschäft 
haben im Kreditbereich vor allem 
Baufinanzierungen beigetragen, 
die an Partnerunternehmen im  
Genossenschaftsverbund weiter-
gereicht wurden. Auf der Einlagen-
seite haben der Verkauf von Wert-
papieren und die Vermittlung von 
Versicherungen und Bausparver-
trägen außerbilanziell zu Buche ge-
schlagen.

Auf der Ertragsseite hat der  
Zinsüberschuss, traditionell der 
wichtigste Ertragsbringer, wegen 
der Niedrigzins-Politik der EZB um 
2,3 % bzw. 70 Mio. Euro auf 3,013 
Mrd. Euro nachgegeben. Dass er 
nicht noch mehr zurückging, sei 
dem ausgeweiteten Kredit- und 
Vermittlungsgeschäft zu danken, 
sagte Gros. Das Minus konnte 
durch das Provisionsergebnis, das 
um 8,1 % oder 77 Mio. Euro auf 
1,030 Mrd. Euro zulegte, ausgegli-
chen werden. 

Wesentlich zum sehr ordentli-
chen Ergebnis vor Steuern von 1,48 
(1,46) Mrd. Euro haben aber auch 
die Maßnahmen zur Kostensen-
kung beigetragen, so durch den 
Personalabbau auf 31 763 (32 953) 
Mitarbeiter, durch 16 Bankenfusi-
onen auf jetzt noch 244 (260) Ge-
nossenschaftsbanken in Bayern 

(mit 2.382 besetzten Geschäftstel-
len), durch die Einsparung bei den 
Betriebskosten um 30 Mio. Euro, 
aber auch durch eine sehr gerin-
ge Risiko-Belastung aus dem Be-
wertungsergebnis bei Forderun-
gen von unverändert 0,02 % der 
durchschnittlichen Bilanzsum- 
me und 0,04 % bei Wertpapie-
ren. Alles in allem zeigt sich der 
Kosten-Senkungserfolg in einem 
sehr günstigen Verhältnis von Auf-
wand zu Ertrag (Cost-Income-Ra-
tio = CIR) von 64,1 (64,7) %. Da 
die Genossenschaftsbanken et-
wa 400 Mio. Euro Steuern im Be-
richtjahr zahlen mussten, ergibt 
sich ein fast unveränderter ad-
dierter Jahresüberschuss von gut  

1 Mrd. Euro, der ganz überwie-
gend zur Stärkung des Eigenkapi-
tals dient. 

Für das laufende Jahr ist man 
beim Genossenschaftsverband 
Bayern zuversichtlich. Das Provi-
sionsergebnis werde stabil blei-
ben und bei der Zinsspanne zeich-
ne sich ein leichter Konsolidie-
rungseffekt ab. Die Kostenstruktur 
soll weiterhin verbessert, die Kos-
ten also gesenkt werden. So wer-
de das Ergebnis allenfalls leicht zu-
rückgehen. Gegensteuern wollen 
die Volks- und Raiffeisenbanken – 
wie schon im vorigen Jahr – durch 
eine Volumenausweitung des Kre-
dit- und Provisionsgeschäftes. Die 
beabsichtigte Entwicklung soll be-
fördert werden durch Investitio-
nen von 230 Mio. Euro, von denen 
etwa 100 Mio. Euro in die Weiter-
entwicklung digitaler und traditio-
neller Vertriebskanäle fließen sol-
len. Ein wichtiger Aspekt sei auch 
die Weiterbildung der Mitarbeiter, 
stellte der GVB-Chef fest. dhg.

Genossenschaften und Kommunen:

Erfolgreiche Partnerschaften
DStGB-Dokumentation in Zusammenarbeit mit  

Deutschem Genossenschafts- und Raiffeisenverband
Soeben erschienen ist die Neuauflage der DStGB-Dokumentation 
„Genossenschaften und Kommunen – Erfolgreiche Partnerschaf-
ten“, die gemeinsam mit dem Deutschen Genossenschafts- und 
Raiffeisenverband e. V. erarbeitet wurde. Die Publikation präsen-
tiert zahlreiche Möglichkeiten der kommunalen Zusammenarbeit 
und Partnerschaften mit Genossenschaften in verschiedenen Be-
reichen der Daseinsvorsorge: Kultur- und Freizeitangebote, Sozia-
les und Pflege, Bildung und Familie sowie Energie und Mobilität.

Eine breite Vielfalt an Praxis-
beispielen verdeutlicht die genos-
senschaftlichen Potenziale für die 
Standortentwicklung und die Nut-
zung von Synergien durch inter-
kommunale Kooperation. Darü-
ber hinaus finden sich in der Doku-
mentation wichtige praktische und 
rechtliche Hinweise speziell für 
Kommunen zur genossenschaftli-
chen Rechtsform, zur Gründung ei-
ner Genossenschaft einschließlich 
der Ansprechpartner in den Ge-
nossenschaftsverbänden. 

Als erfolgreiches Praxisbeispiel 
aus Bayern wird die seit 2011 von 
einer Genossenschaft in der Ober-
pfälzer 4000-Einwohner-Gemein-
de Neukirchen b. Hl. Blut organi-
sierte Vor-Ort-Betreuung in einer 
Senioren-Wohngemeinschaft vor-
gestellt. Aufgrund des großen Be-
darfs – etwa 500 Einwohner von 
Neukirchen sind älter als 70 Jahre 
und in einem Umkreis von zwölf 
Kilometern gibt es keine Alten-
heime – initiierten Gemeinde und 
Pfarrei unter dem Motto „Länger 
leben in Neukirchen b. Hl. Blut“ ei-
nen Arbeitskreis. In diesem Kreis 
entstand die Idee zur Gründung 
einer genossenschaftlichen Se- 
nioren-Wohngemeinschaft.

„Senioren-Wohnen eG“

Eine Umfrage der Gemeinde 
unter ihren Bürgern ergab, dass 
man auch genügend Unterstüt-
zer und Kapital für das Projekt er-
halten würde. Etwa 100 Neukir-
chener Bürger sind heute Mitglied 
der „Senioren-Wohnen eG“. Sie 
fördern durch ihre Mitgliedschaft 
die Einrichtung, obwohl sie diese 
derzeit nicht nutzen. Bei der ent-
sprechenden wirtschaftlichen Vo-
raussetzung wird zwar eine Divi-
dende gezahlt, die Motivation der 
Bürger ist jedoch, dass es grund-
sätzlich eine Versorgung vor Ort 
gibt. Später – für den Fall der Fäl-
le – besteht dann selbst die Nut-
zungsmöglichkeit. 

Ein Geschäftsanteil kostet 1.000 
Euro. Rund 275.000 Euro wurden 
insgesamt an Geschäftsguthaben 
gezeichnet. Auch die örtliche Raif-
feisenbank ist im Projekt finanziell 
engagiert. Neben der Pfarrei un-
terstützt die Kommune in vielerlei 
Hinsicht: Der Bürgermeister von 
Neukirchen ist als Vorstand in der 
Genossenschaft aktiv, sein Amts-
vorgänger im Aufsichtsrat.

Maximal zwölf Personen kön-
nen derzeit die Einrichtung nut-
zen. Die Bewohner zahlen mo-
natlich eine fixe Miete sowie ein 
Haushaltsgeld für die laufen-
den Kosten wie Lebensmittel, 
Strom oder Telefon. Für die haus-
wirtschaftliche Betreuung fal-
len weiterhin zwischen 600 und 
900 Euro an. Die Pflegeleistun-
gen werden entsprechend der 
persönlichen Einstufung mit der 
Pflegekasse abgerechnet. Für 
den persönlichen Wohnraum 
schließt jeder Bewohner einen 
Mietvertrag mit der Genossen-
schaft, Vereinbarungen müssen 
zudem mit dem ambulanten Pfle-
ge- und Betreuungsdienst unter-
schrieben werden. 

Ein weiteres Beispiel: In keinem 
anderen europäischen Land wur-
den in den vergangenen 15 Jah-
ren so viele Krankenhäuser priva-
tisiert wie in Deutschland. Die fi-
nanzielle Lage der Kommunen ist 
häufig so angespannt, dass sich 
ein Verkauf der Kliniken an private 
Betreiber kaum vermeiden lässt. 
Doch für eine flächendeckende 
und hochwertige medizinische 
Versorgung gerade im ländlichen 
Raum sind die kommunalen und 

freigemeinnützigen – von Kirchen 
oder Wohlfahrtsverbänden getra-
genen – Kliniken ein wichtiger Be-
standteil. 

Unter dem Motto „Kooperati-
on für Gesundheit mit Zukunft“ 
gründeten 2011 zehn Träger mit 
25 angeschlossenen Kliniken die 
Klinik-Kompetenz-Bayern eG mit 
dem Ziel einer verbindlichen Form 
der Zusammenarbeit. Dem Ver-
bund sind inzwischen 33 kommu-
nale und freigemeinnützige Träger 
mit 66 Akut-Kliniken, zahlreiche 
medizinische Versorgungszentren 
und Reha-Kliniken aus ganz Bay-
ern angeschlossen. Diese verei-
nen über 11.400 Betten im akut-
stationären Bereich und fast 400 
Reha-Betten. Über 30.000 Mitar-
beiter arbeiten in den angeschlos-
senen Häusern, in denen ein Ge-
samtumsatz von rund 1,8 Milliar-
den Euro erwirtschaftet wird. 

Eine enge Kooperation be-
steht seit kurzem auch mit der 
Ende 2016 gegründeten Arbeits-
gemeinschaft „Kommunale Pfle-
ge Bayern“, die mit kommunalen 
12 Trägern und 44 Pflegeheimen 
die Versorgungsstruktur abrun-
det. Mit der Kooperation soll die 
Markt- und Wettbewerbspositi-
on der angeschlossenen Kliniken 
gegenüber den privaten Kliniken, 
aber auch gegenüber den Kran-
kenkassen gestärkt werden – zum 
Beispiel durch Einsparungen beim 
gemeinsamen Materialeinkauf. 

Arbeitsgemeinschaft 
„Kommunale Pflege Bayern“

Die Kooperation ist aber weit 
mehr als eine klassische Ein-
kaufsgenossenschaft. Mindes-
tens ebenso wichtig ist den Mit-
gliedern ein gegenseitiger Er-
fahrungsaustausch und Know-
how-Transfer. Zu diesem Zweck 
wurden Arbeitskreise und Foren 
gebildet, die sich etwa mit den 
ständig neuen Vorschriften im 
Hygienebereich, aber auch mit 
Marketing, Öffentlichkeitsarbeit, 
Interner Revision, Controlling, 
Fördermittelberatung, Arbeitssi-
cherheit oder Datenschutz befas-
sen. In Projektgruppen werden 
darüber hinaus berufsgruppen-
übergreifend aktuelle Klinikthe-
men (z.B. Entlassmanagement) 
bearbeitet. 

Ein weiteres zentrales Aufga-
benfeld der Genossenschaft ist 
die gemeinsame Personalent-
wicklung. Ärzte und Pflegeper-
sonal können in Eigenregie ziel-
gerichtet weitergebildet werden 
und müssen nicht an kostspieli-
gen Fortbildungen externer Trä-
ger teilnehmen. Mit einem drei-
semestrigen Leadership-Lehrgang 
wurde gemeinsam mit der Hoch-
schule Ansbach eine eigene Füh-
rungskräfte-Weiterbildung etab-
liert. Zudem betreibt die Genos-
senschaft gemeinsam Qualitäts-
entwicklung im medizinischen 
und pflegerischen Bereich. Das In-
teresse am Beitritt in die Genos-
senschaft ist weiterhin groß. Po-
tenzielle neue Mitglieder müssen 
in Bayern ansässige kommunale 
oder freigemeinnützige Klinikträ-
ger sein. 

Bei Eintritt zeichnet jedes Mit-
glied einen Genossenschaftsanteil 
in Höhe von 1.000 Euro. Um die 
bereits getätigten Anfangsinves-
titionen der Gründungsmitglie-
der auszugleichen, wird zudem 
für neue Mitglieder ein einmali-
ges Eintrittsgeld fällig. Darüber hi-
naus zahlen alle Mitglieder einen 
nach der Bettenzahl gestaffelten 
Jahresbeitrag zwischen 7.000 und 
14.000 Euro. DK

VR-KommunalFrühstück 
der VR-Bank Coburg eG

Reger Austausch zur Lage der Kommunalfinanzen und  
zu den Chancen und Risiken der Niedrigzinsphase

Die Niedrigzinsphase, die Kommunalfinanzen und der Blick auf 
die Entscheidungen in Berlin standen im Mittelpunkt des VR-Kom-
munalfrühstückes der VR-Bank Coburg. Die beiden Vorstände 
der VR-Bank, Karlheinz Kipke (Vorsitzender) und Norbert Schug, 
konnten Entscheidungsträger aus 14 Kommunen begrüßen. 

Emil Schneider, Referent für Fi-
nanzen und Haushaltsrecht beim 
Bayerischen Landkreistag und 
Vertreter des Geschäftsführen-
den Präsidialmitglieds, erläuter-
te die aktuelle Entwicklung der 
Kommunalfinanzen in Bayern. 
Diese wird wesentlich geprägt 
durch die rasch steigenden Steu-
ereinnahmen, aber auch durch 
die enormen Belastungen der 
bayerischen Kommunen im Be-
reich der Sozial- und Jugendhilfe, 
die im Zusammenhang mit Inves-
titionen im Bereich der Schulen 
und Kinderbetreuungseinrich-
tungen sowie mit der Integration 
von Flüchtlingen und Asylbewer-
bern entstehen. 

In der Diskussion mit den Bür-
germeistern und Kämmerern 
richtete Emil Schneider den Blick 
auch auf die Bundespolitik. Er 
begrüßte, dass sich CDU, CSU 
und SPD auf einen Koalitionsver-
trag einigen konnten. Insbeson-
dere die Überlegungen zum Aus-
bau der Breitband- und Funkver-
sorgung, zum Fördersystem für 
strukturschwache Regionen, der 
vollständigen Refinanzierung der 
Tarifsteigerungen bei den Kran-
kenhäusern und Verbesserungen 
im Bereich des Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes tra-
fen auf seine Zustimmung. 

FAG 2018

Außerdem erläuterte Schnei-
der den kommunalen Finanzaus-
gleich 2018, der einen Anstieg 
der Schlüsselzuweisungen um 
9,1 % oder 305 Mio. Euro, einen 
deutlichen Anstieg der Investiti-
onsförderung für Krankenhäuser 
um 140 Mio. Euro auf 643,4 Mio. 
Euro sowie Verbesserungen bei 
der Investitions- und den Stra-
ßenunterhaltungspauschalen 
mit sich bringt. 

Weiteres Thema war das Kom-
munalinvestitionsfördergesetz 
des Bundes zur Förderung von 
Schulinfrastrukturmaßnahmen 
mit einem Volumen von 293 Mio. 
Euro in Bayern. Aus diesem Pro-
gramm erhalten finanzschwache 
Gemeinden und Landkreise für 
Schulinfrastrukturmaßnahmen 
eine Förderung von bis zu 90 %. 
Zum Urteil des Verwaltungsge-
richts Bayreuth zur Kreisumlage 
des Landkreises Forchheim für 
das Jahr 2014 vom 10.10.2017 
verwies Schneider auf die ge-
meinsamen Bemühungen der 
Kommunalen Spitzenverbände 
und der Ministerien. Diese ziel-
ten darauf ab, unter Vermeidung 
unnötigen Verwaltungsaufwands 

Rechtssicherheit beim Erlass der 
Haushaltssatzungen und der Um-
lagebescheide zu gewährleisten.

Trotz der positiven Tendenzen 
bleibt die Kommunalfinanzie-
rung in Bayern auch zukünftig ein 
hochkomplexes Thema. Denn 
die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen und unsichere politi-
sche Entwicklungen machen die 
Aufgabe der Kämmerer und Bür-
germeister nicht leichter. Aller-
dings bietet die aktuelle Niedrig-
zinsphase auch eine große Chan-
ce für Kommunen, sich Liquidität 
und Zinsen langfristig zu sichern. 

In der Diskussion über die 
Chancen und Risiken der Niedrig-
zinsphase wurde deutlich, dass 
die Kommunen – trotz der nied-
rigen (oder sogar negativer) An-
lagezinsen) insgesamt von der Si-
tuation profitieren. Götz Rinn, 
Regionaldirektor der auf Kom-
munalfinanzierung spezialisier-
ten WL BANK, legte dar, dass das 
derzeitige Zinsumfeld insbeson-
dere lange Zinsbindungsfristen 
von 30 Jahren attraktiv macht. 
Hier könnten die Genossen-
schaftsbanken gemeinsam mit 
ihren Pfandbriefpartnern gute 
Angebote machen, während sich 
andere Institute aufgrund regu-
latorischer Vorgaben auf andere 
Geschäftsfelder konzentrierten. 

Niedrigzinsphase

Christoph Beuter, Leiter Priva-
te Banking Speziallösungen der 
DZ PRIVATBANK, beschrieb die 
Kehrseite der Medaille: Die Nied-
rigzinsphase erlaube bei kurzfris-
tigen Geldanlagen und unter Be-
achtung der besonders strengen 
bayerischen kommunalen Anla-
gevorschriften kaum einen po-
sitiven Zinsertrag – im Gegen-
teil, man müsse aufgrund der 
Niedrigzinsen letztlich häufig ei-
nen realen Werteverzehr in Kauf 
nehmen. Anders sehe es bei An-
lagen der kommunalen Stif-
tungsgelder und bei längerfristi-
gen Anlagen der Kommunen aus. 
Hier bestünden gute Chancen in-
dividuelle Konzepte mit positi-
ven Renditen auf die Bedürfnisse 
der Stiftungen und der Kommu-
nen abzustellen.      

Der Vorstandsvorsitzende der 
gastgebenden VR Bank Hof eG, 
Karlheinz Kipke, betonte in der 
regen Diskussion, dass Kommu-
nen ein wichtiger und interes-
santer Partner für die Genossen-
schaftsbanken sind. Das VR-Kom-
munalfrühstück ist ein wichtiger 
Baustein im Dialog mit den Kom-
munen. r
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Weil ihm der Schutz der Menschen am Herzen lag, gründete 
König Max I. vor mehr als 200 Jahren eine Versicherung.

www.versicherungskammer-bayern.de

für die Abenteuer im Leben.
Königlicher Schutz –
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Mit dem besten Provisionsergebnis aller Zeiten:

Stadtsparkasse München 
trotzt der Nullzins-Politik

Obwohl auch die Stadtsparkasse München - wie übrigens alle Fi-
nanzinstitute - mit den Folgen der von der Europäischen Zent-
ralbank (EZB) verfolgten Niedrig- bzw. Nullzinspolitik schwer zu 
kämpfen hat, ist es Bayerns Größter Sparkasse dennoch gelun-
gen, auch im Berichtsjahr 2017 einen Jahresüberschuss zu erwirt-
schaften, der mit 41 Mio. Euro sogar den des Jahres 2016 noch 
um 11 Mio. Euro übertrifft. „Wir sind sehr mit dem Ergebnis zu-
frieden“, kommentierte Vorstandsvorsitzender Ralf Fleischer vor 
der Presse das Ergebnis. 

Für 2016 wurde aus dem Gewinn 
eine Dividende von 2 Mio. Euro an 
den Gewährträger, also die Stadt 
München, gezahlt. Ob es diesmal 
wieder eine Dividende gibt, wird 
der Verwaltungsrat Ende März 
entscheiden. Fleischer erwartet, 
dass es Ende 2018, wenn mit dem 
Anleihekauf der EZB Schluss sein 
wird, oder Anfang 2019 auch in 
Deutschland zu Zinsanpassungen 
kommen wird, „die aber allenfalls 
moderat ausfallen dürften“. 
Die Stadtsparkasse München, mit 
einer durchschnittlichen Bilanzsu-
mme von 17,3 Mrd. Euro fünftgröß-
te Sparkasse in Deutschland, ist 
im Berichtsjahr in allen Bereichen 
weiter gewachsen „und hat damit 
ihre Marktführerschaft in Mün-
chen gestärkt“. Zu erwähnen sind 
hier 3.000 neue Kunden und etwa 
8.000 zusätzliche Girokonten. 
Doch der Erfolg hat sich anders 
eingestellt als in früheren Jah-
ren. War es ehemals der Zinsüber-
schuss, auf den es besonders an-
kam, zählt jetzt vor allem der Ver-
triebserfolg, der sich besonders 
im Provisionsergebnis zeigt. Wäh-
rend der Zinsüberschuss um 6,5 % 

auf 254 (272) Mio. Euro schrumpf-
te, legte der Provisionsüberschuss 
um 16,1 % auf 124 (106) Mio. Eu-
ro zu. Dieses „beste Provisionser-
gebnis aller Zeiten“ hat also nahe-
zu den Rückgang im Zinsergebnis 
allein kompensiert. In den beiden 
Jahren 2016 und 2017 musste die 
Stadtsparkasse einen Rückgang 
des Zinsüberschusses um zusam-
men 34 Mio. Euro verkraften. 

Ausbau der Kundenbetreuung

Die Provisionen werden vor al-
lem im Handel mit Wertpapie-
ren, in der Vermittlung von Im-
mobilien, Bausparverträgen und 
Versicherungen sowie im Kre-
ditgeschäft verdient. Bei die-
sen Geschäften kommt es beson-
ders auf die Kundenbetreuung 
und -beratung an, was die Stadt-
sparkasse im Rahmen ihrer auf 
die Nullzinspolitik ausgerichte- 
ten neuen Unternehmensstrate-
gie sehr ausgebaut und intensi-
viert hat. Allein die Zahl der Be-
ratungsgespräche habe sich 2017 
mit etwa 250.000 gegenüber 2016 
verdoppelt.

Da auch der Verwaltungsauf-
wand um in der Summe 3 Mio. Eu-
ro auf 261 Mio. Euro gesenkt wer-
den konnte, erhöhte sich das Be-
triebsergebnis vor Bewertung, 
in dem nur Erlöse und Kosten ge-
gengerechnet werden, um 5,4 % 
auf 140 (133) Mio. Euro. Der Erfolg 
zeigt sich auch in der sogenannten 
Cost-Income-Ratio, die angibt, wie-
viel Euro man aufwenden muss, 
um einen Euro zu verdienen. Diese 
CIR wurde von 67,1 % in 2015 auf 
65,1 % in 2017 gesenkt. Das nannte 
Fleischer „einen sehr guten Wert, 
auch im Sparkassenvergleich“. 

Aufstockung des Eigenkapitals

Dieses Betriebsergebnis vor Be-
wertung machte es möglich, die 
Vorsorgeaufwendungen zur Stär-
kung des Eigenkapitals um 46 Mio. 
Euro aufzustocken. Eine solche 
Aufstockung des Eigenkapitals ist 
deshalb besonders wichtig, weil 
Sparkassen keinen direkten Zugang 
zum Kapitalmarkt haben, sondern 
ihr Eigenkapital selbst verdienen 
müssen. Nach Abzug des saldier-
ten Bewertungsergebnisses von 
Zu- und Abschreibungen inklusi-
ve Vorsorgeaufwendungen von 40 
Mio. Euro liegt das Betriebsergeb-
nis nach Bewertung bei 100 (115) 
Mio. Euro. Nach Abzug der Steuern 
ergibt sich der schon genannte Jah-
resüberschuss von 41 Mio. Euro.
Bei der Betrachtung dieses Ergeb-
nisses sollte man noch erwähnten, 
dass die Sparkasse für ihre Einla-

gen bei der EZB Negativzinsen von 
9 Mio. Euro zahlen musste, aber 
auch, dass sie bei einem Kreditvo-
lumen von gut 13 Mrd. Euro ledig-
lich 3 Mio. Euro Abschreibungen 
(Kreditausfälle) zu verkraften hat-
te, sich also in einer sehr günstigen 
Risikolage befindet.
Die gesamten Kredite nahmen um 
7 % auf 13,03 Mrd. Euro zu. Da-
von wurde knapp 5,2 Mrd. Eu-
ro (+0,7 %) an Privatkunden aus-
gereicht und 7,36 Mrd. Euro  
(+11 %) an Firmenkunden verge-
ben. Allein 5.000 Baufinanzierung 
über 1,75 Mrd. Euro sagte die 
Sparkasse zu. die Kundeneinlagen 
(ohne institutionelle Anleger) sta-
gnierten praktisch bei 14,8 Mrd. 
Euro, wobei die Einlagen von Pri-
vatkunden noch um 2,7 % auf 12,4 
Mrd. Euro zulegten.
Um flexibel zu bleiben und in der 
Hoffnung auf steigende Zinsen le-
gen Privatkunden immer noch et-
wa 70 % ihres Geldes in Tagesgeld 
an. Allerdings stieg auch der Han-
delsumsatz mit Wertpapieren um 
15 % auf knapp 2 Mrd. Euro. Die 
Kunden verfügen inzwischen über 
einen gesamten Depotwert von 4,6 
Mrd. Euro. Der durchschnittliche 
Depotwert beträgt 57,3 Mio. Euro . 
Zählt man Einlagen und die Wertpa-
pierdepots der Kunden zusammen, 
hielten die Kunden bei der Stadt-
sparkasse München Ende 2017 ein 
Vermögen von 19,5 Mrd. Euro.
Derzeit hat die Stadtsparkasse ein-
schließlich 17 (Vorjahr: 8) Schwer-
punktfilialen noch 58 Filialen, bei 
denen es auch bleiben soll. Neu 
hinzukommen werden Direktfilia-
len, die man sich ähnlich wie Call-
center vorstellen muss. Kunden 
können hier mit ihren Beratern 
Kontakt aufnehmen über Telefon, 
Videochat oder Textnachrichten. 
Alle Filialen sollen mit WLan und 
Tablets ausgerüstet werden, um 
einfacher Kontakt zu den Kunden 
zu halten. dhg.

Versicherungskammer Stiftung:

Lebensrettung und Brandschutz 
Durch Projekte in den Bereichen Ehrenamt, Zivilcourage, Gefah-
renprävention, Lebensrettung, Jugendbildung, Verkehrssicher-
heit und Brandschutz erhöht die Versicherungskammer Stif-
tung die Sicherheit und stärkt das Zusammenleben der Bürger. 
In jüngster Zeit standen die Themen Nachwuchsförderung in der 
Bergwacht Bayern sowie Brandschutzerziehung und Notfallvor-
sorge auf der Agenda.

Mit Unterstützung der Versi-
cherungskammer Stiftung kann 
die Bergwacht Bayern nun erst-
malig zentrale Lehrgänge für den 
Nachwuchs in der Bergrettung an-
bieten. Ausbildungsziel ist der „al-
pine Allrounder“. Die Nachwuchs-
kräfte sollen beim Bergsteigen, 
beim Klettern als auch auf Skiern 
rundum sicher sein. Das Projekt 
wird durch die finanzielle Förde-
rung der Versicherungskammer 
Stiftung der Versicherungskam-
mer ermöglicht. Die Förderung 
beinhaltet Geld für die Finanzie-
rung der Lehrgänge am Berg und 
einen Beitrag zur Ausrüstung für 
die Nachwuchsretter. 

Ausbildungspaten

In der Bergrettung ehrenamt-
lich aktiv zu sein, erfordert viel En-
gagement und Zeit. Notwendige 
Zeit für eine hochwertige Ausbil-
dung von Nachwuchskräften fehlt 
dagegen zunehmend bei den eh-
renamtlichen Einsatzkräften der 
Bergrettungswachen in Bayern. 

Mit dem Projekt „Ausbildungspa-
te – zentrale Basisausbildung“ re-
agiert die Bergwacht Bayern auf 
diese Situation, denn der Nach-
wuchs ist die Zukunft für die Ret-
tung von Menschen am Berg. Wie 
Wolfgang Reif, Vorstand der Versi-
cherungskammer Stiftung, erklärt, 
„hat sich unsere Stiftung auf die 
Förderung ehrenamtlicher Institu-
tionen in der Lebensrettung spezi-
alisiert. Deshalb freut es uns, dass 
wir mit dieser Unterstützung ein-
mal mehr dazu beitragen können, 
Menschenleben zu retten.“

Unterstützung für 
Bergwacht Bayern

Zentral organisierte Ausbil-
dungsangebote sollen die Berg-
wacht-Bereitschaften vor Ort ent- 
lasten. Gleichzeitig erhalten moti-
vierte junge Menschen die Chan-
ce, die notwendigen und gefor-
derten bergsteigerischen Fähig-
keiten in allen Schwierigkeits-
stufen fundiert zu erlernen. Der 
erfolgreiche Abschluss der Ba- 

sisausbildung ist die Grundla-
ge für die Ausbildung in den Ret-
tungstechniken, der Luftrettung 
und der Notfallmedizin. 

Hilfestellung für Freiwillige 
Feuerwehr München

Eine weitere Unterstützung ließ 
die Versicherungskammer-Stiftung 
der Freiwilligen Feuerwehr Mün-
chen bei der Entwicklung und Eta-
blierung eines neuen Engagement-
feldes im Feuerwehrwesen ange-
deihen. Jährlich hat die FFW Mün-
chen bis zu 4.000 Einsätze. Dafür 
stehen an 22 Standorten bis zu 
1.000 Ehrenamtliche rund um  
die Uhr bereit, um bei Unfällen, 
Bränden, Großschadensereignis-
sen und im Katastrophenfall schnell 
und kompetent Hilfe zu leisten. Zu-
dem übernimmt die FFW München 
Brandschutzerziehung u.a. in Kin-
dergärten, Grundschulen und wei-
terführenden Schulen in München.

Nun wird die Schulung der Kin-
der und Jugendlichen in einem 
Tandem fortgeführt: Ein „feuer-
wehrfremder“ Ehrenamtlicher und 
ein Feuerwehrmann bzw. -frau ge-
hen gemeinsam in Erziehungs- und 
Bildungseinrichtungen, um mit Hil-
fe von kompakten Informationen, 
Praxistipps und geeigneten Mate-
rialien den richtigen Umgang mit 
Feuer sowie wichtige Notfallkom-
petenzen zu vermitteln. 

„Prävention –  
Einfach. Wichtig. Für Alle!“

Ziel des Projekts „Prävention - 
Einfach. Wichtig. Für Alle!“ ist es, 
das Arbeitsfeld Brandschutzer-
ziehung und Notfallvorsorge dau-
erhaft als festen und ehrenamtli-
chen Bestandteil in der FFW Mün-
chen zu integrieren. Damit sollen 
zum einen die aktiven Mitglieder 
entlastet, zum anderen die Feu-
erwehr hin zu neuen Zielgruppen 
geöffnet werden. Anfang des Jah-
res startete das Projekt mit ersten 
Ausbildungseinheiten für Ehren-
amtliche, die innerhalb von vier 
Tagen einen praxisrelevanten und 
detaillierten Einblick erhielten. DK

„Finanztest“: 

LBS Bayern bietet günstigste Kombikredite   
Die LBS Bayern zählt zu den günstigsten Anbietern von Baufi-

nanzierungen in Deutschland. Das geht aus einem Vergleich der 
Zeitschrift „Finanztest“ (Ausgabe 4/2018) hervor. Die unabhängi-
gen Verbraucherschützer haben über 100 Anbieter in fünf Mo-
dellfällen untersucht. „Eine gute Alternative sind oft Bauspar-
kombikredite“, betont „Finanztest“. „Damit lassen sich Zulagen 
und Steuervorteile aus der staatlichen Riester-Förderung für die 
Finanzierung nutzen“, so die Empfehlung. Die LBS Bayern hat 
mit einem Gesamteffektivzins von 1,64 Prozent (Laufzeit 18 Jah-
re) die günstigsten Konditionen von allen verglichenen Bauspar-
kombikrediten geboten. Bei den Kombikrediten mit Riester-För-
derung machte die LBS Bayern ebenfalls das Top-Angebot mit ei-
nem Gesamteffektivzins von 1,68 Prozent (Laufzeit 18 Jahre).

Bei Bausparkombikrediten wird ein Bausparvertrag mit einem 
Vorfinanzierungskredit kombiniert. Dadurch kann sofort finan-
ziert werden – auch ohne angesparten Bausparvertrag. r

Aktuelle Zahlen veröffentlichte auch der Vorstand der Kreis-
sparkasse München Starnberg Ebersberg. „Wir sind mit dem 
Geschäftsjahr 2017 – unter Berücksichtigung der Rahmenbe-
dingungen und einiger Sondereffekte – sehr zufrieden“, erklärte 
Vorstand Josef Bittscheidt (2.v.l.) via Pressemitteilung. Unser Bild 
zeigt ihn gemeinsam mit seinen Vorstandskollegen Walter Fichtel, 
Peter Waßmann und Andreas Frühschütz (v.l.). Das Kundenge-
schäftsvolumen sei um 550 Millionen Euro auf rund 21,1 Milliar-
den Euro gestiegen. Das Wachstum resultiere aus dem Wertpa-
piergeschäft.  Bild: Stefan Obermeier

Projekt GeiSt ist Pflegeinnovation 2018
Der Deutsche Pflegeinnovationspreis der Sparkassen-Finanzgruppe 
geht 2018 an das Projekt „GeiSt - Gemeinsam in Steinheim“ in NRW. 
Die UKV - Union Krankenversicherung AG, der Kranken- und Pfle-
geversicherer der Sparkassen-Finanzgruppe, vergibt den Preis ge-
meinsam an innovative, zukunftsweisende Pflege-Projekte.

Das „Projekt GeiSt -- Gemein-
sam in Steinheim“ wurde als Bür-
gerinitiative zur Bewältigung des 
demografischen Wandels in der 
Region und mit Unterstützung 
von Bürgermeister und Rat der 
Stadt Steinheim begonnen. Zwi-
schen 2014 und 2017 entstand 
das Projekt GeiSt: Das neue 
Quartier bezieht sich auf die 
Kernstadt Steinheim mit 48 Be-
wohnern in der stationären Ver-
sorgung sowie 28 barrierefreien 
Wohnungen für ältere und pfle-
gebedürftige Menschen und ei-
nem Begegnungszentrum. 

Für den laufenden Betrieb wur-

de das evangelische Johannes-
werk beauftragt, das die Perso-
nalverantwortung für das laufen-
de Quartiersmanagement trägt.

Herzstück ist ein neuarti- 
ges Quartiersmanagement mit 
sechs Schwerpunkten: Ein Netz-
werk kleiner Hilfen im Alltag, Ent-
lastung für pflegende Angehöri-
ge, Hilfen für Familien mit an De-
menz erkrankten Angehörigen, 
Teilhabe der Bürger im Quartier, 
(pflegerische) Kriseninterven- 
tion und Netzwerkarbeit so-
wie ein regelmäßiges Angebot 
eines offenen Mittagstischs im 
Quartier. r
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„Wir sind erfolgreich  
für die Zukunft aufgestellt“

Bilanzpressekonferenz der niederbayerischen Sparkassen in Straubing 

Walter Strohmaier, Bezirksobmann und Vorstandsvorsitzender 
der Sparkasse Niederbayern-Mitte, stellte zusammen mit Bezirks-
verbandsvorsitzendem Landrat Franz Meyer die Geschäftszahlen 
der niederbayerischen Sparkassen vor. Sie zeigten sich stolz, auch 
in diesem Jahr wieder von einem erfolgreichen Geschäftsjahr be-
richten zu können. Denn aktuell stehen gerade Sparkassen auf-
grund der Nullzinspolitik, zunehmender Regulatorik und der Digi-
talisierung vor großen Herausforderungen. „Dank nachhaltigem 
Handeln sind wir auch in Zukunft bestens für schwierige Zeiten 
gerüstet“, so Meyer. 

Strohmaier erklärte, dass sich 
die Sparkassen in Niederbayern 
aktiv der Digitalisierung stellen 
und sie als Chance begreifen, sich 
in einem schwierigen Wettbe-
werbsumfeld erfolgreich aufzu-
stellen. Statt dabei auf fernen Fi-
nanzmärkten unterwegs zu sein, 
haben die Sparkassen ihr Ge-
schäftsgebiet direkt vor der Haus-
tür, so Landrat Meyer. Dieser regi-
onale Wirtschaftskreislauf ist ein 
großer Stabilitätsfaktor für die 
Heimat, machte der Bezirksver-
bandsvorsitzende deutlich. 

Die Bilanzsumme wuchs im 
vergangenen Jahr auf 19.895 
Millionen Euro, die Kundenein-
lagen auf 15.195 Millionen Eu-
ro und das Kreditvolumen auf 

12.204 Millionen Euro, so Stroh-
maier. Gerade bei den Einla-
gen ist es neben der ganzheitli-
chen Beratung vor allem die Si-
cherheit und Zuverlässigkeit, 
die Kunden bei den Sparkas-
sen schätzen. Mit dem erwirt-
schafteten Betriebsergebnis von 
0,94 % der Durchschnittsbilanz-
summe liegen die niederbayeri-
schen vor den bayerischen Spar-
kassen. Doch auch hier zeigen 
sich, trotz einer starken und ef-
fizienten Stellung im Markt, die 
Folgen der Niedrigzinspolitik 
deutlich.

„Gerade die niedrigen Zinsen 
treffen uns als regionale Spar-
kassen besonders hart“, erläu-
terte Strohmaier. Die Minizin-

sen sorgen dafür, dass die Erträ-
ge im klassischen Bankgeschäft 
seit Jahren wegschmelzen. Ins-
gesamt war 2017 jedoch ein er-
folgreiches Jahr für die nieder-
bayerischen Sparkassen, er-
klärte der Bezirksobmann und 
stellte die Stärke der Sparkas-
sen heraus: „Wir bieten unse-
ren Kunden beides, moderne 
digitale Lösungen und persön-
liche Beratung vor Ort. Das ist 
die Grundlage für eine langfristi-
ge und vertrauensvolle Kunden-
bindung.“

Verlässlicher Arbeitgeber

„Die Sparkassen sind ein ver-
lässlicher Arbeitgeber und Aus-
bilder“, sagte Bezirksverbands- 
vorsitzender Landrat Franz Meyer. 
Insgesamt sind 3.776 Beschäf-
tigte, davon 269 Auszubildende, 
bei den acht niederbayerischen 
Instituten angestellt. Dabei ma-
che der Anteil von 1.420 Ange-
stellten in Teilzeit deutlich, dass 
sehr großer Wert auf die Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf gelegt werde, so Meyer wei-
ter. Für einen nachhaltigen wirt-
schaftlichen Erfolg brauche es 
bestens ausgebildete Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Des-
halb werde großer Wert auf die 
Personalentwicklung gelegt. An-
gefangen bei einer grundsoliden 
Ausbildung, über verschiedene 

Bezirksobmann Walter Strohmaier (l.) zusammen mit dem Bezirks-
verbandsvorsitzenden Landrat Franz Meyer. r

Fortbildungsgänge an der Spar-
kassenakademie Landshut bis 
hin zu Bachelor- und Masterab-
schlüssen an der S-Hochschule 
in Bonn. 

Weiter sprach Meyer über die 
Gemeinwohlorientierung der 
Sparkassen. So wurden im ver-
gangenen Jahr die Heimatre- 
gion und die Menschen vor Ort 
mit insgesamt 2,886 Millionen 
Euro unmittelbar unterstützt. 
„Das Geld kam unter anderem 
Schulen, Kindergärten, Vereinen 
und Feuerwehren zugute“, so 
Meyer. Grundlage dafür bilden 
die im Wettbewerb erwirtschaf-
teten Überschüsse. Dadurch 
konnten an jedem Arbeitstag 
durchschnittlich 13.000 Euro für 
die Gesellschaft zur Verfügung 
gestellt werden. 

Präsenz in der Fläche 
weiter gewährleistet

Neben gesellschaftlichem En-
gagement stellte Meyer auch 
das Steueraufkommen der Spar-
kassen heraus. Davon profitie-
ren vor allem die Städte und 
Kommunen. So wurden im ver-
gangenen Jahr allein 21,77 Mil-
lionen Euro an Gewerbesteu-
ern gezahlt. Darüber hinaus 
sorgen die Sparkassen mit 278 
Geschäftsstellen und 36 SB-Ge-
schäftsstellen auch weiterhin 
für eine flächendeckende Ver-
sorgung der Menschen mit Fi-
nanzdienstleistungen. „Das zeigt, 
dass trotz der aktuellen Entwick-
lungen und Herausforderun-
gen die Präsenz der Sparkassen 
in der Fläche weiterhin gewähr-
leistet ist“, betonte der Bezirks-
verbandsvorsitzende. r

Kommunal-Barometer 2018:

Angespannte Finanzlage
Wie aus dem „Kommunal-Barometer 2018“, einer Studie der digi-
talen Marktplatz-Plattform für Kommunalfinanzierungen Comm-
neX und der TU Darmstadt hervorgeht, sind lediglich 44 Prozent 
der Kommunen und kommunalen Unternehmen in Deutschland 
gut auf steigende Zinsen vorbereitet. Sie haben sich entweder die 
niedrigen Zinsen langfristig gesichert, alternative Finanzierungs-
formen etabliert oder die gute Konjunktur der vergangenen Jah-
re zum Schuldenabbau genutzt. Befragt wurden 40 Finanzinstitu-
te sowie 97 Kommunen und kommunale Unternehmen.

Eine Mehrheit der Befragten 
hat wohl auch deshalb noch kei-
ne ausreichenden Vorbereitun-
gen für eine Zinswende getrof-
fen, weil 62 Prozent der Studien-
teilnehmer damit rechnen, dass 
die Zinsen erst ab dem Jahr 2020 
wieder steigen werden.

Trotz guter Konjunktur gaben 
71 Prozent der Befragten an, 
dass die Finanzsituation ihrer 
Kommune angespannt ist. Zwei 
Drittel der an der Umfrage be-
teiligten Kommunen und kom-
munalen Unternehmen haben 
in den vergangenen fünf Jahren 
eine negative Entwicklung hin-
sichtlich der Resonanz auf aus-
geschriebene Finanzierungsvor-
haben beobachtet. 

Digitalisierung

Mit Blick auf die Digitalisie-
rung zeigt die Studie, dass nur 
11 Prozent der befragten Kom-
munen und kommunalen Unter-
nehmen sich hier gut bzw. sehr 
gut aufgestellt sehen. Das Digi-
tal-Know-how der Mitarbeiter 
wird in der Kämmerei (77 % eher 
gut bis sehr gut) dabei deutlich 
positiver als in der Gesamtver-
waltung (57 % eher schlecht bis 
sehr schlecht) eingeschätzt. 

Während 21 Prozent der Be-

fragten bereits digitale Markt-
plätze für die Kommunalfinanzie-
rung genutzt haben, können sich 
dies weitere 52 Prozent durchaus 
in der Zukunft vorstellen. 18 Pro-
zent der beteiligten Kommunen 
gaben an, zur Kommunalfinanzie-
rung auch auf Schuldscheine und 
Anleihen zurückzugreifen. Mit 
Blick auf Zinssteigerungen sehen 
immerhin 88 Prozent ihre (Kom-
munal-) Finanzen (eher) gut abge-
sichert.

Attraktive  
Kommunalfinanzierung

62 Prozent der Finanzinstitute 
(darunter 57 % Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken) schät-
zen die Kommunalfinanzierung 
als attraktiv bis sehr attraktiv 
ein. Die Hälfte der Befragten ge-
hen von einer zunehmenden At-
traktivität in den nächsten zwei 
bis drei Jahren aus. Nur sieben 
Prozent beurteilen das techni-
sche Know-how der Kommu-
nen und kommunalen Unter-
nehmen als gut bis sehr gut. 
Mit Blick auf Schuldscheindarle-
hen und Anleihen geht rund die 
Hälfte von einer Zunahme des 
Anteils an der Kommunalfinan-
zierung in den kommenden fünf 
Jahren aus. DK

Nanowissenschaft 
zum Selberbauen

Sparkasse Regensburg und Bayerische Sparkassenstiftung  
fördern die MINT-Bildung 

Je kleiner die betrachteten Objekte, desto teurer: Mikroskope 
kosten schnell ein Vermögen. Damit künftig mehr Schülerinnen 
und Schüler Zugang zu wissenschaftlichen Instrumenten haben, 
entwickeln die Universität Regensburg und die Ostbayerische 
Technische Hochschule Regensburg ein Do-it-yourself-Rastertun-
nelmikroskop zum kleinen Preis. Mit einer Gesamtsumme von 
41.775 Euro fördern die Bayerische Sparkassenstiftung und die 
Sparkasse Regensburg das ambitionierte Projekt. 

MINT-Nachwuchs in Bayern 
wird dringend benötigt. Doch 
häufig scheitert die Förderung 
von Schülerinnen und Schülern 
in naturwissenschaftlich-techni 
schen Fächern an der Ausstat-
tung der Schulen. Das Rastertun-
nelmikroskop ist ein Messge-
rät, das Oberflächen im Nano-
meterbereich untersucht, das  
heißt, dass es sogar Atome „sicht-
bar“ machen kann.

Normalerweise befinden sich 
die Anschaffungskosten für ein 
solches Instrument im fünf- bis 
siebenstelligen Bereich. Um jeder 
Schule die Möglichkeit zu geben, 
mit dem Rastertunnelmikroskop 
zu arbeiten und dadurch Schüle-
rinnen und Schülern die Faszina-
tion an Nanotechnologie zu ver-
mitteln, arbeiten die Universität 
Regensburg und die Ostbayeri-
sche Technische Hochschule Re-
gensburg (OTH Regensburg) an 
der Konzipierung eines Prototyps, 
der in seiner späteren Herstellung 
nicht mehr als 500 Euro kostet. 

Hilfe zur Selbsthilfe

Das Projekt basiert auf dem 
Konzept der „Hilfe zur Selbsthil-
fe“ – die Schülerinnen und Schü-
ler sollen in der Lage sein, selbst 
ein derartiges Mikroskop zu bau-
en. Damit dies möglich ist, sind 
umfangreiche Arbeitsanleitungen 
inklusive des notwendigen Hin-
tergrundwissens auf Schulniveau 
ebenso Teil des Konzepts wie Leh-

reraus- und -fortbildungen. Durch 
die Einbindung der Schülerinnen 
und Schüler in die Entstehung 
des Mikroskops lernen diese be-
reits vor seiner Fertigstellung viel 
über die Funktionsweise. So win-
zig klein die Proben der angehen-
den Forscher auch sein mögen, die 
Projektziele sind groß: Der neue 
Ansatz ermöglicht es den Schüle-
rinnen und Schülern, mit einer der 
wichtigsten Schlüsseltechnologien 
des 21. Jahrhunderts zu arbeiten, 
und legt damit die Grundlagen für 
mehr Nachwuchs in der (Nano-)
Forschung. 

Im Alten Rathaus in Regens-
burg ist jetzt die Spende überge-
ben worden. Der gesamte Vor-
stand der Sparkasse und Dr. Ingo 
Krüger von der Bayerischen Spar-
kassenstiftung überreichten sie 
an die Projektleiter der Universi-
tät Regensburg und der OTH Re-
gensburg, die das Selbstbau-Kon-
zept entwickeln.

Auch die Stadt und der Landkreis 
Regensburg sind als organisatori-
sche Partner in das Projekt einge-
bunden. Nicht nur die Zahl der Un-
terstützer ist groß, sondern auch 
die der Anwendungsmöglichkei-
ten: Das Rastertunnel-Mikroskop 
lässt sich in sämtlichen naturwis-
senschaftlichen und technischen 
Schulfächern einsetzen. So werden 
fächerübergreifend das Experimen-
tieren und Entdecken gefördert – 
und die Schülerinnen und Schüler 
mit hoher Interaktivität für die Zu-
kunftsfächer MINT begeistert. r

Umsatzsteuer und Marktplatzsanierung: 

Zuordnung zum Unternehmen auch  
nach dem 31. Mai des Folgejahres zulässig 

Im Falle eines gemischt genutz-
ten Marktplatzes (öff. Straße/Ver-
anstaltungen) entschied der Bun-
desfinanzhof (Urt. v. 03.08.2017,  
V R 62/16, veröffentlicht am 
06.12.2017), dass keine zeitna-
he Dokumentation einer Zuord-
nungsentscheidung (bis 31. Mai 
des Folgejahres) erforderlich sei. 
Dies begründet er damit, dass 
dies nur bei einem Zuordnungs-
wahlrecht (wirtschaftliche oder 
private Zwecke) im Rahmen ei-
ner Privatentnahme bestehe. Ei-
ne Verwendung für den Hoheits-
bereich einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts sei je-

doch keine Entnahme für priva-
te Zwecke. 

Ein anteiliger Vorsteuerabzug  
im Falle der Sanierung eines 
Marktplatzes ist daher auch 
nach dem 31. Mai des Folgejah-
res möglich.

Weitere Auskünfte hierzu er-
teilt Altbürgermeister Dr. Ste-
fan Detig, Rechtsanwalt und Ge-
schäftsführer DETIG Rechtsan-
waltsgesellschaft mbH, Pullach 
i. Isartal. DETIG: RSW ist spezia-
lisiert auf Kommunalwirtschaft, 
kommunales Unternehmensrecht 
und die Besteuerung der öffentli-
chen Hand. r

Förderbilanz 2017: 

LfA-Angebot sehr gefragt
Die LfA Förderbank Bayern hat 2017 die Unternehmen und Kommu-
nen im Freistaat mit rund 2,3 Milliarden Euro unterstützt. Die pro-
grammgebundenen Förderkredite legten dabei um rund 6 Prozent 
auf über 1,7 Milliarden Euro zu. Der Zuwachs ist insbesondere auf 
die sehr starke Nachfrage bei der Gründungs- und Wachstumsförde-
rung zurückzuführen. Diese wurde im letzten Jahr optimiert und ver-
zeichnete ein Plus von rund 14 Prozent. Zudem gefragt war der erst 
Mitte Juli 2017 eingeführte Energiekredit Gebäude mit einem Zusa-
gevolumen von über 100 Millionen Euro. Insgesamt profitierten von 
den Förderangeboten über 4.500 Unternehmen und Kommunen.

„Die Wirtschaft im Freistaat ist 
gut aufgestellt. Und damit das 
so bleibt, sind zukunftsweisen-
de Investitionen in unser Wachs-
tum notwendig. Hier kommt die 
LfA ins Spiel, die den Mittelstand 
bei seinen Herausforderungen 
mit einem umfassenden, flexi-
blen und attraktiven Förderan- 
gebot begleitet. Das kann bei-
spielsweise für die Digitalisie-
rung oder eine Unternehmens-
nachfolge sein. Die Förderzahlen 
für 2017 zeigen, dass das Ange-
bot hervorragend angenommen 
wird und sehr gut auf die Bedürf-
nisse der kleinen und mittleren 
Unternehmen zugeschnitten ist“, 
so Bayerns Wirtschaftsministerin 
und LfA-Verwaltungsratsvorsit-
zende Ilse Aigner.

Dr. Otto Beierl, Vorstandsvor-

sitzender der LfA, ergänzt: „Das 
Förderjahr 2017 war für uns sehr 
erfolgreich. Wir haben unsere 
Förderleistung für den bayeri-
schen Mittelstand erneut ausbau-
en können. Allein in der verbes-
serten Gründungs- und Wachs- 
tumsförderung haben wir Darle-
hen in Höhe von über 800 Millio-
nen Euro zugesagt.“

„Auch die hohe Nachfrage 
beim Energiekredit Gebäude seit 
der Einführung im letzten Som-
mer spricht für sich. Diese Inves-
titionen in die Energieeffizienz 
von Firmengebäuden kommen 
unserer Umwelt und den Be-
trieben zugute. Denn sie sparen 
durch einen geringeren Energie-
verbrauch und unseren Tilgungs-
zuschuss von bis zu 18,5 Prozent 
dauerhaft Geld“, so Beierl. r

Ausstellungseröffnung:

„Römische Kaiser – Münzfunde in Günzburg“
Der Historische Verein Günzburg lädt am 22. März zur Eröffnung der 
Ausstellung „Römische Kaiser – Münzfunde in Günzburg“ in das Günz-
burger Museum ein. Diese Ausstellung wurde in den vergangenen Mo-
naten von engagierten Mitgliedern des Historischen Vereins Günzburg 
e.V. in unzähligen Stunden konzipiert und in enger Kooperation zwi-
schen Stadt Günzburg, Museumsleitung und dem Historischen Verein 
umgesetzt. 
Die Grundlage für diese Ausstellung bildet eine Auswahl aus der Samm-
lung der über 600 römischen Münzen, alles Fundstücke aus Günzburger 
Boden, die sich im Besitz des Historischen Vereins befinden. Die Aus-
stellung ist immer am Samstag und Sonntag von 14-17 Uhr geöffnet.r

Sozialministerin Müller zum Equal Pay Day 2018:

Strukturelle Ursachen der  
Lohnlücke noch stärker angehen
Der Equal Pay Day fiel heuer 

auf den 18. März 2018. Er mar-
kiert symbolisch den Zeitraum 
vom 1. Januar bis zu dem Tag, an 
dem Frauen bei gleichem Stun-
denlohn unentgeltlich arbeiten, 
während ihre männlichen Kolle-
gen bereits entlohnt werden. 

Bayerns Sozialministerin Emi-
lia Müller: „Überall in Europa ver-
dienen Frauen noch immer we-
niger als Männer. Es ist nicht ak-
zeptabel, dass Frauen 77 Tage für 
umsonst arbeiten. Wieviel wir für 
unsere Arbeit erhalten, ist auch 
eine Frage von Anerkennung 
und Gerechtigkeit. Deshalb müs-
sen wir vor allem die strukturel-
len Ursachen der Lohnlücke noch 
stärker angehen.“

In Deutschland verdienen Frau-
en durchschnittlich ca. 21 Pro-
zent weniger als Männer. Selbst 
bei vergleichbarer Qualifikation, 

Tätigkeit und Erwerbsbiographie 
beträgt die Lohnlücke noch et-
wa 6 Prozent. Das hat insbeson-
dere auch strukturelle Ursachen. 
So unterbrechen beispielsweise 
Frauen ihre Erwerbstätigkeit fa-
milienbedingt häufiger und län-
ger als Männer. In Branchen, die 
höhere Löhne zahlen, sind Frau-
en noch immer unterrepräsen-
tiert. Auch der Wiedereinstieg 
nach einer familienbedingten 
Auszeit erfolgt oft noch unter-
halb der Qualifikation und mit er-
schwerten Aufstiegschancen. 

„Gesellschaft, Wirtschaft und 
Politik müssen die Arbeitswelt 
noch familienfreundlicher ma-
chen. Wir werden uns weiterhin 
gezielt dafür einsetzen, die Ur-
sachen der Lohnlücke zu beseiti-
gen und eine gerechte Bezahlung 
für Frauen und Männer zu errei-
chen“, betonte Müller. r
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DStGB-Positionen:

Allianz für Innenstädte
Örtlichen Einzelhandel stärken – Innenstädte und Ortskerne beleben 

Der Einzelhandel befindet sich in einem enormen und dauerhaf-
ten Umbruch: Der demografische Wandel, ein immer stärker boo-
mender Online-Handel, die Ausdünnung der Nahversorgung spe-
ziell im ländlichen Raum sowie neue Trends im Einkaufsverhalten 
bewirken eine Erosion des inhabergeführten und stationären Ein-
zelhandels. Folgen sind vielerorts steigende Leerstände, ein mo-
notones und austauschbares Straßen- und Geschäftsbild und da-
mit verbunden ein „Ausbluten“ der Innenstädte und Ortskerne. 

Nach Schätzung des Handels-
verbands Deutschland (HDE) 
stehen bis zum Jahr 2020 bis zu 
50.000 weitere Einzelhandelsge-
schäfte, insbesondere in struk-
turschwachen Kommunen, zur 
Disposition. Einher gehen die 
Schließungen oft mit Aufgaben in 
weiteren Branchen, wie der Gast-
ronomie oder der Hotellerie. 

Um Abwärtsspiralen gerade in 
den Innenstädten und Ortsker-
nen entgegenzuwirken und für 
einen starken und vitalen Einzel-
handel Sorge zu tragen, sind, so 
der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund, „ Kommunen und 
Handel gefordert“. Sie müssen 
„an einem Strang ziehen“. 

Der Einzelhandel steht laut DSt-
GB vor der Herausforderung, ei-
ne stärkere Verzahnung zwischen 
stationärem Geschäft und dem 
Online-Handel vorzunehmen. 
Denn die meisten Kunden prakti-
zieren heute einen „Multi-Chan-
nel-Handel“: Sie kaufen sowohl lo-
kal wie über das Internet ein. Die-
se Entwicklung hat auch der On-
line-Handel bereits aufgegriffen. 

Immer mehr Online-Händler 
eröffneten stationäre Geschäfte 
auch in den Innenstädten. Umge-
kehrt seien aber auch die statio-
nären Händler herausgefordert, 
den Kunden ein digitales Angebot 
zu offerieren. „Auf diesem Weg 
werden die Strategien des On-
line-Handels und die Vorteile des 
stationären Handels sinnvoll mit-
einander kombiniert. Dies betrifft 
etwa den Umtausch, die Abho-
lung und Belieferung von Waren 
und nicht zuletzt die Beratung der 
Kunden. Digitalisierung im Han-
del muss aber mehr bedeuten als 
die schlichte Eröffnung von On-
line-Shops. Es gilt für den statio-
nären Einzelhandel, wie oft schon 
erfolgt, auch Anwendungen wie 
Innennavigation, digitale Produkt-
informationen oder mobile Be-
zahlsysteme vorzuhalten“, betont 
der Kommunalverband. 

Lokale Online-Marktplätze sei-
en ein sinnvolles Instrument, da-

mit der stationäre Einzelhandel 
Warensortimente im Internet 
präsentiert und – in der jeweili-
gen Region und darüber hinaus – 
auf sich aufmerksam macht. Er-
fahrungen zeigten, dass die Kun-
den solche Angebote annehmen 
und nach einer Produktsuche auf 
dem Online-Marktplatz ihre Wa-
ren und Dienstleistungen beim 
Händler „vor Ort“ einkaufen, ein-
schließlich eigener Lieferservices 
der beteiligten Händler. 

Einkauf als Erlebnis

Beim stationären Einkauf könne 
und müsse der Handel seine Vor-
teile voll ausspielen. Dazu gehörten 
zum Beispiel die Schaffung einer 
„Wohlfühlatmosphäre“ und das 
Ansprechen der emotionalen Seite 
der Kunden. Freundliche und kom-
petente Mitarbeiter, ein attraktiv 
aufbereitetes und präsentiertes 
Warensortiment, Kinderbetreuung 
in den Geschäften, integrierte Ca-
fés oder Leseräume etc. könnten 
einen echten Mehrwert bringen. 
„Der Einkauf in der eigenen Stadt 
muss zum Erlebnis werden.“ 

Nach Auffassung des DStGB ist 
eine aktive Zusammenarbeit der 
Händler untereinander sowie ei-
ne enge Abstimmung aller Innen-
stadtakteure (Städte, Handel, 
Stadtmarketing und Immobilien- 
eigentümer) eine Grundvoraus-
setzung für eine funktionieren-
de Innenstadt. Insbesondere ein 
gutes Stadtmarketing erweise 
sich als hilfreiches Instrument, 
alle betroffenen Akteure im Sin-
ne einer Verantwortungsgemein-
schaft an einen Tisch zu bringen. 
Dazu zählten auch gut vernetzte 
City-Manager, die insbesondere 
als „Kümmerer“ zwischen Han-
del, Immobilieneigentümern und 
der Wirtschaftsförderung für den 
Teilraum Innenstadt erfolgreich 
vermitteln und koordinieren. 

Immobilieneigentümer und 
-projektentwickler haben aus 
Sicht des Verbands in der Praxis 
einen maßgeblichen Einfluss auf 

die Entwicklung der Innenstädte. 
Sie müssen ihrer Verantwortung 
gerecht werden und einen eigenen 
Beitrag zur erfolgreichen Bewäl-
tigung des strukturellen Wandels 
leisten. Eine einseitige Gewinnma-
ximierung durch überzogene Miet-
forderungen sei kontraproduktiv 
und nutze niemandem. Sie führe 
zu Leerständen und in der Folge zu 
einer Abwärtsspirale ganzer Stra-
ßenzüge und Quartiere. 

„Lebendige Innenstädte ha-
ben weit über die Versorgung 
hinaus zentrale Bedeutung. Für 
die Bürgerschaft und die Touris-
ten haben Innenstädte einen ho-
hen Identifikationswert. Sie sind 
Aufenthaltsmittelpunkt und bil-
den die Visitenkarte einer Stadt. 
Städte und Gemeinden sind da-
her in der Pflicht“, heißt es wei-
ter. Sie könnten ihrer Verantwor-
tung zur Belebung der Innenstäd-
te insbesondere durch gestalte-
risch gelungene Einkaufsstraßen, 
durch Plätze mit hoher Aufent-
haltsqualität, durch gute Wege-
beziehungen zwischen den Ein-
zelhandelslagen, durch einen gut 
ausgebauten ÖPNV, ein ausrei-
chendes Parkplatzangebot und 
nicht zuletzt durch die Gewähr-
leistung von Sicherheit und Sau-
berkeit nachkommen. 

Die Laden- und auch Sonn-
tagsöffnungszeiten werden in 
Deutschland durch die Laden-
öffnungsgesetze der Länder ge-
regelt. Nach Überzeugung des  
DStGB sollten die Landesgesetz-
geber angesichts der Vielfalt in 
der kommunalen Landschaft es 
den Kommunen zukünftig ermög-

lichen, „ihre Gestaltungsmöglich- 
keiten bei den jeweiligen Öff-
nungszeiten verstärkt auszuüben“. 

Angesichts der aktuellen Her-
ausforderungen im Verkehrsbe-
reich seien zudem ein Master-
plan Mobilität und eine Verkehrs-
wende für Städte und Gemein-
den erforderlich. Ein Masterplan 
„Verkehrswende“ müsse insbe-
sondere die Mobilität von Men-
schen und Gütern und damit 
auch die Lebendigkeit der Innen-
städte gewährleisten. Damit sei-
en Fahrverbote in den Innenstäd-
ten nicht vereinbar. Vielmehr sei 
ein Bündel verschiedener Aktivi-
täten erforderlich. 

Tragend seien dabei konkrete 
Maßnahmen, die Schadstoffe be-
reits an der Quelle zu vermeiden 
bzw. zu reduzieren, eine Stärkung 
des ÖPNV, die digitale Vernet-
zung der Verkehrsangebote, eine 
stärkere Förderung des Radver-
kehrs, ein vermehrtes Carsharing 
sowie eine anwendungsorien-
tierte Förderung der Elektromo-
bilität bei Fahrzeugen mitsamt 
der Schaffung einer einheitlichen 
Ladeinfrastruktur. 

Die für den Handel relevan-
ten innerstädtischen Lieferver-
kehre müssten ebenfalls opti-
miert werden. Für die Beliefe-
rung der Innenstädte sollten mög-
lichst emissionsarme Lösungen, 
wie zum Beispiel Sammeldepots 
für Paket- und Zustelldienste an 
verträglichen Standorten außer-
halb der Innenstädte mit anschlie-
ßender Anlieferung der Waren 
durch Elektrofahrzeuge oder Las-
tenfahrräder, gefunden werden. 
Auch seien kommunale Modell-
projekte durch Bund und Länder 
zu fördern. Außerdem sei das Au-
genmerk darauf zu legen, eine Fle-
xibilisierung außerhalb der Haupt-
verkehrszeiten zur Entzerrung der 
Verkehrsspitzen zu forcieren. DK

Rekordhohe  
Straßenbauinvestitionen

Der Freistaat hat 2017 aus den Haushaltsmitteln des Bundes rund 
1,85 Milliarden Euro für den Bau und Erhalt seiner Bundesfernstra-
ßen erhalten. Das ist ein Anteil von 23 Prozent am Fernstraßenhaus-
halt. Der Anteil Bayerns am Bundesfernstraßenhaushalt ist von 19,9 
Prozent im Jahr 2015 auf nunmehr 23 Prozent im Jahr 2017 gestiegen. 

„Der Obersten Baubehörde 
und ihrer rechtzeitigen Vorarbeit 
ist es zu verdanken, dass Bayern 
diese Mittel auch in Bauprojek-
te umsetzen konnte“, sagte Tho-
mas Schmid, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Bayerischen Bauindust-
rieverbandes dazu in München. 

Erfreulich findet Schmid auch, 
dass der Etat des Freistaats für 

Staatsstraßen von derzeit ho-
hen 270 Millionen Euro auf 
290 Millionen Euro im Jahr 
2018 ansteigen soll. „Der Frei-
staat Bayern kommt damit sei-
ner Verpflichtung, seine Ver-
kehrsinfrastruktur zu erhalten 
und zukunftsgerecht auszubau-
en, vorbildlich nach“, betonte 
Schmid abschließend. r

Landkreise und Handwerk: 

Gemeinsam für die Zukunft 
der ländlichen Räume“

Landrat Herbert Eckstein, Zweiter Vizepräsident und Schatzmeis-
ter beim Bayerischen Landkreistag, hat im Rahmen der Fachta-
gung des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks (ZDH) mit 
dem Titel „Ländliche Räume in Deutschland – Zukunftsräume: 
Arbeit, Ausbildung, Infrastruktur, Nahversorgung“ in einer Po- 
diumsdiskussion die gemeinsamen Herausforderungen von Land-
kreisen und Handwerk herausgestellt.

An dem Austausch zum The-
ma „Wie sichern wir die Pers-
pektiven für ländliche Räume“ 
nahmen neben Landrat Herbert 
Eckstein auch Bernhard Krüs-
ken, der Generalsekretär des 
Deutschen Bauernverbandes, 
Daniela Schmitt, Staatssekre-
tärin im Ministerium für Wirt-
schaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau des Landes Rhein-
land-Pfalz, und Gerhard Schenk, 
Präsident des Deutschen Kondi-
torenbundes und Beauftragter 
des ZDH-Präsidiums für ländli-
che Räume, teil. 

Die Diskussion fand im Rahmen 
der Internationalen Handwerks-
messe in München statt. Die Dis-
kussionsteilnehmer waren sich ei-
nig, dass handwerkliche Betriebe 
in großer Vielfalt die Wirtschaft 
des ländlichen Raums prägen und 
zu gesicherten Versorgungsstruk-
turen und dem gesellschaftlichen 
Leben in Dörfern und Kleinstäd-
ten maßgeblich beitragen. 

Das Handwerk sieht sich bei 
der Stabilisierung von ländlichen 
Räumen in der Verantwortung, 
regionale Wertschöpfungsketten 
aufzubauen und die Nutzung und 
Verarbeitung regionaler Erzeug-
nisse zu unterstützen. Um die  
Zukunft der Betriebe zu sichern 
und um die Lebensqualität und 
Wirtschaftskraft ländlicher Regio-
nen insgesamt zu erhalten, müs-
sen aus Sicht des Handwerks be-
stimmte Voraussetzungen erfüllt 
sein, allen voran die Anbindung 
an hochleistungsfähige Breit-
bandinfrastrukturen. 

Intakte Wirtschaft vor Ort 
ist entscheidend

Diesen Faden nahm Landrat 
Herbert Eckstein gerne auf. Ei-
ne intakte Wirtschaft vor Ort sei 
entscheidend, damit es insgesamt 
vorwärts gehe. Die Kommunen 
hätten dann die finanziell größ-
ten Spielräume für ihre Aufga-
ben, wenn die Wirtschaft wachse. 
Die Vertreter der 71 bayerischen 
Landkreise setzten sich deswegen 
täglich mit der Verbesserung be-

stehender Rahmenbedingungen 
vor Ort auseinander. Dabei gehe 
es vor allem um die vielen kleine-
ren und mittleren Betriebe, die al-
le hinter den Erfolgszahlen des 
Freistaates stünden. 

Der Bayerische Landkreistag 
trete seit jeher für eine leistungs-
fähige Infrastruktur der Kommu-
nen ein. Dazu gehöre eine leis-
tungsfähige Breitbandversorgung 
ebenso wie die Möglichkeit eines 
lückenlosen Mobilfunks. Bildung 
sei genauso ein Megathema wie 
die Mobilität der Zukunft oder ei-
ne grundlegende medizinische 
Versorgung und Pflege.

Megathemen

„Im Bereich Breitband müssen 
wir noch zulegen. Heute hinkt die 
Breitbandversorgung im ländlichen 
Raum der Versorgung in den Städ-
ten immer noch hinterher. Bund 
und Länder müssen mehr Geld in 
die Hand nehmen. Worten und Ko-
alitionsvereinbarungen müssen Ta-
ten folgen. Die Förderprogramme 
müssen flexibler werden und eine 
unbürokratische Handhabung er-
möglichen. Wir brauchen eine ver-
lässliche und kontinuierliche För-
derung, auch um Überhitzungen 
und Kostenexplosionen zu vermei-
den“, betonte Eckstein.

Schon heute fehle es oft an Ka-
pazitäten und Fachkräften, die 
Programme schneller umzusetzen. 
Eckstein weiter: „Vectoring löst 
die Zukunftsanforderungen nicht. 
Wir reden von 5 G. Bei der beruf-
lichen Bildung gilt es der Schrump-
fung der Ausbildungsstandorte 
entgegenzuwirken und auch klei-
nere Klassen mit regionalem Ein-
zugsbereich (dezentralere Spren-
gelbildung) zu ermöglichen oder 
andere Visionen zu entwickeln, die 
Bildung zu den zukünftigen Hand-
werkern zu bringen. Berufsschu-
len vor Ort machen Handwerksbe-
rufe attraktiver. Auch ist der Weg 
aus den Städten in die Landkreis-
schulen nicht weiter wie der Weg 
aus dem Land in die Stadt“, so der 
Zweite Vizepräsident des Bayeri-
schen Landkreistags. r
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Bürgermeister Jens Korn (rechts) mit Hautärztin Dr. med. Anca 
Pincotan (Mitte), dem Praxispersonal und weiteren Gästen der  
Einweihungsfeierlichkeiten. r

Neue Facharztpraxis in Wallenfels
Weiterer Baustein auf dem Weg zu einer hochwertigen medizinischen Versorgung

Im oberfränkischen Wallenfels im Landkreis Kronach reiht sich 
Erfolgsstory an Erfolgsstory. Nachdem im Jahr 2011 bereits eine 
kommunale Landarztpraxis eröffnet wurde, können sich Patien-
ten seit Jahresbeginn in der DermaPraxis von Hautärztin Dr. med. 
Anca Pincotan behandeln lassen. Somit hat sich die medizinische 
Versorgung in der 3.000 Einwohner zählenden Kleinstadt weiter 
verbessert, wie Bürgermeister Jens Korn stolz verkünden darf.

Dort, wo nun die Hautarzt-
praxis eingezogen ist, befan-
den sich einst ein Café und an-
schließend Räume einer Fahr-
schule. Über 70.000 Euro inves-
tierte die Stadt in den Umbau 
der Räumlichkeiten – und das 
in Rekordzeit. Bereits nach we-
nigen Monaten konnte die Pra-
xis eröffnet werden. Ein knap-
pes Dutzend Firmen aus dem 
näheren Umkreis war an der 
Verwirklichung der Pläne betei-
ligt. Auf 80 Quadratmetern ste-
hen neben der Anmeldung nun 
ein Behandlungszimmer, ein 
Sprechzimmer, ein Labor, War-
tezimmer und Sanitäranlagen 
zur Verfügung. 

Dr. Pincotan praktizierte bis-
lang in Helmbrechts. Ihre ur-
sprüngliche Intention, sich selbst-

ständig zu machen und im 
Landkreis Hof eine Praxis zu er-
öffnen, war nicht mit der Reali- 
tät vereinbar. Kein einziger Kas-
sensitz war frei. Anders stellt 
sich die Situation im Land-
kreis Kronach dar: Laut Kassen- 
ärztlicher Vereinigung gilt die-
ser als unterversorgt. Da die 
Ärztin ihre Patienten nicht im 
Stich lassen wollte, siedelte sie 
ihre neue Praxis nunmehr  nah 
an der Landkreisgrenze an. 
Wallenfels ist aus ihrer Sicht der 
ideale Standort. Zudem habe 
sich Bürgermeister Korn sehr 
um sie bemüht, betont die Me-
dizinerin. 

Und das aus gutem Grund: 
Der Rathauschef wartete schon 
länger auf einen Facharzt, der 
die Kleinstadt belebt, vor allem 

aber die medizinische Betreu-
ung der Einwohner sichert. Für 
Jens Korn ist die ärztliche Ver-
sorgung eine große Verpflich-
tung, weshalb die Stadt Wal-
lenfels für die Zukunft bereits 
weiter plant. Aus der ehemali-
gen Schmidt-Bank soll ein städ-
tisches Gesundheitszentrum 
entstehen, in das dann auch die 
Hautarztpraxis von Dr. Pinco-
tan und die kommunale Land-
arztpraxis einziehen werden. 
Der Standort ist strategisch ge-
wählt, soll damit doch auch der 
Marktplatz eine zusätzliche Be-
lebung erfahren.

Gesundheitsversorgung 4.0

Doch damit nicht genug: 
„Stufe 3 unserer kommunalen 
Aktivitäten im Gesundheitsbe-
reich“ ist Bürgermeister Korn 
zufolge das Konzept „Gesund-
heitsversorgung 4.0“, mit dem 
die Stadt Wallenfels den 1. 
Preis beim Wettbewerb von 
Oberfranken Offensiv „Digita-
les Land - Digitale Kommune“ 
gewonnen hat.

Dabei geht es um die Nut-
zung telemedizinischer Ange-
bote zur besseren ärztlichen 
Versorgung im dortigen Al-
ten- und Pflegeheim. Auf die-
ser Basis erweitert die Caritas 
im kommenden Jahr ihr Senio-
renheim um ein Demenz- und 
Intensivpflegezentrum mit ei-
ner Investition in Höhe von 5 
Millionen Euro. Der Clou dabei: 
Dieses Zentrum wird im derzeit 
leerstehenden ehemaligen Kin-
dergarten, einer Arztvilla aus 

den 1920er Jahren, entstehen. 

Digitale Pflegeakte

Im Rahmen des innovativen 
Projektes „Gesundheitsversor-
gung 4.0“ kann der Arzt online 
jederzeit in einem gesicherten 
Netz auf die digitale Pflegeak-
te zugreifen. Nach Auswertung 
dieser Daten und mit den eige-
nen vorhandenen Patientenak-
ten in der Praxis hat der Me-
diziner nun mehrere Möglich-
keiten: Zum einen könnte er 
gleich die Medikation anpas-
sen. In manchen Fällen wird der 
Arzt jedoch mit den Patienten 
in Kontakt treten wollen. Dies 
kann er wie bisher über Telefon 
oder, wenn mit ihm vereinbart, 
per Mail tun. Eventuell ent-
scheidet sich der Arzt seinen 
Patienten im Pflegeheim oder 
zuhause einen Hausbesuch ab-
zustatten und dann seine wei-
tere Behandlung anzupassen. 
Sollte ein Hausbesuch nicht un-
bedingt notwendig sein, aber 
doch ein persönliches Gespräch 
vom Patienten oder Arzt als 
sinnvoll erachtet werden, kann 
dies dann per Videosprechstun-
de bewerkstelligt werden. 

Ideengeber und Modellregion

Die Stadt Wallenfels und 
der Landkreis Wunsiedel sind I 
Ideengeber und Modellregio-
nen der Online-Sprechstunde, 
die es in der beschriebenen Art 
mit Datenzugriff auf Pflegeakte 
und ergänzender Videokonsul-
tation bisher noch nicht gibt. 
Spätestens zum Ende des Jah-
res 2018 soll das Projekt dau-
erhaft einsetzbar und vor allem 
auf andere Kommunen über-
tragbar sein. DK

Schwerpunkt des Messeauftrittes auf der Dach + Holz 2018:

Neuer Dachziegel 
E 58 RS® von ERLUS

Neufahrn i. NB. Der Ergoldsbacher E 58 RS® ist das sechste Mo-
dell der beliebten E 58-Familie und ein Spezialist für flach geneig-
te Dächer. Die Neuentwicklung war das Messehighlight der ERLUS 
AG auf der diesjährigen Dach + Holz in Köln im Februar 2018. Seit 
2017 ist das neue Ziegelmodell nun verfügbar und setzt mit einer 
beachtlichen Absatzmenge klare Zeichen am Markt. 

Verbindung moderner  
Architektur mit den Vorzügen 
eines Steildaches

Schlicht, sachlich und reduziert 
auf eine klare Formensprache – 
der kubische Baustil erlebt der-
zeit ein Comeback. Viele Bauher-
ren wünschen sich ein Haus, das 
einen klaren und puristischen Stil 
zum Ausdruck bringt. Auf die Si-
cherheit, die das Steildach bie-
tet, wollen sie dennoch nicht 
verzichten. Aus gutem Grund: 
Ein Steildach mit Tondachzie-
geln zeichnet sich durch eine ho-
he Lebensdauer und eine einfa-
che Verarbeitung aus. Weil Was-
ser schnell ablaufen kann, ist das 
Dach regensicher und muss kaum 
gewartet werden. Dank seiner 
besonderen technischen Formge-
bung passt er auf flach geneigte 
Dächer ab 10° Dachneigung. Das 
erlaubt eine moderne, nahezu ku-
bische Bauweise, ohne kosten- 
und wartungsintensive Abdicht-
arbeiten. 

Sichere Wasserführung  
auf dem Dach bei einer  
Regeldachneigung von 16 Grad 

Das Besondere des E 58 RS®: 
Mit seiner ausgefeilten techni-
schen Formgebung schützt er das 
Dach zum Beispiel gegen Schlag-
regen, während die Unterkon-
struktion trocken bleibt. Da-
für sorgen die ausgeprägte Pro-
filhöhe der Ringverfalzung, mit 
dreifachem Kopf- und Seiten-
falz, und eine direkte Wasser-
führung auf dem Ziegel. Damit 
ist der E 58 RS® der erste Dach-
ziegel in klassischer Flachdach- 
pfannenoptik am Markt, der sich 
durch drei Kopf- und Seitenfalze 
auszeichnet. So funktioniert der 
Dachziegel bei geringen Dachnei-
gungen (Regeldachneigung 16°, 
Mindestdachneigung 10°) und 
aufwändige regensichernde Zu-
satzmaßnahmen können entfal-
len. Nicht zuletzt überzeugt der  
E 58 RS® durch seine leichte Ver-
arbeitung auf dem Dach: Mit ei-
nem Gewicht von ca. vier Kilo-
gramm ist er gut mit einer Hand 
verlegbar.

Dass der neue E 58 RS® ein ty-
pischer E 58 ist, zeigt auch sei-
ne Form: harmonische Propor- 

tion, klare Kanten in der Verfal-
zung und die elegante Wölbung 
der Sichtfläche. Damit reiht er 
sich optisch und technisch naht-
los in die erfolgreiche E 58-Fami-
lie ein. So schützen die Tondach-
ziegel der E 58 Reihe das Dach 
optimal und dauerhaft gegen 
Wetterextreme, wie große Nie-
derschlagsmengen oder starken 
Windsog. Ein Qualitätsmerkmal, 
das angesichts des Klimawandels 
mit immer häufigeren und schwe-
reren Unwettern an Bedeutung 
gewinnt. 

Gut gewappnet für  
stürmische Zeiten

Aufgrund ihrer diagonalen, 
teilweise auch verfalzten Über-
deckung im Vierziegeleck er-
reichen alle Modelle der E 58 
Familie eine sehr hohe Wind-
sogsicherheit – und das bei ge-
ringem Sturmklammereinsatz. 
Seit 2011 verfügen alle Model-
le zudem serienmäßig über Ker-
ben, in die sich alle ERLUS Uni-
versalsturmklammern problem- 
los einklicken lassen. Diese Si-
cherheit gibt es nun auch für 
flache Dachneigungen ab 16 
Grad Regeldachneigung. Damit 
hat ERLUS eine noch vorhande-
ne Lücke im E 58-Sortiment ge-
schlossen.

Vielfalt in Farbe und Funktion 

Im Jahr 1958 lief der E 58 zum 
ersten Mal über die Produktions-
bänder im ERLUS Werk im nieder-
bayerischen Ergoldsbach. Seit-
dem hat das Unternehmen die 
Produktlinie aus hochwertiger 
Keramik stetig weiterentwickelt 
und immer wieder optimiert. Bei 
jeder Neuerung achtet ERLUS 
darauf, diese mit den Vorgän-
germodellen abzustimmen. So 
können Verarbeiter auch neue 
Modelle problemlos bei der Sa-
nierung einsetzen. Da die E 58 
Tondachziegel mit vielen Hausty-
pen und Baustilen harmonieren, 
ist die dezent geschwungene Li-
nienführung auch beim Neubau 
nach wie vor zeitlos aktuell. Auf 
der Dach + Holz International 
2018 werden die Modelle E 58 S, 
E 58 SL, E 58 PLUS und E 58 MAX 
gezeigt. r

Hochhausstudie:

Neue Planungsperspektiven 
für München

Der Planungsausschuss hat heute der Fortschreibung der Hoch-
hausstudie von 1995 zugestimmt. Gutachter sollen herausarbei-
ten, wo es in München geeignete Bereiche für Hochhausplanun-
gen gibt und wie Hochhäuser stadtbildverträglich und gleichzeitig 
architektonisch anspruchsvoll realisiert werden können. Die 
CSU-Fraktion begrüßt die Diskussion um Chancen und Ansprüche 
dieser Art der städtebaulichen Entwicklung.

München wächst, doch die 
Flächenreserven sind endlich. 
Der Bedarf an Wohnraum, Ge-
werbeflächen und Büroräum-
lichkeiten übersteigt das Ange-
bot deutlich. Das Planungsrefe-
rat befasst sich deshalb mit der 
Fortschreibung der Hochhaus-
studie von 1995, um die Mög-
lichkeiten dieser Art der ver-
dichteten Bauweise bei gerin-
gem Flächenbedarf für Mün-
chen zu diskutieren. 

Dabei ist die Grundhaltung 
der „Münchner Linie“ klar: Die 
Altstadtsilhouette wird einer-
seits geschützt, andererseits 
werden geeignete Clusterberei-
che für den Bau höherer Gebäu-
de fortentwickelt. Die Qualitäts-
kriterien hinsichtlich Stadtbild-
verträglichkeit, Architektur, In-
frastruktur, öffentlicher Raum, 
Ökologie und Kombinutzun-
gen sollen in einem Katalog zu-
sammengefasst werden und als 
Grundlage für zukünftige Pro-
jekte dienen.

„Ich bin froh, dass wir end-
lich diese überfällige Debatte 

über Hochhäuser führen. Die 
CSU vertritt die Haltung, ei-
nerseits den Charakter schüt-
zenswerter Bereiche – wie Alt-
stadt oder Gartenstädte – zu 
erhalten und andererseits Re-
gionen nachhaltig zu entwi-
ckeln. Wohnhochhäuser sind 
eine Option, mit der wir uns in 
der wachsenden Stadt ausein-
andersetzen wollen. Dabei gilt 
unsere Forderung nach mehr 
Lebensqualität durch bessere 
und bedarfsorientierte Archi-
tektur. Wir wollen architekto-
nische Highlights, keine Wohn-
silos“, erklärt Stadtrat Manu-
el Pretzl, Fraktionsvorsitzender 
der CSU-Fraktion.

„Nach dem unglücklichen Bür- 
gerentscheid von 2004, der ei-
nen städtebaulichen Stillstand 
in der Hochhausdebatte bewirkt 
hat, hoffen wir durch die Fort-
schreibung der Hochhausstu-
die auf eine Belebung der Dis-
kussion und Planungsentwick-
lung“, sagt Stadtrat Walter Zöl-
ler, Sprecher der CSU-Fraktion 
im Planungsausschuss. r

Bayerns Bauhauptgewerbe:

Umsatzsteigerung von  
20,7 Prozent im Januar

Das bayerische Bauhauptgewebe verzeichnete im Januar 2018 ei-
nen baugewerblichen Umsatz in Höhe von 682,2 Millionen Euro. 
Wie das Bayerische Landesamt für Statistik mitteilt, entspricht 
dies einem deutlichen Umsatzplus von 116,9 Millionen Euro bzw. 
20,7 Prozent gegenüber Januar 2017. Zu dieser Umsatzsteigerung 
haben ausnahmslos alle Bausparten sowie ausgenommen die 
Oberpfalz und Oberfranken (-1,8 Prozent bzw. -2,2 Prozent) auch 
alle Regierungsbezirke beigetragen.

Die sektoralen Zuwachsra-
ten bezifferten sich zwischen 
2,7 Prozent (öffentlicher Hoch-
bau für Gebietskörperschaften 
und Sozialversicherungen) und 
60,4 Prozent (öffentlicher Hoch-
bau für Organisationen ohne Er-
werbszweck), wogegen die Stei-
gerungsraten auf Ebene der Re-
gierungsbezirke zwischen 12,6 
Prozent (Schwaben) und 41,5 
Prozent (Oberbayern) ausmach-
ten. Der Personalbestand im 
Wirtschaftsbereich belief sich 
Ende des aktuellen Berichtsmo-
nats auf 84 502 tätige Personen 
(+ 4,7 Prozent) und der Gesamt-
wert der Auftragseingänge auf 
1,01 Milliarden Euro ( 4,3 Pro-
zent).

Positive Umsatzentwicklung

Nach Mitteilung des Bayeri-
schen Landesamts für Statistik 
erwirtschaftete das Bauhaupt-
gewerbe in Bayern im Januar 
2018 einen baugewerblichen 
Umsatz von insgesamt 682,2 
Millionen Euro und damit ein 
Plus von 116,9 Millionen Euro 
bzw. 20,7 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahresergebnis.

An dieser positiven Umsatz-
entwicklung waren alle sieben 
Bausparten beteiligt, und zwar 
mit Zuwachsraten bis zu 60,4 
Prozent (öffentlicher Hochbau 
für Organisationen ohne Er-
werbszweck). 

Wertmäßig betrachtet, zeich-
neten dabei der Wohnungsbau 
(205,3 Millionen Euro bauge-
werblicher Umsatz; + 36,0 Pro-
zent gegenüber Januar 2017) 
sowie der gewerbliche und in-
dustrielle Hochbau (217,7 Milli-

onen Euro; + 14,3 Prozent) am 
stärksten verantwortlich.

Mit insgesamt 84.502 tätigen 
Personen waren Ende Januar 
2018 um 4,7 Prozent mehr Men-
schen im bayerischen Bauhaupt-
gewerbe beschäftigt als Ende Ja-
nuar 2017. Diese Beschäftigten 
leisteten an 22 Arbeitstagen (Ja-
nuar 2017: 21 Arbeitstage) ins-
gesamt fast 5,0 Millionen Ar-
beitsstunden und bezogen Ent-
gelte in Summe von 247,1 Mil- 
lionen Euro (+ 45,2 Prozent bzw. 
+ 14,0 Prozent).

Bau von Gebäuden

Darunter entfielen auf den 
mit insgesamt 37.770 tätigen 
Personen (+1,0 Prozent) perso-
nalstärksten Wirtschaftszweig 
des Wirtschaftssektors „Bau 
von Gebäuden (ohne Fertigteil-
bau)“ insgesamt 2,3 Millionen 
Arbeitsstunden und eine Ent-
geltsumme von 110,6 Millionen 
Euro (+64,3 Prozent bzw. +11,1 
Prozent).

Größte Anteile

Der Gesamtwert der Auf-
tragseingänge im bayerischen 
Bauhauptgewerbe belief sich 
im aktuellen Berichtsmonat auf 
insgesamt 1,01 Milliarden Eu-
ro (-4,3 Prozent), wovon die mit 
Abstand größten Anteile dem 
gewerblichen und industriel-
len Hochbau (281,9 Millionen 
Euro bzw. 27,8 Prozent; -17,8 
Prozent) einerseits sowie dem 
Wohnungsbau andererseits zu-
zurechnen sind (265,9 Millio-
nen Euro bzw. 26,2 Prozent; +5,1 
Prozent). r

Wiederaufnahme des 
10.000-Häuser-Programms

Aigner: „Wir schreiben die Erfolgsgeschichte fort“
Ab dem 1. Februar 2018 können Bauherren und Eigentümer 
im Rahmen des 10.000-Häuser-Programms wieder eine För-
derung für Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz, 
kombiniert mit innovativen Techniken, beantragen. Nachdem 
das Programm wegen großer Nachfrage im vergangenen Jahr 
frühzeitig ausgelaufen war, können in 2018 deutlich mehr 
Maßnahmen gefördert werden - insgesamt 3700 nach 1300 
in 2017.

Bayerns Energieministerin Ilse Aigner: „Mit der Wiederauf-
nahme des Förderprogramms schreiben wir eine Erfolgsge-
schichte fort. Das 10.000-Häuser-Programm ist das umfas-
sendste Förderprogramm aller Bundesländer für Effizienz-
maßnahmen und innovative Technologien im Gebäudesek-
tor. Die energetische Gebäudesanierung ist eine Investition in 
die Zukunft. Sie erhält und erhöht den Immobilienwert, stei-
gert die Wohnqualität, spart Energiekosten, schützt das Klima 
und hilft dem heimischen Handwerk. Mit dem 10.000-Häuser 
Programm unterstützen wir daher Hausbesitzer und Bauherrn 
dabei, Energie zu sparen und gleichzeitig einen Beitrag zum 
Klimaschutz zu leisten. Ziel ist es, Gebäude mit einer Kombi-
nation aus Energieeffizienz und innovativen Techniken stärker 
in das Energiesystem der Zukunft zu integrieren.“

Weitgehend unveränderte Förderkonditionen

Die Förderkonditionen für den Programmteil EnergieSys-
temHaus bleiben weitgehend unverändert. Der Programmteil 
Heizungstausch-Plus hingegen ist mit Ende des Jahres 2017 
ausgelaufen und wird 2018 nicht mehr fortgeführt. Der Er-
satz alter Heizungen durch innovative Heiz-/Speicher-Syste-
me bleibt aber in Kombination mit Sanierungsmaßnahmen 
am Gebäude über den Programmteil EnergieSystemHaus för-
derfähig.

Das 10.000-Häuser-Programm läuft von September 2015 
bis Ende 2018. Für die Fördermaßnahmen stehen insgesamt 
ca. 80 Millionen Euro zur Verfügung. Damit werden nachhalti-
ge Investitionen von etwa 800 Millionen Euro ausgelöst. 
Alle aktuellen Informationen zum Programm sind auf der 
Internetseite www.EnergieBonus.bayern abrufbar. r
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Würzburg erhielt 
„Ausloberpreis 2018“
Bürgermeisterin Marion Schäfer-Blake nahm Auszeichnung  

bei Festakt entgegen
Mehr als 60 Architektenwettbewerbe hat die Stadt Würzburg seit 
1971, dem Jahr der Gründung der Bayerischen Architektenkam-
mer, ausgelobt und initiiert und sich zudem in vorbildlicher Weise 
bei zahlreichen Auslobern dafür eingesetzt, dass diese ihrerseits 
Wettbewerbe nach den Richtlinien für Planungswettbewerbe 
RPW ausloben. Hierzu zählen Neu- und Umbauten, Schulen, Ver-
waltungs- und Gewerbebauten, Kliniken, Stadtgestaltungen, Frei-
raumplanungen im Rahmen der Landesgartenschau 1990, der 
Hochwasserschutz am Mainufer und auch die Residenz Würzburg. 

Mit der Architekturauszeich-
nung „Ausloberpreis 2018“ wür-
digt die Bayerische Architekten-
kammer die Stadt Würzburg für 
ihre Verdienste um das Wettbe-
werbswesen in den vergange-
nen Jahrzehnten. „Die Wettbe-
werbsergebnisse belegen ein-
drucksvoll, dass das Wettbe-
werbswesen in Würzburg eine 
erfreuliche Entwicklung erlebt 
hat und weiterhin erleben wird. 
Die Bayerische Architektenkam-
mer sieht darin ein wichtiges 
Zeichen für ein gestiegenes Be-
wusstsein von Entscheidungs-
trägern, baukulturelle Verant-
wortung zu übernehmen“, lob-
te Kammerpräsidentin Christine 
Degenhart. 

Bürgermeisterin Marion Schä- 
fer-Blake nahm bei der Preis-
verleihung den „Ausloberpreis 
2018“ für die Stadt Würzburg 
entgegen: „Die Stadt Würzburg 
ist sehr stolz, dass ihr Bestreben, 
Baukultur mit der Durchführung 
von Wettbewerben zu fördern, 
überregional wahrgenommen 
und darüber hinaus mit einem 
Preis versehen wird. Dass wir 
uns gegenwärtig mit der Aus-
lobung eines Wettbewerbs zur 
Gestaltung des Kardinal-Faulha-

ber-Platzes im Herzen der Stadt 
intensiv beschäftigen, zeugt von 
unserer Überzeugung in das In-
strument Architekturwettbe-
werb und ist uns Verpflichtung 
für die Zukunft.“

Der Architektenwettbewerb 
ist ein fachlicher Leistungsver-
gleich. Der Bauherr erhält meh-
rere Entwürfe. Er kann verglei-
chen und aus Vorschlägen die 
optimale Lösung für sein Bau-
vorhaben auswählen. Ein unab-
hängiges Preisgericht, das vom 
Auslober berufen wird, prüft, 
bewertet und urteilt. Der Ar-
chitektenwettbewerb hat sich 
als Verfahren zur Förderung 
der Qualität des Planens und 
Bauens hervorragend bewährt 
und unterstützt alle Beteilig-
ten, eine maßgeschneiderte 
Lösung für ihre Bauaufgabe zu 
finden. 

Die Bayerische Architekten-
kammer verleiht seit 1993 in un-
regelmäßigen Abständen den 
„Ausloberpreis“ an Städte, Ge-
meinden und Institutionen, die 
sich um die Förderung des Wett-
bewerbswesens besonders ver-
dient gemacht haben. Der Aus-
loberpreis wurde 2018 zum 
neunten Mal verliehen. r

Neue UBA-Publikation:

Straßen und Plätze neu denken
Projektbeispiele aus Bayern zur nachhaltigen Straßenraumgestaltung

Die Gestaltung der Straßen und Plätze hat einen großen Einfluss 
auf die Umwelt- und Lebensqualität in den Städten und Gemein-
den. Die Broschüre „Straßen und Plätze neu denken“ des Um-
weltbundesamtes stellt Praxisbeispiele dafür vor, wie Kommunen 
ihren öffentlichen Raum attraktiver gestalten können.

Beispiel Volkach: Mit der Um-
gestaltung der Hauptstraße in 
der unterfränkischen Kleinstadt 
mit ihren knapp 10.000 Einwoh-
nern verfolgte die Tourismus-
gemeinde das Ziel, den Kfz-Ver-
kehr im Stadtzentrum weiter zu 
entschleunigen. Die Qualität des 
Fuß- und Radverkehrs sollte u. a. 
durch das Vermeiden von ver-
kehrswidrigem Parken und der 
Verbreiterung der Gehwege ver-
bessert werden. Zugleich muss-
ten zahlreiche Leitungen erneu-
ert werden, so dass die Baumaß-
nahmen auch für eine städte-
bauliche Umgestaltung genutzt 
werden konnten. 

Die Hauptstraße stellt sich heu-
te – inklusive des Marktplatzes und 
einer angrenzenden Nebenstraße 
– als barrierefreier, verkehrsberu-

higter Bereich dar. Die Besonder-
heit liegt in der niveaugleichen 
Ausführung mit hochwertigem 
und geräuscharmem Betonpflas-
ter. Die von mehr als sieben auf 
vier Meter verschmälerte, als Ein-
bahnstraße zu befahrene Fahrgas-
se, ist durch zwei Entwässerungs-
rinnen angedeutet. An Engstellen, 
beispielsweise rund um Gastrono-
miebetriebe mit Außenschankflä-
chen, teilen sich alle Verkehrsteil-
nehmer die Fahrgasse. 

Wo nötig, werden die unter-
schiedlichen Nutzungsformen 
(bspw. die auf einer Straßensei-
te angeordneten Kfz-Stellplätze) 
durch Belagwechsel verdeut-
licht. Die Stellplätze werden be-
wirtschaftet, ihre Gesamtzahl 
reduzierte sich um rund 10 Pro-
zent. Vereinzelte herausnehm-

bare Poller verhindern uner-
wünschtes Parken. 

Hohe Aufenthaltsqualität

Für den nunmehr in Schritt-
geschwindigkeit zu befahrenen 
Bereich der Innenstadt gibt es 
viel Lob. Die erwünschte Bele-
bung der Haupteinkaufsstra-
ße ist eingetreten. Die Aufent-
haltsqualität zieht neben Tou-
risten vor allem auch Menschen 
aus der Stadt und ihrem Umland 
an. Private Sanierungsmaßnah-
men an Gebäuden und Pläne für 
die Umgestaltung einer weite-
ren Straße im Zentrum bestäti-
gen den Erfolg. 

Die Gestaltung wichtiger Kno-
ten für den öffentlichen Verkehr 
ist gerade aus Sicht des Fuß- und 
Radverkehrs oftmals eine Her-
ausforderung. Neben dem re-
gen Fahrzeugverkehr ist auch 
die große Zahl an Menschen, 
die zwischen den Verkehrs-
mitteln wechselt, zu bewälti-

gen. Aspekte wie Barrierefrei-
heit oder die Verfügbarkeit von 
Fahrradabstellmöglichkeiten ha-
ben Einfluss auf die Attraktivität 
von Bus und Bahn. Im Falle des 
vorgestellten Projekts Harras 
in München wird der gesamte 
Stadtraum durch eine Kombina-
tion von hoher Gestaltqualität 
und einer neuen Verkehrsfüh-
rung aufgewertet. 

Der Harras, ein bedeuten-
des Stadtteilzentrum in Mün-
chen-Sendling, zählt zu den 
wichtigsten Verkehrsdrehschei-
ben der Stadt. Vor dem Umbau 
war der Platz durch einen hohen 
Durchgangsverkehr, Parkplätze 
und eine umständliche Führung 
des Fußverkehrs geprägt. Mit 
dem Ziel, den früheren Kreis-
verkehr Harras zu einem attrak-
tiven Quartiersplatz aufzuwer-
ten, führte das Baureferat einen 
Bürgerworkshop durch. Die we-
sentlichen Leitlinien für die Um-
gestaltung der Platzfäche sehen 
die Steigerung der Aufenthalts-
qualität, eine Neuordnung des 
Verkehrs und der Umsteigebe-
ziehungen im ÖPNV sowie die 
Erhöhung der Sicherheit im Fuß- 
und Radverkehr vor. 

Architektenwettbewerb

Auf dieser Grundlage wurde 
vom Baureferat ein Architek-
tenwettbewerb durchgeführt. 
Der realisierte Entwurf sieht ei-
ne Neuorganisation des Kfz-Ver-
kehrs vor, wodurch auf Fahr-
bahnen im nördlichen Teil des 
Platzes völlig verzichtet wer-
den konnte. Dies schafft Raum 
für eine großzügige Platzfäche 
vor den gründerzeitlichen Fas-
saden auf der Nordseite und ei-
nen Vorplatz für das denkmalge-
schützte Gebäude auf der Süd-
seite. Prägend für die neue Ge-
staltung sind die vorhandenen 
und neu gepflanzten Platanen.

Dank einer zurückhaltenden 
Möblierung können unter den 
Bäumen zahlreiche Aktivitäten 
wie Weihnachts- und Ökomärk-
te stattfinden. Bushaltestellen 
und U-Bahn-Eingänge wurden 
neugestaltet und so an die Platz-
ränder verlegt, dass sich die Um-
steigebeziehungen deutlich ver-
besserten. Die Radwege wurden 
verbreitert und gestalterisch in 
den neuen Platzbelag integriert. 
Ihr Verlauf ist mit Fahrradpikto-
grammen gekennzeichnet.

Bike-Sharing-Station

Wer auf die Fußgängerin-
nen und Fußgänger Rücksicht 
nimmt, kann auch über die Fuß-
gängerzone radeln. Auch ei-
ne Bike-Sharing-Station des 
MVG-Rades sowie zusätzliche 
Fahrradabstellanlagen konnten 
am Harras umgesetzt werden. 
Verbesserungen für Fußgän-
ger wurden durch lagegünstige 
Fußgängerüberwege sowie die 
barrierefreie Gestaltung des 
Platzes und der Haltestellen er-
reicht. 

Der Blick in die Praxis zeigt: 
Zahlreiche Städte und Gemein-
den haben in den vergange-
nen Jahren viel Zeit, Geld und 
Ideen in die Umgestaltung von 
Straßen und Plätzen investiert. 
Gleichwohl gehen die Anforde-
rungen an den verkehrspoliti-
schen Rahmen weiter. Kinder 
und Jugendliche brauchen Räu-
me, in denen sie selbständig 
und sicher unterwegs sein kön-
nen. Handel und Gastronomie 
profitieren von Straßen, die Auf-
enthaltsqualität bieten, städti-
sches Treiben fördern und vie-
le Menschen und damit Kunden 
anziehen. Und nicht nur für Äl-
tere ist ein attraktives, barriere-
armes Umfeld genauso wichtig 
wie ein funktionierendes sozia-
les Umfeld. 

Vor dieser komplexen Gestal-
tungsaufgabe stehen Kommu-
nen heute, wenn sie Straßen 
und Plätze neu denken. Dass 
dies gelingen kann, belegen die 
dargestellten Projekte auf ein-
drucksvolle Weise. DK

Klausurtagung der CSU im Landkreis Landshut:

G9, Straßenausbaubeiträge und 
Flächenverbrauch auf der Agenda
Die CSU im Landkreis Landshut hat sich bei ihrer Klausurtagung in 
Schöllnach im Landkreis Deggendorf mit den Folgen der Rückkehr 
zum neunjährigen Gymnasien und der Abschaffung der Straßen-
ausbaubeiträge für die Kommunen in der Region befasst. Dazu 
tauschten sich die Teilnehmer mit Kultus- und Wissenschafts-
staatssekretär Bernd Sibler und Christian Bernreiter, Landrat des 
Landkreises Deggendorf und Präsident des bayerischen Land-
kreistages, aus. Zentrales Fazit in Sachen Gymnasien: Der Frei-
staat steht grundsätzlich zur Finanzierung von Investitionen an 
Schulen im Landkreis, die wegen des G9 notwendig sind. 

„Wenn an einem Gymnasium 
wegen des neunjährigen Gym-
nasiums gebaut werden muss, 
wird sich der Freistaat an das 
Konnexitätsprinzip halten – wer 
anschafft, der zahlt“, sagte Sib-
ler. Die genauen Details würden 
derzeit noch mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden abge-
stimmt. Damit können die Kom-
munalpolitiker mit Blick auf das 
Gymnasium Ergolding zumindest 
mit hoher finanzieller Beteiligung 
des Freistaats rechnen. Die Schu-
le war beim Bau für das G8 aus-
gelegt worden und muss nun vo-
raussichtlich erweitert werden. 

Fach Informatik stärken

Sibler, der zugleich Spitzen- 
kandidat der CSU in Niederbayern 
für die Landtagswahl ist, ging auch 
auf die Neuerungen des gymnasi-
alen Lehrplans ein: Demnach solle 
das Fach Informatik gestärkt und 
dabei insbesondere der Bereich 
der digitalen Anwendungen inten-
siviert werden. Außerdem werde 
die historische und gesellschaftli-
che Bildung gestärkt. „Damit die 
jungen Menschen politisch gefes-
tigt und nicht anfällig für extreme 
Ideologien sind.“ 

G9: Konnexitätsprinzip gilt 

Der Staatsekretär zeichnete 
ein homogenes Bild der Bildungs-
landschaft im Landkreis Lands-
hut. „Von den Viertklässlern in 
der Region tritt jeweils rund ein 
Drittel auf die Mittelschule, die 
Realschule und das Gymnasium 
über. Das zeigt, dass die Gleich-
wertigkeit von beruflicher und 
akademischer Bildung vor Ort 
gut verankert ist.“ Das bayeri-
sche Schulsystem sei deshalb so 
stark, weil jedem Abschluss auf 
jedem Niveau ein Anschluss auf 
dem nächsthöheren Level folge. 
Darum kämen mittlerweile auch 
mehr als 40 Prozent aller Stu-
denten über den beruflichen Bil-
dungsweg an die Hochschulen. 

Landrat Bernreiter lobte die 
von der CSU-Landtagsfraktion 

angekündigte Abschaffung der 
Straßenausbaubeiträge: „Das 
war die beste Lösung für die Be-
völkerung, obwohl in Niederbay-
ern nur 37 Prozent aller Kommu-
nen eine Satzung für Ausbaubei-
träge haben – im Gegensatz zu 
97 Prozent in Teilen Frankens.“ 

Für gerechte Lösung

Für die Politik und die Kom-
munen gebe es aber noch ei-
ne Reihe von Fragen: Bekom-
men nun alle Kommunen sofort 
staatliche Unterstützung? Wie 
weit rückwirkend werden Aus-
baubeiträge zurückgezahlt? In 
welchem Standort werden kom-
munale Straßen künftig saniert? 
„Klar ist, dass sich die CSU nicht 
nur für die Abschaffung einsetzt, 
sondern auch für eine gerechte 
und praktikable Lösung im Ein-
klang mit unseren Kommunen“, 
betonte Kreisvorsitzender und 
Bundestagsabgeordneter Flori-
an Oßner. 

Flächenverbrauch: Pauschale 
Begrenzung nicht sinnvoll 

Weitere Themen waren der 
Flächenverbrauch und prakti-
kable Ausgleichsmaßnahmen 
für die Bodenversiegelung. Eine 
pauschale Begrenzung des Flä-
chenverbrauchs wäre laut Bern-
reiter ein Problem für den länd-
lichen Raum. „Wenn heimische 
Firmen nicht mehr wachsen 
können, gehen sie weg. Und das 
würde den Druck auf die Bal-
lungsräume weiter verstärken.“ 
Außerdem seien für die Boden-
versiegelung bei Bauprojekten 
bereits jetzt umfangreiche Aus-
gleichsflächen vorgeschrieben. 
„Das führt zum Beispiel dazu, 
dass wertvolle landwirtschaftli-
che Nutzfläche knapp wird“, er-
klärte Bernreiter. 

Um genau das zu vermeiden, 
appellierte Landtagsabgeordne-
ter Florian Hölzl an die Unteren 
Naturschutzbehörden an den 
Landratsämtern, häufiger Lö-
sungen anzuerkennen, bei der 
Landwirtschaft und Naturschutz 
auf derselben Fläche miteinan-
der vereinbar seien. Gleichzei-
tig bekräftigte Bernreiter, dass 
wirksame Anreize für die Nach-
verdichtung in den Kommunen 
geschaffen werden müssten, 
um die Zersiedelung und unnö-
tige Bodenversiegelung einzu-
dämmen. r

CSU-Kreisvorsitzender Florian Oßner (rechts) dankte Christian 
Bernreiter, Landrat von Deggendorf und Präsident des Bayerischen 
Landkreistages, für dessen Impulse zu den Themen Straßenaus-
baubeiträge und Flächenverbrauch. r
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Forschungsbericht der Hochschule Rosenheim:

Herausforderungen durch Vielfalt 
in Kindertageseinrichtungen

In Kooperation mit dem deutschen Kinderhilfswerk hat die Hoch-
schule Rosenheim einen Forschungsbericht veröffentlicht, der 
verschiedene Herausforderungen in Kindertageseinrichtungen 
untersucht hat. Prof. Dr. Sabina Schutter, Wissenschaftliche Lei-
terin am Campus Mühldorf a. Inn, hat sich diesem Projekt an-
genommen und 94 Leitungen von Kindertageseinrichtungen in 
Sachsen und Thüringen nach ihren Umgangsweisen mit gesell-
schaftlicher Vielfalt gefragt. 

Kindertageseinrichtungen sind 
nach eigener Auffassung auf ge-
sellschaftliche Vielfalt gut vor-
bereitet und weitgehend in der 
Lage, alle Kinder unabhängig 
von Migrationshintergrund, Re-
ligion, Behinderung oder Famili-
enform zu inkludieren. Dabei er-
schweren eng bemessene Per-
sonalschlüssel und Probleme bei 
der Gewinnung von Fachkräfte-
nachwuchs die Umsetzung ge-
wünschter pädagogischer Akti-
vitäten wie einer verbesserten 
und intensiveren Zusammenar-
beit mit Eltern, individuellen pä-
dagogischen Angeboten für Kin-
der und Teamentwicklung.

Unter engen räumlichen Be-
dingungen und defizitärer per-
soneller Ausstattung leiden ins-
besondere Kinder, die auch aus 

dem familiären Umfeld weni-
ger Bildungsressourcen mitbrin-
gen. Kinderarmut wirkt sich so 
doppelt negativ aus. Das sind 
die zentralen Ergebnisse des For-
schungsberichts „Herausforde-
rungen von Kindertageseinrich-
tungen in einer vielfältigen Ge-
sellschaft“. 

Kooperation mit dem 
Deutschen Kinderhilfswerk

Das Projekt ist eine Koopera-
tion der Hochschule Rosenheim 
mit dem Deutschen Kinderhilfs-
werk und wurde von Prof. Dr. 
Sabina Schutter geleitet.

„Zuwanderung, demografi-
sche Veränderungen und fami-
lialer Wandel betreffen alle ge-
sellschaftlichen Bereiche und 

Akteure. Kindertageseinrichtun-
gen als erste und wichtigste Bil-
dungs- und Sozialisationsinstan-
zen nach den Eltern sind davon 
nicht ausgenommen. Im Gegen-
teil: Kinderarmut, Zeitknappheit 
von Familien, Migration und so-
ziale Ungleichheiten kommen 
hier zuallererst an und stellen 
die Einrichtungen vor neue He-
rausforderungen. Hinzu kom-
men gesellschaftliche Bewe-
gungen, wie der neu erstarkte 
Rechtspopulismus, gruppenbe-
zogene Menschenfeindlichkeit 
und Abwertung bis zu Rechtsex-
tremismus. Hier muss mit ver-
stärkter Demokratieförderung, 
Demokratiebildung und Partizi-
pation entgegen gehalten wer-
den“, sagt Prof. Schutter von der 
Hochschule Rosenheim.

Druck auf  
pädagogische Fachkräfte

„Abstiegsängste und Ehrgeiz 
der Eltern bezogen auf ihre Kin-
der dringen direkt zu den Kitas 
durch, die Angst der Eltern vor 
dem Scheitern wächst und äu-
ßert sich als Druck auf die pä- 
dagogischen Fachkräfte. Zudem 
haben viele Einrichtungsleitun-
gen Erfahrungen mit rechtsra-
dikalen Familien. Da diese sich 
meist unauffällig verhalten gibt 
es insbesondere Unsicherhei-
ten im pädagogischen Umgang 
mit deren Kindern. Mit den dar-
aus resultierenden Anforderun-
gen dürfen die Kitas nicht allei-
ne gelassen werden“, so Schut-
ter weiter.

„Wir brauchen ein Kita-Pro-
gramm der frühen Förderung 
von Demokratiebildung, Par-
tizipation sowie eines wert-
schätzenden Umgangs mit Viel-
falt. Dabei muss es insbesonde-
re darum gehen, auf Grundlage 

der UN-Kinderrechtskonventi-
on partizipative Prozesse sowie 
ein vielfalts- und vorurteilsbe-
wusstes Miteinander in Kinder-
tageseinrichtungen zu veran-
kern. Dazu werden wir als Kin-
derrechtsorganisationen mit 
unseren Partnern einen Bei-
trag leisten“, betont Holger Hof-
mann, Bundesgeschäftsführer 
des Deutschen Kinderhilfswer-
kes.

Der Bericht zeigt auch das 
mehrdimensionale Spannungs-
feld auf, in dem sich die Fachkräf-
te in Kindertageseinrichtungen 
befinden: Die Erwartungen von 
Eltern mit hohen Bildungsansprü-
chen stehen in Spannung zu den 
Bildungserfordernissen von Kin-
dern mit weniger Ressourcen. 
Gleichzeitig stehen die Erwartun-
gen der Grundschulen an die ab-
rufbaren Bildungsleistungen von 
Kindern im Widerspruch zu ei-
ner offenen situationsorientier-
ten Pädagogik. 

In diesem doppelten Span-
nungsverhältnis sind Einrich-
tungsleitungen gefordert, den 
Bedürfnissen gerecht zu werden 
und gleichzeitig ihren Konzepten 
treu zu bleiben. Zugleich äußern 
die Kita-Fachkräfte Fortbildungs-
bedarf im Bereich Kinderrech-
te, Partizipation und Umgang mit 
Vielfalt. Die Untersuchung hat 
darüber hinaus Fortbildungsbe-
darfe im Bereich der pädagogi-
schen Qualität mit engen Res-
sourcen und im Bereich Um-
gang mit Rechtsextremismus und 
gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit identifiziert.

Das Forschungsprojekt hat 
94 Leitungen von Kindertages-
einrichtungen in Sachsen und 
Thüringen nach ihren Umgangs-
weisen mit gesellschaftlicher 
Vielfalt gefragt. Hierzu wurde 
spezifisch der Umgang mit be-
nachteiligten Gruppen und mit 
Diversität untersucht. 10 qua-
litative Experteninterviews mit 
Einrichtungsleitungen wurden 
ergänzend dazu durchgeführt, 
um spezifischen und sensiblen 
Fragestellungen auf den Grund 
zu gehen. r

Landkreis München und Gemeinde Haar:

Dem Schulcampus wieder 
einen großen Schritt näher 
Einigung über vorgelegte Realisierungsstudie als Planungsgrundlage 

Auf dem Weg zum Schulcampus Haar haben die Beteiligten eine wei-
tere wichtige Weiche gestellt: Ende Februar stimmte der Gemeinde-
rat in Haar der von der Landkreisverwaltung beauftragten städtebau-
lichen Realisierungsstudie zu. Sie soll als Basis für die nun folgenden 
Grundstücksverhandlungen, einen Planungswettbewerb sowie zur 
gemeindlichen Bauleitplanung dienen und aufzeigen, welcher Grund-
stücksumgriff im Endausbau genau benötigt wird und in welchen Re-
alisierungsschritten das Bauvorhaben umgesetzt werden kann. 

Als geeignetste Lösung erach-
ten die Planer in dem vorliegen-
den Konzept die Aufreihung der 
einzelnen Schulgebäude, Sport- 
und Gemeinschaftsflächen entlang 
der S-Bahn-Strecke in Gronsdorf. 
Fachoberschule und Pflegeschule 
könnten auf diese Weise als erster 
Bauabschnitt entsprechend dem 
Willen aller Beteiligten zeitnah ge-
plant, realisiert und in Betrieb ge-
nommen werden, ohne eine gege-
benenfalls erst zu einem späteren 
Zeitpunkt mögliche Errichtung ei-
ner Realschule zu beeinträchtigten. 

Neue Nordtangente nach 
München soll die Errichtung 
einer Realschule sichern

Ob der von Landkreis und Ge-
meinde gewünschte Schulcam-
pus inklusive der Realschule um-
gesetzt werden kann, ist vor allem 
eine Frage der Verkehrserschlie-
ßung. Neueste Prognosen für die 
Fachoberschule hatten zuletzt ei-
ne deutliche Korrektur der Schüler-
zahlen nach oben auf bis zu 1.000 
Schülerinnen und Schüler notwen-
dig gemacht. Infolgedessen muss-
te auch die verkehrliche Erschlie-
ßung des vorgesehenen Grund-
stücks einer erneuten Prüfung 
unterzogen werden. Ein im vergan-
genen Jahr beauftragtes Gutach-
ten kam zu dem Schluss, dass das 
bestehende Straßennetz zwar eine 
Nutzung des Grundstücks für eine 
Fachoberschule einschließlich der 
vom Kreistag beschlossenen Pfle-
geschule ermögliche, nicht aber 
ausreichend leistungsfähig sei, den 
Gesamtverkehr des Schulcampus 
im Endausbau inklusive der Real-
schule aufzunehmen. Nach dem 
aktuellen Schulbedarfsplan des 
Landkreises München würden die 
Realschule bis zu 650 Schülerinnen 
und Schüler besuchen. 

Gemeinsam setzen sich Land-
kreis und Gemeinde deshalb bei 
der Landeshauptstadt München 
dafür ein, nicht nur die erforderli-
chen Grundstücksflächen für den 
Bau des Schulcampus zu erwerben, 
sondern über den schon lange ge-
wünschten Durchstich einer neu-
en Nordtangente bis zum Münch-
ner Rappenweg auch die zwingend 
notwendige Verkehrsentlastung im 
Münchner Osten zu erreichen. Erst 
dann könnte die Realschule wie ge-
plant errichtet und das Schulgrund-
stück für den Gesamtcampus er-
schlossen werden.

Einmalige Chance

„Der geplante Schulcampus in 
Haar bietet die einmalige Chan-
ce, in Haar ein umfassendes Aus-
bildungszentrum für Pflegeberufe 
zu errichten. Dieses darf aber kei-
nesfalls zu einer zusätzlichen Be-
lastung für Anwohner und Pend-
ler werden, indem es den Ver-
kehr in der Umgebung zum Erlie-
gen bringt. Ich setze mich deshalb 
weiterhin nach Kräften bei der Lan-
deshauptstadt München dafür ein, 
den so dringend benötigten Durch-
stich zu realisieren“, fasst Landrat 
Christoph Göbel die aktuelle Situa-
tion zusammen. Dies bringe erheb-
liche Vorteile für beide Seiten mit 
sich. Münchens Oberbürgermeis-
ter Dieter Reiter habe ihm dies-
bezüglich bereits in mehreren Ge-
sprächen uneingeschränkte Unter-
stützung zugesagt, so Göbel wei-
ter. Nun hoffe er auf grünes Licht 
aus dem Münchner Stadtrat. 

Auch Haars Erste Bürgermeiste-
rin Gabriele Müller zeigte sich er-
freut über den Fortschritt des Pro-

jekts und hofft auf positive Nach-
richten aus der Landeshauptstadt. 
„Wir haben die Möglichkeit, in 
Haar ein wegweisendes Projekt in 
Sachen Ausbildung zu realisieren. 
Landkreis und Gemeinde arbei-
ten Hand in Hand und in enger Ab-
stimmung zusammen, um zeitnah 
mit dem Bau des neuen Schulcam-
pus zu beginnen. Ich freue mich, 
dass der Landkreis sich hier nach-
haltig für den Erwerb der benö-
tigten Grundstücksflächen für das 
Gesamtprojekt engagiert und die 
Verkehrsthematik auf unseren 
Wunsch hin die angemessene Be-
deutung bekommt. Wir sind auf ei-
nem guten Weg“, so Müller zuver-
sichtlich. 

Landkreis und Gemeinde  
treiben weitere Planungen 
parallel voran

Während die Entscheidung in 
der Landeshauptstadt München 
noch aussteht, arbeiten Land-
kreis und Gemeinde mit unverän-
dertem Tempo daran, die weite-
ren Planungsschritte voranzutrei-
ben. Gemeinsames Ziel und Pla-
nungsgrundlage ist nach wie vor 
die Gesamtlösung des Schulcam-
pus mit Fachoberschule, Pflege-
schule, Realschule, Dreifachsport-
halle und Freisportflächen. Neben 
den Grundstücksverhandlungen 
mit der Landeshauptstadt Mün-
chen für Errichtung und Erschlie-
ßung des Schulcampus in vollem 
Endausbau befasst sich die Land-
kreisverwaltung derzeit mit der Or-
ganisation eines Planungswettbe-
werbs, der über Architekten- bzw. 
Entwurfsauswahl entscheiden soll. 

Voraussichtlich bereits Anfang 
März soll in den Kreisgremien dar-
über sowie auch über die notwen-
dige Wettbewerbsbegleitung ent-
schieden werden. Im Anschluss 
daran erarbeitet die Verwaltung 
in Abstimmung mit der Gemein-
de Haar die Wettbewerbsunterla-
gen. Der Wettbewerb soll ein pla-
nerisches Gesamtkonzept für die 
Ausgestaltung des Schulcampus 
in zwei Bauabschnitten umfassen 
und die verkehrliche Erschließung 
sowie notwendige Schallschutz-
maßnahmen berücksichtigen. Der 
Wettbewerb soll im Herbst 2018 
abgeschlossen und ein Planungs-
team beauftragt werden. 

Parallel dazu hat der Gemein-
derat in Haar die Gemeindever-
waltung beauftragt, die notwen-
dige Flächennutzungsplanände-
rung vorzubereiten. Im Anschluss 
an den Planungswettbewerb soll 
dann das Bebauungsplanverfah-
ren erfolgen. 

Sämtliche Flächen des Schulcam-
pus, die auch die Realschüler spä-
ter mit benutzen werden, wie ins-
besondere Freiflächen, Sportflä-
chen und Mensa, sollen bereits im 
Zuge der Erstellung von Fachober-
schule und Pflegeschule mit be-
rücksichtigt werden. Dieser ers-
te Bauabschnitt inklusive der da-
für benötigten Grundstücksflächen 
für Schulen, Sportflächen und Er-
schließung wird zu 100 Prozent 
vom Landkreis finanziert. Entspre-
chende Beschlüsse hatte der Kreis-
tag bereits einstimmig gefasst.

Der Schulbetrieb der FOS mit 
den Ausbildungsrichtungen Wirt-
schaft/Verwaltung, Sozialwesen 
und voraussichtlich auch Gesund-
heit sowie der Pflegeschule soll be-
reits zum Schuljahr 2018/2019 in 
einem Bestandsgebäude in Haar 
aufgenommen werden und bis zum 
Umzug in die neuen Gebäude dort 
weiter aufgebaut werden. r

Hinter den Kulissen des Markgräflichen Opernhauses Bayreuth:

Moderne Technik im 
historischen Denkmal

Wenn sich der Vorhang hebt und der Zuschauer ganz in die Welt 
der Oper und ihre Geschichten eintaucht, dem Gesang lauscht 
und die Kostüme bewundert, dann bleibt ihm doch immer eine 
ganze weitere Welt verborgen. Viel Technik verbirgt sich hinter ei-
ner reibungslosen Vorführung und einem sicheren Besuch – und 
gerade im Falle des Markgräflichen Opernhauses in Bayreuth, 
welches zum UNESCO-Weltkulturerbe zählt, spielen dabei auch 
immer denkmalpflegerische und konservatorische Aspekte eine 
entscheidende Rolle. 

Für mehr bezahlbare  
Wohnungen in der 
Region München

Dritte Anhörung zur Gesamtfortschreibung des Regionalplans 
abgeschlossen 

Die dritte Anhörung zur Gesamtfortschreibung des Regionalplans 
ist abgeschlossen. Alle eingegangenen Stellungnahmen wurden 
ausgewertet, abgewogen und auf der Sitzung des Planungsaus-
schusses des Regionalen Planungsverbands München (RPV) in zu-
sammengefasster Form vorgestellt. Der Planungsausschuss des 
RPV stimmte dem vorliegenden Entwurf zu und empfahl der Ver-
bandsversammlung, ihn Mitte Juni zu beschließen.

Der Regionalplan enthält Zie-
le und Grundsätze zur Siedlungs-, 
Verkehrs- und Freiraumentwick-
lung. Derzeit wird er für die Re-
gion München überarbeitet. Die 
dritte Anhörung, in der Gemein-
den, Landkreise, Organisationen 
und Bürger ihre Wünsche und 
Kritik zum Entwurf der Gesamt-
fortschreibung äußern können, 
ist nun abgeschlossen. Das Er-
gebnis stellte RPV-Geschäftsfüh-
rer Christian Breu auf der Sitzung 
des Planungsausschusses des Re-
gionalen Planungsverbands Mün-
chen (RPV) vor. 

Änderungswünsche wurden  
insbesondere zu einem Ziel im 
Kapitel „Herausforderungen der 
Regionalen Entwicklungen“ gel-
tend gemacht. Danach sol-
len bei Bebauungsplänen ab  
50 Wohneinheiten Flächenan-
teile für preisgedämpften geför-
derten Wohnungsbau vorgese-
hen werden. Der Planungsaus-
schuss des RPV stimmte einstim-
mig dem vorliegenden Entwurf 
zu und empfahl der Verbands-
versammlung, ihn am 14. Juni zu 
beschließen.

In seinem Eingangsvortrag 
präsentierte RPV-Geschäftsfüh-
rer Christian Breu Daten zur Flä-

chennutzung in der Region Mün-
chen. Über die Hälfte der Flä-
che in der Region München wird 
landwirtschaftlich genutzt, etwa 
ein Viertel der Fläche ist Wald-
fläche und rund 18 Prozent sind 
Siedlungs- und Verkehrsfläche. 
Von dieser Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche entfällt etwas mehr 
als die Hälfte auf die Gebäude- 
und Freifläche. 

Siedlungsflächen  
nicht verknappen

Die Daten zeigen, dass 13,7 Pro-
zent dieser Gebäude- und Freif-
läche in der Region München auf 
gewerbliche Flächen entfallen 
und 53,4 Prozent auf Wohnflä-
che. Das heißt, es wird rund vier-
mal mehr Fläche für Wohnen als 
für Handel, Dienstleistungen, Ge-
werbe und Industrie genutzt. „In 
einer wachsenden und prosperie-
renden Region wie unserer wä-
re es fatal, die Siedlungsflächen 
– insbesondere für Wohnen – zu 
verknappen. Die Wohnungs- und 
Mietpreise würden dadurch noch 
weiter ansteigen und die wirt-
schaftliche Entwicklung würde ge-
drosselt“, warnte RPV-Geschäfts-
führer Christian Breu. r

Bei der mehrjährigen Restau-
rierung des Opernhauses durch 
die Bayerische Schlösserverwal-
tung und das Staatliche Bauamt 
Bayreuth stellten sich wieder-
holt Fragen in Bezug auf Haus- 
und Bühnentechnik, Brand- und 
Besucherschutz. Wie kann die 
moderne Technik in die histo-
rische Bausubstanz integriert 
werden, um Personen- und Ob-
jektschutz bestmöglich zu ga-
rantieren?

Überholte Bühnentechnik

Die Erneuerung der Haus- 
und Bühnentechnik, die aus den 
Nachkriegsjahren stammte, war 
dringend erforderlich, da geal-
terte Elektrotechnik und Büh-
nenbeleuchtung ein Brandrisi-
ko darstellten, das Besucher 
und Gebäude gleichermaßen 
gefährdete. Die überholte Büh-
nentechnik wurde durch re- 
versible Scheinwerfer-Stative im 
historischen Zuschauerraum er-
setzt, so musste kaum in die Bau-
substanz eingegriffen werden. 

Verhinderung von  
Löschwasser-Schäden

Im Bühnenbereich wurden ei-
ne Sprinkleranlage und ein Ei-
serner Vorhang montiert und 
im Dachstuhl wurde eine Hoch-
drucknebellöschanlage instal-
liert. Diese löscht mit geringen 
Mengen Wasser einen Brand 
bereits in der Entstehungspha-
se und verhindert so größere 
Löschwasser-Schäden. Sollte es 
dennoch zu einem Zwischen-
fall kommen, gibt es eine flä-
chendeckende Brandmeldean-
lage mit direkter Verbindung zur 
Feuerwehr und eine Alarmie-
rungsanlage zur schnellen Ge-
bäude-Evakuierung. 

Doch auch aus konservato-
rischer Sicht gab es Gründe 
für eine Erneuerung der Tech-
nik im Opernhaus. Ein wesent-
licher Aspekt zum Schutz der 

wunderschönen hölzernen Ver-
kleidungen und Verzierungen 
ist ein stabiles Raumklima. Die-
ses wird nun durch eine Quell- 
lüftungs-Klimaanlage sicherge-
stellt, die eine optimale Luftzir-
kulation in den Räumen sicher-
stellt. 

„Durch die Erneuerung der 
Haustechnik konnte somit das 
Sicherheitsniveau deutlich er-
höht und die erforderlichen Ein-
griffe in die historische Subs-
tanz auf ein Minimum reduziert 
werden. Es entstand ein ausge-
wogenes Gesamtpaket aus Per-
sonen- und Objektschutzein-
richtungen, moderner Bühnen- 
und Museumstechnik sowie 
einer zeitgemäßen Grundin- 
stallation“, sagt Mathis Gruhn 
aus der Bauabteilung der Baye-
rischen Schlösserverwaltung.

Themenführung

Wer einen Blick in die Tech-
nik des Hauses werfen möchte, 
kann dies im Rahmen der The-
menführung „Prima Klima? Sta-
biles Raumklima, Löschtechnik 
und effiziente Energienutzung 
im Markgräflichen Opernhaus“ 
von Diplom-Ingenieur Franz Ra-
benstein bei den diesjährigen 
Bayreuther Residenztagen am 
22. April 2018 tun. Die Führung 
dauert ca. 60 Minuten, man 
sollte trittsicher sein und festes 
Schuhwerk tragen. 

Der für die Gesamtmaßnahme 
zuständige Baureferent der Bay-
erischen Schlösserverwaltung, 
Architekt Mathis Gruhn, stellt 
die „Baumaßnahme Opern-
haus – Ein gigantisches Projekt, 
hunderte beteiligte Hände, un-
zählige Arbeitsschritte“ in sei-
ner Themenführung, ebenfalls 
am 22. April im Markgräflichen 
Opernhaus vor. Die Führung 
dauert  60 Minuten.
Alle Informationen zur Veran-
staltung und den Residenzta-
gen sind unter www.bayreuth- 
wilhelmine.de zu finden. r
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IFAT 2018 in München:

Vom Brunnenbau bis zur  
Phosphorrückgewinnung

Aus den ersten Aussteller-Ankündigungen beim IFAT Mediendi-
alog zeichnet sich schon jetzt ab: Die IFAT 2018 wird alle Aspek-
te der modernen Wasser- und Abwasserwirtschaft abbilden. Die 
Weltleitmesse für Wasser, Abwasser-, Abfall- und Rohstoffwirt-
schaft findet vom 14. bis 18. Mai dieses Jahres auf dem um zwei 
weitere Hallen erweiterten Münchner Messegelände statt, die 
jetzt bereits vollständig belegt sind. 

Wassergewinnung  
und Brunnenbau

Sieben marktführende deut-
sche Unternehmen aus dem 
Brunnenbau stellen sich erst-
mals gemeinsam auf der IFAT 
der Fachöffentlichkeit vor. Das 
organisatorische Dach des Ge-
meinschaftsstands „Water from 
Wells“ bildet die Fachgruppe 
Wassergewinnung der Bundes-
vereinigung der Firmen im Gas- 
und Wasserfach e.V. (figawa). 
Beim gemeinsamen Messeauf-
tritt werden aktuelle Lösungen, 
Technologien und Dienstleistun-
gen präsentiert, darunter die 
Themen Hochwasserschutz bei 
und Hochwassermanagement 
mit Brunnenbauten, Sanierung 
und Ersatz von in die Jahre ge-
kommenen Brunnen sowie die 
fachgerechte und sichere Reali-
sierung von Brunnen mit immer 
größeren Durchmessern. 

Selbstverständlich finden sich 
die Trendthemen Digitalisierung 
und Automatisierung auf der 
IFAT wieder. „Wasser 4.0“ ver-
spricht eine bessere Ressour-
censchonung, größere Flexibili-
tät, höhere Effizienz, gesteiger-
te Wettbewerbsfähigkeit und 
mehr Versorgungssicherheit für 
die Wasserwirtschaft. Beispiels-
weise können Unternehmen 
und Kommunen mit einem „Di-
gitalen Zwilling“ Anlagen und 
Prozesse planen, simulieren und 
optimieren. Dies zeigt Siemens 
anhand eines zentralen Expo-
nats mit dem Titel „From Integ-
rated Engineering to Integrated 
Operation“. Es verdeutlicht die 

Möglichkeiten der Dateninteg-
ration über den gesamten An-
lagenlebenszyklus: von der En-
gineering-Softwarelösung Co-
mos über das Prozessleitsystem 
Simatic PCS 7 bis hin zur Simu-
lations-Software Simit sowie der 
Einbindung von Unterstationen 
auf Basis des Programms Total-
ly Integrated Automation (TIA) 
Portal.

Digitales Betriebsmanagement 
für Trinkwasser- und  
Kläranlagen

Beim neuen, mobilen Be-
triebsmanagementsystem Pra-
mos, das der Anlagenbauer 
PWT Wasser- und Abwasser-
technik auf der IFAT vorstellt, 
muss jeder Wert nur einmal ein-
gegeben werden und ist dann 
für alle Beteiligten jederzeit ver-
fügbar – das Führen von Hand-
zetteln und eine nachträgliche 
Datenerfassung gehören damit 
auf Trinkwasser- und Kläranla-
gen der Vergangenheit an. Plus-
punkt: Das markenunabhängige 
System funktioniert auch, wenn 
nicht in jeder Ecke der Anlage In-
ternet-Verbindung besteht. Da- 
für werden die Daten auf das 
Mobilgerät – Smartphone, Tab-
let oder Datenbrille – übertra-
gen, das autonom damit arbei-
tet, bis es wieder Empfang hat 
und die Datenbestände mit dem 
Hauptsystem abgleichen kann.

Die Digitalisierung zieht sich 
weiter durch das Ausstellungs-
portfolio der IFAT 2018: Als 
weltweit einzigartig bezeich-
net der Maschinenbauer Huber 

SE sein neues System der Stör-
stofferkennung für Rechenanla-
gen. „Huber Safety Vision“ er-
fasst mittels High-Tech-Senso-
ren kontinuierlich die Form und 
Größe von Grobstoffen, die von 
der Rechenharke transportiert 
werden. Sobald das System er-
kennt, dass unzulässige Grob-
stoffe vorhanden sind, wird 
der Rechen gestoppt und eine 
Warnmeldung an den Betreiber 
gesendet. Dies hilft, eine Blocka-
de oder Beschädigung des Re-
chens oder der nachgeschalte-
ten Aggregate zu verhindern.

Ultrafiltrationstechnologie

Die inge GmbH ist ein welt-
weit führender Anbieter für Ul-
trafiltrationstechnologie. Pünkt-
lich zur IFAT 2018 bringt das Un-
ternehmen seine bislang als 
PC-Version bekannte Projektie-
rungssoftware iSD auch als mo-
bil nutzbare App heraus. Die 
Software bietet nach Firmenan-
gabe zusätzlich völlig neue pro-
zesstechnische Optionen. So 
können mit der Online-Version 
und der App jetzt auch komple-
xe Szenarien simuliert werden, 
wie beispielsweise das Zusam-
menspiel mehrerer Ultrafiltra-
tions-Racks. Dies empfiehlt iSD 
besonders für die Planung und 
Auslegung von Großprojekten, 
zum Beispiel zur Meerwasser- 
entsalzung.

Analoge Messeneuheiten

Neben Lösungen aus Bits und 
Bytes wird es auf der Messe 
auch viele analoge Neuerungen 
geben. So zeigt Mall, der Spezia-
list für den Bau von Kleinkläran-
lagen, Abscheidern und Anlagen 
zur Regenwassernutzung, die 
neue Kleinkläranlage SanoLoop. 
Sie arbeitet mit dem One Cham-
ber Reactor-(OCR)-Verfahren, 

einer Weiterentwicklung des 
bekannten Sequencing Batch 
Reactor-(SBR)-Verfahrens. In ei-
nem 24-stündigen Prozess rei-
nigt die Anlage die Abwässer oh-
ne Vorbehandlung und vollstän-
dig aerob. Sie kommt dabei oh-
ne untergetauchte elektrische 
Teile aus und ist ohne Trenn-
wände und mit wenigen Ein-
bauteilen auf Robustheit aus-
gelegt. Nach Herstellerangaben 
werden unangenehme Gerüche, 
Korrosion und Faulschlamm zu-
verlässig vermieden.

Kanalreinigung und -sanierung

Aus der langjährigen Erfah-
rung der Mauerspecht GmbH, 
einem Spezialdienstleister in der 
Kanalreinigung und -sanierung, 
ging der Höchstdruck-Wasser-
strahl-Roboter bruNO 1.0 her-
vor, der unter der Marke Drain-
Jet Robotics verkauft wird. Mit 
einem Arbeitsdruck von bis zu 
1.500 bar und einem Wasser-
verbrauch von maximal 26 Li-
tern pro Minute entfernt das 
System nicht nur Kalk, Inkrusta-
tionen, Wurzeln und verschlis-
sene Inliner von den Kanalin-
nenwänden, sondern bei Bedarf 
auch Bitumen, Fette, Beton und 
andere Fremdkörper – so der 
Hersteller. Eingesetzt werden 
kann es in Rohren ab DN 150 bis 
hin zu begehbaren Kanälen. 

Der Maschinenbauer Flottweg 
ist spezialisiert auf das Trennen 
und Konzentrieren von Flüssig-
keits-Feststoff-Gemischen, zum 
Beispiel bei der zentrifugalen 
Entwässerung von Klärschlamm. 
Im Mai 2018 legt das Unterneh-
men nach: Die Zentrifugen der 
brandneue Xelletor-Baureihe 
ermöglichen nach eigenen An-
gaben deutlich mehr Entwässe-
rungsleistung – und das bei ei-
nem reduzierten Verbrauch an 
dem zur Flockung eingesetzten 
Polymer und an Energie.

Das kanadische Unternehmen 
Ostara nimmt Anlagen zur Rück-
gewinnung von Phosphor und 
Stickstoff aus Abwasserströ-
men in Betrieb – in den USA, 
Kanada, Großbritannien, Spani-
en und den Niederlanden. Mit 
dem IFAT-Auftritt sollen weite-
re Ländermärkte für das res-
sourcenschonende Verfahren 
gewonnen werden, das sich 
nach Herstellerangaben leicht 
in Kläranlagen mit biologischer 
Phosphor-Elimination integrie-
ren lässt.

Am Ende des „Wasstrip- und 
Pearl-Prozesses“ steht ein markt-
fähiger, granulierter, hochwerti-
ger Dünger mit den Hauptkom-
ponenten Phosphor, Stickstoff 
und Magnesium in garantier-
ter Zusammensetzung. Osta-
ra kauft den Kläranlagenbetrei-
bern das produzierte „Crystal 
Green“ vollständig ab und küm-
mert sich um dessen Vermark-
tung in Landwirtschaft und Gar-
tenbau. r

Neue Ergebnisse zu 
Mikroplastik in Flüssen

Gemeinsamer Forschungsbericht  
von fünf Bundesländern veröffentlicht

Das Thema Mikroplastik in Gewässern wird aktuell viel diskutiert. 
Eine umfassende Datengrundlage zur Verbreitung von Mikroplas-
tik in unseren Gewässern fehlt jedoch bislang. Die Ergebnisse ei-
ner umfassenden Pilotstudie in insgesamt fünf Bundesländern 
geben zum ersten Mal einen Überblick über das Vorkommen von 
Mikroplastikpartikeln in verschiedensten Regionen: vom Alpen-
vorland bis zum Niederrhein, vom Kleingewässer bis zu Deutsch-
lands größtem Fluss.

Die Länder Baden-Württem-
berg, Bayern, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz haben oberflächen-
nahe Wasserproben an 25 Flüs-
sen im Einzugsgebiet von Rhein 
und Donau auf Mikroplastik ana-
lysieren lassen und in jedem ein-
zelnen Gewässer unterschied-
liche Konzentrationen von Mi-
kroplastik nachgewiesen. Ins-
gesamt 52 Proben wurden vom 
Projektpartner, dem Lehrstuhl 
für Tierökologie an der Univer-
sität Bayreuth, mit Hilfe der 
FTIR-Spektroskopie untersucht. 
Die nun vorliegenden Analyse-
nergebnisse bilden einen der 
weltweit größten, methodisch 
einheitlich gewonnenen Daten-
sätze zum Vorkommen von Plas-
tikpartikeln in Flüssen.

Mehr als 19.000 Objekte 
analysiert

Insgesamt mehr als 19.000 
Objekte wurden analysiert, 
4.335 davon als Kunststoffpar-
tikel identifiziert. Der Anteil grö-
ßerer Kunststoffobjekte (Mak-
roplastik) war sehr gering. Rund 
99 Prozent der Kunststoffparti-
kel waren kleiner als 5 Millime-
ter und damit Mikroplastik zu-
zuordnen. Auffallend war, dass 
sehr kleine Mikroplastikpartikel 
mit einer Größe zwischen 0,3 
Millimeter bis 0,02 Millimeter 
mit rund 62 Prozent am häufigs-
ten vertreten waren. 

Die Partikel bestanden zu-
meist aus den Kunststoffsorten 
Polyethylen oder Polypropylen, 
welche die höchsten Marktan-
teile vor allem für Verpackun-
gen und die meisten Bedarfsge-
genstände aus Kunststoff in Eu-
ropa haben. 

Hauptsächlich handelte es 
sich um Kunststofffragmente, 
unregelmäßig geformte Parti-
kel, die von größeren Kunststof-
fobjekten stammen können. Zu-
dem wurden an einem großen 
Teil der Messstellen auch Plas-
tikfasern gefunden. Andere Par-
tikelformen wie Folienreste, so-
genannte Beads (Kügelchen) 
und Pellets wurden seltener 
nachgewiesen.

Dabei variiert die Anzahl der 
Partikel zwischen den einzel-
nen Messstellen. Höhere Parti-
kelkonzentrationen wurden vor 

allem in kleineren und mittleren 
Nebengewässern gemessen. Im 
größten untersuchten Gewäs-
ser, dem Rhein, wurden eher 
niedrige bis mittlere Konzentra-
tionen gefunden, was vor allem 
damit zu tun hat, dass durch das 
größere Wasservolumen eine 
stärkere Vermischung und da-
mit Abnahme der Partikelkon-
zentration folgt.

Weiteres Vorhaben

Insgesamt liegen die aktuel-
len Ergebnisse der Länder in der 
gleichen Größenordnung wie 
Befunde aus vergleichbaren eu-
ropäischen und nordamerika-
nischen Gewässern. In einem 
nächsten Forschungsvorhaben 
wird nun das Mikroplastik in den 
Sedimenten und in verschie-
denen Wassertiefen der unter-
suchten Flüsse analysiert.

Monitoringprogramme 
weiter optimieren

Die Forschung zu Mikroplas-
tik in der Umwelt und den mög-
lichen Folgen steht noch am An-
fang, gewinnt aber zunehmend 
an Bedeutung. Ziel der For-
schungen derzeit ist, die Wis-
sensbasis ständig zu verbrei-
tern, um gezielter Probenah-
me- und Analyseverfahren zu 
entwickeln und zukünftige Mo-
nitoringprogramme weiter zu 
optimieren. 

Fragen zu möglichen Ein-
tragspfaden, Auswirkungen auf 
die Umwelt und Minderungs-
möglichkeiten werden derzeit 
unter anderem im Rahmen ei-
nes vom Bundesforschungsmi-
nisteriums (BMBF) geförder-
ten Forschungsschwerpunk-
tes „Plastik in der Umwelt“ 
bis 2021 untersucht. Erforscht 
werden hier vor allem Vermei-
dungsstrategien, um einen Ein-
trag von Plastikabfällen in die 
Umwelt zu vermindern und 
wenn technisch möglich kom-
plett zu vermeiden.

Der Forschungsbericht „Mi-
kroplastik in Binnengewässern 
Süd- und Westdeutschlands“ 
kann im Internet heruntergela-
den werden unter https://www.
lfu.bayern.de/analytik_stoffe/
mikroplastik/laenderbericht/ 
index.htm. r

DWA-Positionen:

WRRL auf dem Prüfstand
Die Wasserrahmenrichtlinie, kurz WRRL, gibt in Europa die zen-
tralen Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Wasserpolitik 
vor und prägt maßgeblich das europäische und nationale Was-
serrecht. Spätestens im Jahr 2019 hat die Kommission die WRRL 
zu überprüfen und gegebenenfalls erforderliche Änderungen vor-
zuschlagen. Vor diesem Hintergrund hat die DWA eine gründliche 
Bewertung der Richtlinie vorgenommen.

Grundsätzlich setzt sich die 
Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall für 
eine Beibehaltung und Fortent-
wicklung der WRRL ein, weist 
aber in ihrem Positionspapier 
ebenso darauf hin, dass auch 
dort, wo die Umsetzung der 
WRRL – wie in Deutschland – 
ambitioniert erfolgt, „mit hoher 
Wahrscheinlichkeit der gute Ge-
wässerzustand flächendeckend 
bis 2027 nicht zu erreichen ist“.

Um für die wasserwirtschaft-
lichen Akteure – auch mit Blick 
auf den nächsten Bewirtschaf-
tungszyklus – Planungssicher-
heit zu schaffen, sollte die Eu-
ropäische Kommission aus Sicht 
der DWA den Review-Prozess 
schneller vorantreiben und des-
sen Ergebnisse zeitnah umset-
zen. Oberstes Ziel der WRRL 
müsse es bleiben, den guten 
Zustand aller Gewässer zu er-
reichen. Dies könne jedoch nur 
schrittweise gelingen. 

Konkret schlägt die DWA vor, 
als Instrumente konzeptioneller 
Gewässerentwicklung Bewirt-
schaftungsplan und Maßnah-
menprogramm zu stärken. Dar-
über hinaus sollte die grundsätz-
liche Bindungswirkung der Be-
wirtschaftungsplanung für den 
behördlichen Vollzug gestärkt 
werden. Im Rahmen des Re-
view-Prozesses sei zu prüfen, ob 

es hier zumindest einer Klarstel-
lung bedarf. Sollte diese auf eu-
ropäischer Ebene nicht erreich-
bar sein, sei hierfür auf nationa-
ler Ebene zu sorgen. Dies würde 
die Vollzugsbehörden erheblich 
entlasten und Zulassungsver-
fahren erleichtern.

Umweltqualitätsnormen 
im Fokus

Die WRRL unterscheidet in 
Artikel 2 zwischen einem öko-
logischen Zustand, der auf die 
Qualität von Struktur und Funk-
tionsfähigkeit aquatischer, in 
Verbindung mit Oberflächenge-
wässern stehender Ökosysteme 
abhebt, und einem chemischen 
Zustand, der die stoffliche Be-
schaffenheit eines Oberflächen-
gewässers beschreibt.

In Anhang V der WRRL, der 
u.a. die Qualitätskomponenten 
für die Einstufung des ökologi-
schen Zustands festlegt, wird 
diese Systematik allerdings ver-
lassen. Dieser Abschnitt ist aus 
DWA-Sicht dahingehend zu än-
dern, dass künftig sämtliche 
Umweltqualitätsnormen für die 
Beurteilung des chemischen Zu-
stands eines Oberflächenge-
wässers herangezogen werden 
und nicht wie bisher nur die Vor-
gaben zu den prioritären und 
prioritär gefährlichen Stoffen. 

Die DWA fordert eine stärke-
re integrative Betrachtung und 
Harmonisierung der bestehen-
den europäischen Regelungen 
mit der WRRL. Diese Aufgabe, 
die möglichst bereits innerhalb 
des anstehenden Review-Pro-
zesses geleistet werden sollte, 
bietet ihrer Meinung nach große 
Chancen zur Verbesserung des 
Gewässerschutzes und zum Ab-
bau von Bürokratie. Einen wich-
tigen Teilaspekt sieht die DWA 
dabei in der Harmonisierung 
stoffbezogener Regelungen. 

Konkret bedeutet dies unter 
anderem, die Regelungen für 
die Bewertung, Zulassung und 
Verwendung von Stoffen, wie 
sie sich etwa aus der REACH-VO, 
der CLP-VO, der Biozidprod-VO 
oder dem Pflanzenschutz- oder 
Arzneimittelrecht ergeben, stär-
ker mit dem Wasserrecht in Ein-
klang zu bringen. Es sei notwen-
dig, die Unterschiede zwischen 
den verschiedenen Regelwer-
ken in einer gesamthaften, inte-
grativen Lösung zusammenzu-
führen.

Bei der Harmonisierung der 
WRRL mit anderen bestehen-
den europäischen Regelungen 
sind beispielsweise das Hoch-
wasserrisikomanagement, aber 
auch die EU-Agrarpolitik und 
deren Förderprogramme sowie 
die Energiepolitik zu berück-
sichtigen. Die DWA regt zudem 
an, die wichtigen Erkenntnisse 
und Ergebnisse des deutschen 
Stakeholderdialogs zur Spuren-
stoffstrategie des Bundes auch 
auf europäischer Ebene bei der 
Weiterentwicklung der WRRL zu 
berücksichtigen. DK
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Neuerungen in der Wasserwirtschaft:

Wilo Wassertage  
am Adlersberg 4.0

Aktuelle Möglichkeiten und Perspektiven nachhaltiger Wasser-
versorgung und Abwasserreinigung zeigten Experten aus Wasser- 
und Abwasserwirtschaft sowie aus Forschung und Umweltpolitik 
im Rahmen der WILO Wassertage, einem zweitägigen Fachsym-
posium am Adlersberg in der Nähe von Regensburg. Auf dem 
Programm standen u.a. geeignete Strategien zur Steigerung der 
Energieeffizienz und Anlagenoptimierung wie auch Hinweise zu 
Anlagenplanung und -auslegung. Ein Schwerpunkt im Abwasser-
bereich waren dieses Jahr die Feuchttücher im Abwasser. 

Die Organisation führte die 
WILO SE, Werk Hof gemein-
sam mit dem WILO EMU Anla-
genbau durch. WILO SE ist ei-
ner der weltweit führenden Pre-
miumanbieter von Pumpen und 
Pumpensystemen für die Ge-
bäudetechnik, die Wasserwirt-
schaft und die Industrie. 

Geht es nach den Vorstellun-
gen des Vorstandsvorsitzenden 
der REWAG AG & Co. KG, Olaf 
Hermes, muss die Trinkwasser-
verfügbarkeit auch in Zukunft 
das Zieldreieck Versorgungssi-
cherheit, Wirtschaftlichkeit und 
Umweltverträglichkeit erfüllen. 
Dabei gelte es, die Chancen der 
heutigen Verfügbarkeit zu nut-
zen und die dezentrale Erzeu-
gung intelligent zu vernetzen. 

Hohe Trinkwasserqualität

Mit Blick auf die Regensbur-
ger Wassergewinnungsanla-
gen Sallern und Oberer Wöhrd 
mit durchschnittlich 28.000 Ku-
bikmetern Trinkwasser pro Tag, 
verwies Hermes darauf, dass 80 
Prozent des Trinkwassers aus 
Sallern und 20 Prozent von der 
Anlage am Oberen Wöhrd kom-
men. Zwölf Hochbehälter mit 
einem Speichervolumen von 
36.700 Kubikmetern sorgen da-
für, dass Tag und Nacht ausrei-
chend Trinkwasser zur Verfü-
gung steht. Auch einem Jahr-
hunderthochwasser halten die 
Wassergewinnungsanlagen der 
REWAG stand. 

Die aktuelle Studie Wasser-
versorgungsbilanz Oberpfalz be-
scheinigt der REWAG laut Her-
mes eine hohe Trinkwasserqua-
lität und Versorgungssicherheit 
im Normalbetrieb. Trotzdem 
würden weitere tragende Säu-
len zur Stützung der Versor-
gungssicherheit erarbeitet. Po-
tenzial für die Region sieht der 
Vorstandsvorsitzende darin, 

durch die Vernetzung aller Da-
ten die Trinkwasserverfügbar-
keit auch morgen bestens zur 
Verfügung zu stellen. Die Was-
serversorgungsbilanz der Regie-
rung der Oberpfalz mit der Ent-
wicklungsprognose bis 2025 un-
terstreiche diesen Ansatz.

Über den Einsatz von Sperroh-
ren bei Trinkwasserbrunnen in-
formierte Dr. Werner Knorr (In-
genieurbüro Dr. Knorr GmbH). 
Für Tiefbrunnen, die mehrere 
oder durch Deckschichten ge-
schützte Grundwasserstock-
werke erschließen, seien beson-
dere Anforderungen hinsichtlich 
der Oberwasserabdichtung zu 
stellen. Während dies in Nord-
deutschland bevorzugt durch 
eine Abdichtung zwischen Bohr-
lochwand und Ausbau erfolgt, 
sei im süddeutschen Raum der 
Einsatz von Sperrohren vorge-
schrieben, so Knorr.

Langfristige Kompensation 
der Baukosten

Sperrohre gewährten dem 
Grundwassersystem einen nach- 
haltigen Schutz und böten tech-
nische Vorteile, die die zunächst 
höheren Baukosten langfristig 
kompensieren. Bei der Erstel-
lung sei auf einen hohen techni-
schen Standard zu achten, der in 
der Vergangenheit freilich nicht 
immer eingehalten worden sei. 
Insbesondere bei älteren Tief-
brunnen werden Knorr zufolge 
zunehmend defekte Sperrohre 
beobachtet, die aufwendig sa-
niert werden müssen. Dies sei 
mit hohen Kosten verbunden. 

Moderator Mario Hübner, 
Manager System Engineering 
WILO SE, berichtete seiner-
seits über „Die Energieeffiziente 
Wasserförderung mit nass- und 
trockenaufgestellten Pumpag-
gregaten“. Nach Hübners An-
sicht ist es eine der zukünftigen 

Herausforderungen der Wass-
erwirtschaft, Versorgungs- und 
Entsorgungsprozesse energe-
tisch zu optimieren oder neue 
energieeffiziente Systeme auf-
zubauen. 

Hübners Ausführungen zufol-
ge werden Unterwassermotor-
pumpen mit hohen Wirkungs-
graden (eingebaut im Druck-
mantel für Trockenaufstellung) 
wieder energieeffizienter und 
interessanter. Aber auch Norm-
motoren mit Kreiselpumpen fin-
den Beachtung. Über ein Wirt-
schaftlichkeitsprogramm ver-
deutlichte der Manager die 
Möglichkeiten der Einsparung 
von Kosten und die Amortisa- 
tionszeit neuer Aggregate für 
den Kunden. 

Innovationsmotor 
der Zukunft

Die Digitalisierung hat laut 
Hübner einen starken Einfluss 
auf Gesellschaft, Politik und 
Wirtschaft. Zugleich sei sie In-
novationsmotor der Zukunft, in-
dem sie neue Geschäftsmodel-
le schafft und den Unterneh-
men ungeahnte Möglichkeiten 
eröffnet. Eine Studie zu diesem 
Thema ist die SmaDiWa – Smar-
te Digitalisierung in der Wass-
erwirtschaft, die aktuell an der 
Hochschule Hof läuft und von 
der wilofoundation unterstützt 
wird. 

Am Tag zwei der Wilo Wasser-
tage bezeichnete Univ.-Prof. Dr.-
Ing. F. Wolfgang Günthert die 
Abwasserbeseitigung als einen 
sehr wichtigen und wertvollen 
Teil der urbanen Infrastruktur, 
die zwei wichtige Funktionen 
innehat: die Sicherstellung von 
guten, hygienischen Zuständen 
und den Überflutungsschutz für 
Niederschlagswasser. 

Hierzu müssten die Abwas-
sersysteme dicht, leistungsfä-
hig und vollständig sein. Das 
Gesamtsystem der Abwasser-
beseitigungen besteht, so Gün-
thert, aus vielen, verschiedenen 
Anlagen und Bauteilen und wird 
in der Regel für mehrere Jahr-
zehnte Nutzungsdauer ausge-
legt. Darin liege die größte He-
rausforderung. 

Einerseits unterliege das Sys-

tem vielen Einwirkungen und ver-
ändere dadurch seinen baulichen 
Zustand. Andererseits bewirk-
ten Klimawandel und Demo-
graphie veränderte Randbe-
dingungen, an die das System 
angepasst, verändert oder sa-
niert werden muss. Bevölke-
rungsdruck in Ballungsräu-
men wie München, Nürnberg 
oder Regensburg und Bevöl-
kerungsabnahme im Norden 
Bayerns erfordern von den Ka-
nalnutzbetreibern aus Gün-
therts Sicht weitblickende An-
passungsmaßnahmen, eben-
so wie Starkregen und lange 
Trockenwetterperioden. Hin-
zu kämen neue Abwasser-
schadstoffe, Chemikalien, Arz- 
neimittel, u. a. sogenannte an-
thropogene Spurenstoffe, so-
wie Feuchttücher, die neue  
Behandlungsstufen erfordern 
können oder auch den Betrieb 
erschweren. 

Schutzfunktionen erfüllen 

Um hierauf vorbereitet zu sein, 
seien aktuelle Generalentwässe-
rungspläne mit Regenwasserma-
nagement, Überflutungsnach-
weisen, Schwefelwasserstoffbi-
lanzierungen, Kanalzustandsbe-
wertungen und hydraulischen 
Nachweisen erforderlich, die 
mit der Bauleitungsplanung und 
Baugenehmigung abgestimmt 
sind. Insgesamt müsse die Sied-
lungsentwässerung heute mehr 
denn je mit allen anderen Pla-
nungsträgern abgestimmt sein, 
um gemeinsam die wichtigen 
Schutzfunktionen erfüllen zu 
können.

Abwasserpumpen mögen kei-
ne Feuchttücher! Oder doch? 
Wenn es die richtigen sind! – 
So begann Mario Hübner (WI-
LO SE) seinen Vortrag über das 
Drei-Säulen-Konzept im Abwas-
ser. Die erste Säule stellt die 
verschiedensten Laufräder dar. 
Unter der zweiten Säule steht 
die Intelligenz von Maschinen. 
Neue Aggregate werden mit in-
telligenter Sensorik ausgerüstet, 
um elektronische Reinigungsse-
quenzen nach gewissen Algo-
rithmen zu fahren. Dadurch sol-
len Verstopfungen von Pumpen 
rechtzeitig erkannt werden. 

Feuchttücher  
bereiten Probleme

In Bezug auf Verstopfungen 
bereiten Feuchttücher immer 
größere Probleme in der Wass-
erwirtschaft. Durch deren ver-
mehrte Verwendung steigen die 
Wartungskosten in deutschen 
Pumpwerken aktuell um jährlich 
8 % und werden in einigen Jah-
ren auf über 600 Millionen Eu-
ro pro Jahr ansteigen. Wenn sich 
hier nichts ändert, müssen Hüb-
ner zufolge die Gebühren für den 
Endverbraucher angepasst wer-
den. Man spricht von ca. 10 %. 

Allerdings hat die Firma  
Fibres aus Kelheim eine Lösung: 
Feuchttücher, die sich von allei-
ne in kürzester Zeit auflösen. Im 
WILO Werk in Hof wurde gemein-
sam mit Kelheim Fibres eine Ver-
suchsreihe über das Auflöse-Ver-
halten von normalen Feucht-
tüchern, den „neuen“ Feucht-
tüchern und handelsüblichem 
Toilettenpapier in den verschie-
denen Laufrädern durchgeführt. 

Horst Wörner, Kelheim Fibres 
GmbH, ging auf die verschiede-
nen Fasertypen und deren Ei-
genschaften ein. Dabei benann-
te er insbesondere die Vorteile 
der zersetzbaren Faser Viloft® 
im Bereich des feuchten Toilet-
tenpapiers, ehe Mario Hübner 
aufzeigte, dass durch den Ein-
satz von innovativen zersetzba-
ren Feuchttüchern Wartungs-
kosten von Pumpwerken um 
über 50 % reduziert werden. 
Dies würde bereits heute in den 
deutschlandweiten Abwasser-
verbänden fast 200 Millionen 
Euro pro Jahr einsparen. Somit 
könnten die Abwasserumlagen 
bundesweit um 4 % angepasst 
werden. DK

Frust nach Frost?
Nicht bei denjenigen, die richtig vorgesorgt haben!

Sibirische Temperaturen herrschten vor wenigen Wochen in wei-
ten Teilen Deutschlands. Nach langanhaltenden Minusgraden 
stieg die Zahl der Wasserschäden in Immobilien sprunghaft an. 
Das zeigt die Statistik des Instituts für Schadenverhütung und 
Schadenforschung der öffentlichen Versicherer e.V. (IFS). Oft war-
tet die böse Überraschung bei der Rückkehr aus dem Urlaub oder 
der Ankunft im Ferienhaus: Aufgeplatzte Wasserleitungen, ge-
trennte Rohrverbindungen, ruinierte Möbel. Und auch die Lei-
tung zum Wasseranschluss im Garten friert selbst bei bewohnten 
Häusern ein, wenn sie nicht rechtzeitig vorsorglich geleert wurde.

„Frosteinwirkung kann einen 
enormen Druckanstieg in Trink-
wasser- und Heizungsinstallatio-
nen verursachen“, erklärt IFS-Ge-
schäftsführer Dr. Hans-Hermann 
Drews. „Bei Laborversuchen ha-
ben wir über 100 bar gemessen“. 
Zum Verständnis: Trinkwasser-
installationen sind in der Regel 
für einen maximalen Betriebs-
druck von 10 bar ausgelegt.

Besonders gefährdet sind Häu-
ser, die nicht genutzt und darum 
nicht ausreichend beheizt wer-
den. Gibt es Eistage wie derzeit, 
an denen die Höchsttemperatur 
unter dem Gefrierpunkt bleibt, 
können schon wenige Tage Ab-
wesenheit genügen und zu Hau-
se frieren die Leitungen ein.

Frostgefährdete „Schwach-
stellen“ finden sich also in und an 
den meisten Immobilien – selbst 
wenn sie bewohnt und mol-
lig warm sind. Wer ein paar Re-

geln beachtet, kann Schäden in 
der kalten Jahreszeit vermeiden. 
„Wärmedämmung allein genügt 
nicht“, mahnt Drews. Es muss 
immer eine ausreichende Behei-
zung gewährleistet sein. Die Hei-
zungsthermostate auf das Frost-
symbol zu stellen, ist oftmals zu 
wenig. Damit ist zwar die Hei-
zung selbst geschützt, aber nicht 
unbedingt die Trink- und Abwas-
serinstallation. Wird eine Immo-
bilie längere Zeit nicht genutzt, 
dann sollten wasserführende 
Leitungen entleert werden.

Wann zahlt die Versicherung?

Im Schadenfall empfiehlt Clau-
dia Scheerer, Pressesprecherin 
der Versicherungskammer Bay-
ern, den Versicherer sofort zu in-
formieren und Schäden auf Fotos 
zu dokumentieren. Schäden an 
beweglichen Gütern wie Einrich-

tung, Kleidung oder technischen 
Geräten ersetzt in der Regel die 
Hausratversicherung. Für Schä-
den am Gebäude und an fest da-
mit verbundenen Gegenstän-
den wie Heizungsanlagen oder 
Sanitärinstallationen kommt die 
Wohngebäudeversicherung auf. 
„Das gilt jedoch nur dann, wenn 
der Versicherte seinen vertragli-
chen Pflichten nachgekommen 
ist und es trotz getroffener Vor-
sorgemaßnahmen zum Schaden 
kam“, betont Scheerer und gibt 
einen Tipp. „Wenn die Tempera-
turen wieder über den Nullpunkt 
steigen, fallen viele Frostschäden 
an Rohrleitungen überhaupt erst 
auf und die Wasserschäden kom-
men zum Tragen.“ Der Wasser-
schaden kann also klein gehalten 
werden, wenn beim Auftauen die 
Wasserzuleitung abgesperrt und 
der Hahn der betroffenen Leitung 
geöffnet wird. Dazu möglichst 
gleich das Wasser auffangen und 
die Nässe aufnehmen. 

Die Schadenforscher haben eine 
Checkliste zusammengestellt, mit 
der Hausbesitzer kostenlos prüfen 
können, ob ihre Immobilie für einen 
Winter ohne Wasserschaden gerüs-
tet ist: Jetzt herunterladen unter ht-
tps://www.ifs-ev.org/wintercheck/ 
oder direkt auf der IFS-Internetsei-
te den Wintercheck starten. r

V. l.: ÖGD-Leiter Dr. Martin Küfer, Landrat Thorsten Freudenberger 
und Gerhard Wieser, Leiter des Fachbereichs „Wasserrecht und Boden-
schutz“ im Landratsamt Neu-Ulm. Bild: Kerstin Weidner/Landratsamt Neu-Ulm

Landratsamt Neu-Ulm :

Informationen  
zum Weltwassertag

Sauberes Trinkwasser gehört zu den wichtigsten Voraussetzungen für 
die Gesundheit der Bevölkerung. Im Landkreis Neu-Ulm ist die Trink-
wasserversorgung dank des Einsatzes der Kommunen und der Überwa-
chung durch die Behörden in einem guten Zustand. Darauf weist das 
Landratsamt Neu-Ulm aus Anlass des Weltwassertages am 22. März hin.

„Alles ist aus dem Wasser ent-
sprungen! Alles wird durch das 
Wasser erhalten!“ So schreibt Go-
ethe in „Faust II“. Entsprechend 
„ist das Trinkwasser die Basis un-
serer Lebensqualität“, erläutert Dr. 
Martin Küfer, der Leiter des Öffent-
lichen Gesundheitsdienstes (ÖGD). 
„Trinkwasser ist das wichtigste, 
das gesündeste und das am besten 
kontrollierte Lebensmittel.“

Das Trinkwasser im Landkreis 
wird aus Grundwasser gewon-
nen. Es ist ein kostbarer Schatz, 
mit dem wir reich gesegnet sind. 
„Der Landkreis hat so viel Grund-
wasser, dass von hier aus sogar an 
die Nachbarn in Ulm, im Alb-Do-
nau-Kreis und im Landkreis Günz-
burg abgegeben werden kann“, 
stellt der Leiter des Fachbereichs 
„Wasserrecht und Bodenschutz“ 
im Landratsamt Neu-Ulm, Ger-
hard Wieser, heraus.

Die Trinkwasserversorgung ge-
hört zu den Pflichtaufgaben der 
Kommunen. Die 17 kommuna-
len Wasserversorgungsunterneh-
men versorgen fast alle 171.000 
Einwohner im Landkreis Neu-Ulm. 
Die Überwachung gliedert sich 
wie folgt: Der Grundwasserschutz 
und damit der Schutz des Rohstof-
fes Wasser liegen für den Land-
kreis Neu-Ulm im Zuständigkeits-
gebiet des Wasserwirtschaftsamts 
Donauwörth sowie des Fachbe-
reichs „Wasserrecht und Boden-
schutz“ am Landratsamt Neu-Ulm. 
Das Trinkwasser selbst fällt in den 
Überwachungsbereich des ÖGD. 
Ab dem Brunnenkopf überwacht 
das frühere Gesundheitsamt die 
Wasserverteilung mit Hochbehäl-
ter und Ortsnetz bis zum Zapfhahn 
in der Hausinstallation. 

Bayernweit wie auch im Land-
kreis Neu-Ulm erreicht die öffent-
liche Wasserversorgung 99 Pro-
zent der Einwohner. Daneben kon-
trolliert der ÖGD noch 113 kleinere 
Wasserversorgungen aus Brunnen 
für Gebäude ohne Anschluss an 
das öffentliche Trinkwassernetz. 
Zudem überwacht der ÖGD auch 
das Wasser in den acht EU-Badege-
wässern sowie in den neun Hallen-
bädern, vier Freibädern und zwei 
Bewegungsbädern. 

Wichtig ist dabei, dass in regel-
mäßigen Abständen Trinkwasser-
proben im Labor untersucht wer-
den. Die kommunalen Wasserver-
sorgungsunternehmen melden pro 
Jahr circa 170 Pflicht-Untersuchun-
gen an den ÖGD. Davon sind je-
weils nur einige wenige Einzelwer-
te auffällig. Die Werte für Nitrat 
und Pflanzenschutzmittel liegen im 
Landkreis erfreulicherweise unter-
halb der Grenzwerte. 

Sind Trinkwasserwerte auffäl-
lig, so stellen Sofortmaßnahmen 
und Nachproben sicher, dass kei-
ne Gesundheitsgefährdung für die 
Verbraucher besteht. Ist das Was-
ser etwa mit coliformen Bakterien 
verunreinigt, müssen die Kommu-
nen als Wasserversorger und der 

ÖGD sofort reagieren. Am wich-
tigsten ist, dass die Kommune un-
verzüglich die Verbraucher infor-
miert. Wasserwerkspersonal und 
ÖGD suchen dann sofort gemein-
sam nach der Ursache. 

Spülen und Desinfektion von 
Hochbehälter und Ortsnetz sind 
erste Schritte, etwa bei coliformen 
Bakterien, die meist erfolgreich 
sind. Wenn notwendig, müssen 
die Verbraucher das Wasser vorü-
bergehend abkochen. Ganz selten 
wird eine fäkale Verunreinigung 
mit Escherichia coli nachgewiesen. 
Dann wird das Wasser gechlort, um 
die Keime zu vernichten. Nur im äu-
ßersten Notfall wäre abgepacktes 
Wasser zu verwenden. 

Das Grundwasser muss in der 
Regel nicht aufbereitet werden. Er-
füllt das Grundwasser die Anfor-
derungen der Trinkwasserverord-
nung zeitweise nicht, ist eine Auf-
bereitung notwendig. Bakterien 
im Grundwasser können etwa di-
rekt am Brunnenhaus durch Be-
strahlung mit ultraviolettem Licht 
beseitigt werden. Durch eine ge-
ringe Zugabe von Chlor lassen sich 
ebenfalls Keime abtöten. Enthält 
das Grundwasser zu viel Eisen und 
Mangan, kann dies nach Zugabe 
von Sauerstoff im Brunnenhaus he-
rausgefiltert werden.

Das Wasserversorgungsunter-
nehmen ist dafür verantwortlich, 
dass das in die Hausinstallation ab-
gegebene Wasser einwandfrei ist. 
Ab der Wasseruhr muss aber der 
Haus- und Wohnungsbesitzer ge-
währleisten, dass das Wasser dort 
einwandfrei bleibt. Dafür ist eine 
regelmäßige Wartung notwendig. 
Seit November 2011 sind dem ÖGD 
im Landkreis Neu-Ulm insgesamt 
307 Hausinstallationen gemeldet 
worden, bei denen der technische 
Maßnahmenwert für Legionellen 
überschritten war und Sanierungs-
maßnahmen notwendig waren.

Im Landkreis Neu-Ulm wird be-
sonderes Augenmerk auf die Ver-
netzung von Wasserversorgungs-
anlagen gelegt. So ist im Jahr 2017 
eine Notverbundsleitung zwischen 
Biberach (Gemeinde Roggenburg) 
und Biberachzell (Stadt Weißen-
horn) verlegt worden. Ein Notver-
bund zwischen Weiler (Gemeinde 
Osterberg) und Kellmünz ist in Pla-
nung. Ein großes Bauprojekt wird 
die Wasserversorgungen in Rog-
genburg, Biberach und Schießen 
mit einem gemeinsamen neuen 
Hochbehälter verbinden.

Das Fachpersonal der Wasser-
versorger sorgt dafür, dass Män-
gel gar nicht erst entstehen. Er-
fahrung vor Ort und ständige 
Weiterbildung gehören dazu, um 
alle Anlagen in einwandfreiem 
Zustand zu halten. So kommen 
etwa 40 Beteiligte zweimal im 
Jahr bei den Treffen der Wasser-
werksnachbarschaft im Landkreis 
zusammen, tauschen sich aus 
und informieren sich über neue 
Entwicklungen. r
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Reibungsloses Arbeiten  
mit System

Kanalsanierung in Markt Schwaben mit HS®-Kanalrohren und neuartigem Seitenablauf
„Die Rohre haben mich positiv überrascht“, konstatiert Dipl.-Ing. 
(FH) Erich Nuber vom Münchener Ingenieurbüro Schlegel. Gemeint 
ist das HS®-Kanalrohrsystem der Funke Kunststoffe GmbH, das im 
Rahmen einer Kanalsanierung „Am Kupferschmiedberg“ im ober-
bayerischen Markt Schwaben von der STRABAG AG, Bereich Regens-
burg Rohrleitungsbau, im Auftrag der Marktgemeinde verlegt wird. 

Neben rund 160 m Schmutzwas-
serrohren DN/OD 315 und rund 
120 m Regenwasserrohren DN/OD 
200 kommen HS®-Kontrollschäch-
te DN/OD 800 bzw. DN/OD 600, 
ein HS®-Energieumwandelschacht 
DN/OD 800 sowie erstmalig auch 
die neuen Funke-Seitenabläufe in-
klusive INNOLET-System bei der 
Baustelle in dem zentrumsnahen 
Wohngebiet der 13.000 Einwoh-
ner zählenden Gemeinde zum Ein-
satz. Enge Straßenverhältnisse 
und der Schutz eines nahegelege-
nen Gewässers stellen die Baube-
teiligten vor Herausforderungen, 
die diese durch ihre langjährige 
Erfahrung, eine enge Abstimmung 
untereinander und nicht zuletzt 
durch den Einsatz innovativer Pro-
duktlösungen bewältigen.

Leichtere Handhabung 
durch geringes Gewicht

Nuber gibt zu, anfangs etwas 
skeptisch gewesen zu sein: „Ich 
konnte mir nicht vorstellen, dass 
die Kunststoffrohre und -schächte 
dermaßen stabil sind.“ Doch de-
ren Qualität habe ihn schließlich 
überzeugt. Nicht mehr überzeugt 
werden mussten Dipl.-Ing. (FH) 

Alfred Klein, Technischer Grup-
penleiter der Gruppe Kanalbau 
beim Bereich Regensburg Rohr-
leitungsbau der STRABAG AG, 
und Uwe Müller, Leiter des Sach-
gebiets Tief- und Straßenbau des 
Marktes Markt Schwaben, da bei-
de bereits auf zahlreichen ande-
ren Baustellen positive Erfahrun-
gen mit den HS®-Kanalrohren ge-
sammelt haben. Klein: „Ich arbei-
te schon seit über 15 Jahren mit 
ihnen und kann mich an keinen 
gravierenden Gewährleistungs-
mangel erinnern.“

Auch Müller, der seit nunmehr 
17 Jahren auf die HS®-Kanalroh-
re zurückgreift, kann sich nach ei-
gener Aussage an keine bekannte 
Gewährleistungsmängel erinnern. 
Ein entscheidender Vorteil sei das 
im Vergleich zu vielen anderen 
Rohrmaterialien geringe Gewicht, 
das seinen Kollegen die Handha-
bung der Funke-Produkte auf der 
Baustelle Am Kupferschmiedberg 
deutlich erleichtert. „Mit dem ge-
samten System kann man einfach 
sehr gut arbeiten“, bringt es Klein 
auf den Punkt.

Am Kupferschmiedberg hat-
te 2014 eine Kanalinspektion er-
hebliche Schäden in Form von 

Scherbenbildung und Wurzelein-
wüchsen an dem Mischwasserka-
nal hervorgebracht. Ein Kanalab-
schnitt konnte aufgrund festge-
stellter Hindernisse erst gar nicht 
befahren werden. Eine Sanierung 
des alten, aus den 60er Jahren 
stammenden Kanals schied aus, 
da dieser in einer Böschung liegt, 
die inzwischen von großen Laub-
bäumen bewachsen ist. So ent-
schied sich das Sachgebiet Tief- 
und Straßenbau des Marktes 
Markt Schwaben mit seinem Lei-
ter Uwe Müller für die Neuverle-
gung der Schmutz- und Regen-
wasserkanäle in offener Bauwei-
se im Bereich der Fahrbahn. Bei 
den Kanalrohren fiel die Wahl auf 
das äußerst langlebige HS®-Kanal-
rohrsystem 12 kN/m2. 

Lange Nutzungsdauer

Bedingt durch die ausgezeichne-
ten Materialeigenschaften beträgt 
die durchschnittliche Nutzungs-
dauer der wurzeldichten Vollwand- 
rohre laut Herstellerangaben bis 
zu 80 Jahre, was von der Bund-Län-
der-Arbeitsgemeinschaft-Wasser/
LAWA bestätigt wird. Zum Einsatz 
kommen neben den zur besse-
ren Unterscheidung braun gefärb-
ten Schmutzwasserleitungen und 
den blau gefärbten Regenwasser-
leitungen ein Energieumwandel-
schacht, der die auftretenden ho-
hen Fließgeschwindigkeiten des 
Wassers von bis zu 8 m/s an der 

Straße mit einem Gefälle von bis 
zu 12 % wirkungsvoll abbaut.

Das geringe Gewicht und da-
mit die einfache Handhabung und 
gute Verlegeeigenschaften sind 
nicht die einzigen Vorteile des 
HS®-Kanalrohrsystems, das in ei-
ner Grabentiefe von 0,5 bis 3 m 
auf einem Sand-Kiesauflager ver-
legt wird. Daneben hebt Klein die 
Möglichkeit hervor, Längenan-
passungen einfach vornehmen zu 
können, was unter anderem beim 
Bauen in Bestand ein wichtiger 
Aspekt sei. „Wir haben zudem na-
hezu keinen Verschnitt mehr“, so 
Klein. Zur Verbindung der Rohre 
dient unter anderem die HS®-VA-
RIOmuffe. „Sie verfügt über eine 
integrierte Kugel, die dafür sorgt, 
dass die angeschlossenen Rohr-
verbindungen im Bereich von 0° 
bis 11° schwenkbar sind“, erläu-
tert Funke-Fachberater Maximi-
lian Mißlinger. So sei ein span-
nungsfreier Einbau möglich.

An den Übergängen zu alten 
Rohren unterschiedlicher Mate-
rialien kommen VPC®-Rohrkupp-
lungen von Funke zum Einsatz, 
mit denen sich die unterschiedli-
chen Werkstoffe selbst bei stark 
abweichenden Außendurchmes-
sern sicher miteinander verbin-
den lassen. Dafür sorgen eine re-
duzierbare Dichtmanschette aus 
hochwiderstandsfähigem Elastor-
mergummi, ein zentrisch redu-
zierbarer Fixierkorb aus Kunst-
stoff und zwei Edelstahlbänder 
zur Krafteinleitung für eine beid-
seitige, separate und stufenlose 
Durchmesseranpassung.

Geringere Abnutzung des 
neuartigen Seitenablaufs

Darüber hinaus hat sich der Bau-
herr, der Markt Markt Schwaben, 
aufgrund der engen Straßenver-
hältnisse für den Einbau von Fun-
ke-Seitenabläufen inklusive des 
INNOLET-Systems entschieden. 
„Wir wollen die Abläufe nicht den 
hohen Belastungen etwa durch 
Müllfahrzeuge aussetzen, die in 
der engen Straße nicht auswei-
chen können. Daher verlagern wir 
die Abläufe von der Straße weg in 
den Gehweg “, erklärt Uwe Müller, 
Sachgebietsleiter Tief- und Stra-
ßenbau in Markt Schwaben. Da-
rüber hinaus seien künftige Stra-
ßenarbeiten wie zum Beispiel As-
phaltierungen einfacher, da der 
Straßenablauf außerhalb der Fahr-
bahn angeordnet ist.

Der Seitenablauf, der beson-
ders auch bei geringen Kanaltie-
fen geeignet ist und dessen Be-
lastungsklasse B 125 für alle an-
fallenden Lastvarianten ausreicht, 
nimmt das anfallende Oberflä-
chenwasser von der Straße Am 
Kupferschmiedberg auf und leitet 
es über die Kanalisation ab. Hierzu 
verfügt der Gussaufsatz auf dem 
korrosionsbeständigen 800 mm 
hohen Kunststoffunterteil aus 
PVC-U über einen seitlichen Zu-
lauf mit einem Einlaufquerschnitt 
von 482 cm�, der von zwei senk-
rechten Streben als Kinder- und 
Kleintierschutz unterbrochen ist. 
„Herabfallende Blätter verstopfen 
den Seitenablauf aufgrund seiner 
speziellen Bauart nicht so, wie das 
bei Gussabdeckungen von her-
kömmlichen Straßenabläufen bei 
hohem Baumbestand der Fall ist“, 
so Mißlinger.

Willkommen im Club: Vorsitzender Josef Böck (links) und Werk-
leiter Armin Drexl begrüßen die Gemeinde Mittelneufnach und 
ihre Bürgermeisterin Cornelia Thümmel im Zweckverband Stau-
den-Wasserversorgung.  Bild: Walter Kleber

Zweckverband Stauden-Wasserversorgung 

Auch in Mittelneufnach fließt 
künftig Staudenwasser

Antrag auf Vollmitgliedschaft wurde gestellt 

Mittelneufnach/Reichertshofen. Schritt für Schritt übernimmt der 
Zweckverband Stauden-Wasserversorgung bis zum Jahr 2021 die 
bislang noch eigenständige Wasserversorgung der Gemeinde Mit-
telneufnach. Nach der Übernahme der technischen Betriebsfüh-
rung zum 1. Oktober 2018 ist die Vollversorgung mit Staudenwas-
ser für den 1. Januar 2019 geplant. Der Kernort Mittelneufnach 
ist bisher noch ein weißer Fleck auf der Versorgungslandkarte des 
Zweckverbandes. Der Ortsteil Reichertshofen hingegen, der auch 
die Zentrale mit Wasserwerk, Bauhof und Verwaltung beher-
bergt, war vor 50 Jahren als damals noch selbständige Gemeinde 
einer der sieben Gründungsväter des Staudenwasserverbandes.  

Vor die Entscheidung gestellt, 
die eigene, in die Jahre gekom-
mene Wasserversorgungsanla-
ge von Grund auf zu ertüchtigen, 
oder den Anschluss an den Stau-
denwasser-Zweckverband zu su-
chen, entschied sich der Gemein-
derat im Herbst 2017 einstimmig 
dafür, im Reichertshofener Wass-
erwerk einen Antrag auf Vollmit-
gliedschaft zu stellen. Ein Notver-
bund, der bei kurzfristigen Eng-
pässen, Reparaturen oder kleine-
ren Störungen immer wieder in 
Anspruch genommen wird, be-
steht bereits seit 1997. Auch per-
sonelle Unterstützung im Nach-
barort leisteten die Wassermän-
ner aus Reichertshofen bei Bedarf 
schon bisher – auf dem kleinen 

Dienstweg und gegen Kostener-
satz. Jetzt wird die Zusammenar-
beit auf ein neues, zukunftswei-
sendes Fundament gestellt. 

Die Ertüchtigung des Brunnen-
hauses, die Ausstattung mit neu-
er Technik und der Neubau des 
Hochbehälters in Mittelneufnach 
hätte nach der Kostenschätzung 
eines Fachbüros rund 1,3 Milli-
onen Euro verschlungen. In die-
ser Kalkulation ist auch der Ein-
bau einer Aufbereitungsanlage 
enthalten. Deutlich günstiger, so 
Staudenwasser-Werkleiter Armin 
Drexl kürzlich im Gemeinderat, 
komme der Ausbau der Notver-
bundsleitung und der Bau eines 
neuen Übergabeschachtes an der 
Schnittstelle zwischen Reicherts-

hofen und Mittelneufnach. Da-
für müsse „nur“ mit rund 600.000 
Euro kalkuliert werden. Die eige-
nen Brunnen und der Hochbehäl-
ter werden dann still gelegt, Stau-
denwasser wird in das Mittelneuf-
nacher Leitungsnetz eingespeist.

Neben dem finanziellen Aspekt 
gibt es noch ein weiteres Krite-
rium, das die Mittelneufnacher 
Räte dazu bewogen hat, beim 
Zweckverband offiziell einen An-
trag auf Vollmitgliedschaft zu stel-
len: der Bauhof-Mitarbeiter der 
Gemeinde, der auch als Wasser-
wart tätig ist, geht im Herbst in 
den Ruhestand. Eine Nachbeset-
zung einschließlich einer fachli-
chen Qualifizierung des Nachfol-
gers wäre unumgänglich gewor-
den, zumal die Betreuung der Mit-
telneufnacher Wasserversorgung 
vom 2017 gestarteten gemein-
samen Bauhof der Verwaltungs-
gemeinschaft (VG) Stauden aus-
drücklich ausgenommen ist. Diese 
Lücke füllen jetzt nahtlos die Mit-
arbeiter des Staudenwasser-Bau-
hofes.

Hausaufgaben erledigen

Die technische Betriebsfüh-
rung ist bis zum Jahresende 2020 
befristet. Bis zu diesem Zeit-
punkt muss Mittelneufnach sei-
ne „Hausaufgaben“ erledigen und 
das eigenen Wasserleitungsnetz 
ertüchtigen – eine Grundvoraus-
setzung für die beantragte Voll-
mitgliedschaft. Während der Dau-
er der Betriebsführung ist der 
Verband befugt, sich einen kom-
pletten Einblick in die gesamte 
Wasserversorgung zu verschaffen 
und unmittelbar Einfluss auf al-
le erforderlichen Maßnahmen zu 
nehmen.

Die rund 50.000 Kubikmeter 
Trinkwasser, die der Ort Mittel-
neufnach im Jahr an seinen 320 
Abnahmestellen benötigt, kann 
der Zweckverband verkraften. 
Obwohl das genehmigte Förder-

In Markt Schwaben ist der Sei-
tenablauf mit einem INNOLET-Fil-
ter gekoppelt, der für eine An-
schlussfläche von rund 400 qm 
geeignet ist. „So kann belaste-
tes Wasser zum Beispiel erst gar 
nicht in den Teich gelangen“, sagt 
Müller und zeigt dabei auf den 
nur rund 50 m entfernten Teich, 
der in Markt Schwaben regelmä-
ßig als Kulisse für Aufführungen 
genutzt wird. 

kontingent von jährlich 2,55 Milli-
onen Kubikmetern nahezu ausge-
reizt ist, sei laut Armin Drexl noch 
soviel Spielraum vorhanden, um 
Mittelneufnach zu beliefern: „Wir 
stellen fest, dass in den vergange-
nen Jahren im Abnahmeverhalten 
unserer Tarif- und Vertragskun-
den im Verbandsgebiet ein leich-
ter Rückgang zu verzeichnen ist.“ 
Bis zum Jahr 2027 ist dem Zweck-
verband von den Aufsichtsbe-
hörden die jährliche Fördermen-
ge von 2,55 Millionen Kubikme-
tern garantiert. Bereits 2025, so 
Werkleiter Armin Drexl, werde 
mit einer umfangreichen geolo-
gischen Neubeurteilung der ge-
samten Stauden-Wasserversor-
gung begonnen. wkl

„Das patentierte INNOLET-Sys-
tem besteht aus einem Einsatz, ei-
nem Grobfilter und einer mit Sub-
strat gefüllten Filterpatrone “, er-
läutert Mißlinger den Aufbau. Das 
mit Feststoffen angereicherte 
Niederschlagswasser fließt in den 
mit INNOLET ausgerüsteten Stra-
ßenablauf. Das dort dezentral ge-
reinigte Wasser kann dann über 
den unten angebrachten Ablauf in 
den Kanal gelangen. r

Öffentliche Wasserwirtschaft:

Im Spannungsfeld zwischen 
Ökonomisierung und Gemeinwohl? 
Am 10. April findet im Kongress am Park Augsburg eine In-
formations- und Diskussionsveranstaltung statt, die sich mit 
der Frage „Öffentliche Wasserwirtschaft - Im Spannungsfeld 
zwischen Ökonomisierung und Gemeinwohl?“ befasst.

Die Menschheit hat mit der Ressource Süßwasser als Basis der 
Trinkwasserversorgung bereits heute in vielen Regionen der Welt 
ein Knappheitsproblem und erst recht mit qualitativ hochwertigem 
Trinkwasser. So kommen in den letzten Jahrzehnten immer mehr 
Diskussionen auf, wie dieses Knappheitsproblem mit wirtschaftlich 
orientiertem Handeln gelöst werden kann. 

An der Informations- und Diskussionsveranstaltung nehmen teil: 
Dr. Jochen Stemplewski, Präsident der Allianz der öffentlichen Was-
serwirtschaft e.V. (AöW), Dr. Kurt Gribl, Oberbürgermeister der 
Stadt Augsburg, Prof. Dr. Michael Braungart, Leuphana Universität 
Lüneburg und Geschäftsführer der EPEA Internationale Umweltfor-
schung GmbH, Prof. Dr. Beate Jessel, Präsidentin des Bundesamtes 
für Naturschutz, Prof. Dr. Martin Grambow, TU München und Ab-
teilungsleiter Bayerisches Umweltministerium und Dr. Juliane Thi-
met, Stellvertreterin des Geschäftsführenden Präsidialmitglieds 
des Bayerischen Gemeindetags. 
Weitere Informationen und Anmeldung unter: 
Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft e.V., www.aoew.de r

VKU-Statement zu multiresistenten 
Keimen im Wasser

Der Bundestag hat sich kürz-
lich mit einem Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen 
zu multiresistenten Keimen im 
Wasser befasst. Dazu erklärt 
der Verband kommunaler Un-
ternehmen (VKU), der die kom-
munale Wasserwirtschaft ver-
tritt: „Multiresistente Keime fin-
den sich zunehmend in unserer 
Umwelt und damit auch in Ge-
wässern. Ihre Einbringung und 
Ausbreitung erfolgt auf unter-
schiedlichen Wegen. Aus Sicht 
der Fachexperten von Bund und 
Ländern ist ein individuelles ge-
sundheitliches Risiko durch mul-
tiresistente Erreger beim Baden 
in Gewässern nur in seltenen 
Ausnahmefällen denkbar. Um 
die weitere Verbreitung solcher 
Keime einzuschränken, muss bei 
der Anwendung von Antibioti-
ka in der Human- und Tiermedi-
zin angesetzt und die Verschrei-
bungspraxis auf den Prüfstand 
gestellt werden. Zudem sollten 
Abwässer von Krankenhäusern, 
Altenheimen und Arztpraxen se-
pariert behandelt werden. 

Wir stehen bei diesem Prob-
lem und den Lösungswegen am 
Anfang. Kommunale Abwasse-
rentsorger beteiligen sich des-
halb von Beginn an als Partner 

am bundesweiten Forschungs-
projekt „HyReKA“. Das Projekt, 
das seit 2016 existiert, soll nä-
here Erkenntnisse über das Auf-
treten von multiresistenten Kei-
men, über den Weg, wie sie in 
die Umwelt gelangen, (zum Bei-
spiel aus Krankenhäusern, Tier-
haltung) und über die Möglich-
keiten ihrer Beseitigung gewin-
nen. Die Forschungsergebnis-
se fließen ein in die Umsetzung 
der Deutschen Antibiotika-Re-
sistenzstrategie (DART 2020). 
Diese wurde 2015 von der Bun-
desregierung verabschiedet und 
bündelt die erforderlichen Maß-
nahmen, um Antibiotika-Resis-
tenzen zu reduzieren.

Für uns steht fest: Der Schutz 
unserer Gewässer ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. 
Damit Keime möglichst früh-
zeitig reduziert werden, muss 
das Verantwortungsbewusst-
sein bei allen Beteiligten nach-
haltig geschaffen oder gestärkt 
werden: bei den Verantwort-
lichen im Gesundheitssystem, 
Behörden, Medien, Politik und 
auch bei den Verbrauchern. 
Dabei muss die bewährte Re-
gel gelten: Vorsorge ist besser – 
und auch kostengünstiger – als 
Nachsorge.“ r
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Motor der unterfränkischen 
Kulturlandschaft 

Bezirkstag verabschiedet Stiftungs-Haushalt – 8,55 Millionen Euro Fördergelder

Würzburg. (mm) Dass sich mit soliden Anlagestrategien auch in 
schwierigen Zeiten solide Erträge erwirtschaften lassen, hat jetzt 
erneut der Bezirk Unterfranken mit seiner unterfränkischen Kul-
turstiftung bewiesen. Rund 8,55 Millionen Euro sieht der Stif-
tungshaushalt, den der Bezirkstag von Unterfranken einstimmig 
beschlossen hat, für die Förderung von Kultur und Kulturschaf-
fenden vor. Trotz der international anhaltenden Niedrigzinsphase 
seien das 300.000 Euro mehr als im Vorjahr und der sechste An-
stieg in Folge. Wie Bezirks-Kämmerer Rainer Klingert und der Fi-
nanzreferatsleiter Andreas Polst auf der Bezirkstagssitzung weiter 
ausführten, sehe der Kulturhaushalt für das Jahr 2018 ein Volu-
men von fast 9,6 Millionen Euro vor.

Bezirkstagspräsident Erwin 
Dotzel sah in dem umfangreichen 
Zahlenwerk ein „Aushängeschild“ 
und ein „Markenzeichen“ des Be-
zirks. Wie Dotzel gleich zu Beginn 
der Haushaltsdebatte deutlich 
machte, sei die Unterfränkische 
Kulturstiftung ein entscheiden-
des Instrument, „um die kulturel-
le Vielfalt Unterfrankens zu stär-
ken“. Für die Kulturschaffenden 
seien die damit verbundenen För-
dermöglichkeiten „ein großer Se-
gen“. Oberste Maxime sei für den 
Bezirk Unterfranken „sparsames 
Wirtschaften“.

Diese Sorgfalt macht sich nicht 
zuletzt in der Verzinsung des Stif-
tungskapitals bemerkbar. Wäh-
rend laut eines aktuellen Zei-
tungsberichts nur noch zwei Drit-
tel der gemeinnützigen Stiftun-
gen in Deutschland mit einer 
Rendite oberhalb der prognosti-
zierten Jahresinflation von rund 
1,5 Prozent rechnen, erzielte das 
Vermögen der unterfränkischen 
Kulturstiftung zuletzt eine Netto-
verzinsung von 3,57 Prozent. Als 
Werterhaltungsrücklage wird in 
diesem Jahr dem Stiftungsvermö-
gen ein Betrag von 532.000 Euro 
zugeführt.

Zu den Schwerpunkten der be-
zirklichen Kulturförderung zähl-
te Kämmerer Klingert den Mu-
seumsbereich: rund 1,07 Millio-

nen Euro fließen beispielsweise 
in den Zweckverband Fränkisches 
Freilandmuseum Fladungen, 1,41 
Millionen Euro gehen an die Mu-
seen Schloss Aschach, und mit 
641.300 Euro werden die nicht-
staatlichen Museen, Sammlun-
gen und Ausstellungen gefördert. 

Zu den größten Posten im un-
terfränkischen Kulturhaushalt 
zählt mit insgesamt fast 1,3 Mil-
lionen Euro ferner die Denkmal-
pflege. Mit rund 837.700 Euro 
wird die Musikpflege gefördert, 
und über knapp 891.000 Euro 
können sich die Theater freuen. 
Für ihr erfolgreiches Finanzma-
nagement ernteten Klingert und 
Polst, die beide federführend die 
Anlage des Stiftungskapitals ver-
antworten, Lob von allen Seiten.

CSU-Fraktionsvorsitzender Dr. 
Peter Motsch ging in seiner Haus-
haltsrede außerdem auf die Mu-
seumsförderung ein. In diesem 
Zusammenhang lobte er die wei-
tere Entwicklung des Museums-
quartiers in Aschaffenburg, das 
der Bezirk mit großer finanziel-
ler Förderung seit etlichen Jah-
ren begleite, sowie das Muse-
um Georg Schäfer in Schwein-
furt, das Rhönmuseum in Fladun-
gen, das der Bezirk mit insgesamt 
600.000 Euro fördern werde, so-
wie die Museen in der oberen Sa-
line in Bad Kissingen und die Be-

zirksmuseen in Schloss Aschach.
SPD-Fraktionsvorsitzende Ma-

rion Schäfer-Blake ging insbeson-
dere auf die Werterhaltung des 
Grundstockvermögens ein. Die 
seit dem Jahr 2010 aufgebaute 
Werterhaltungsrücklage werde in 
diesem Jahr einen Stand von 4,4 
Millionen Euro erreichen. Zudem 
habe man durch eine Sonder-
rücklage im Jahr 2015 eine Stabi-
lisierung der Zinserträge geschaf-
fen. Dies gebe größere Sicherheit, 
Kunst und Kultur dauerhaft zu 
fördern. Die allgemeine Rücklage 
zeige aber auch, „wie solide hier 
gewirtschaftet wird“, lobte sie die 
Bezirksverwaltung.

Erfolgreiches Management

Auch die Fraktionsvorsitzen-
de der Freien Wähler, Tamara Bi-
schof, hob hervor, „dass sich die 
Anlagestrategie“ bewährt ha-
be. „Vieles würde heute nicht ge-
hen, und vieles wäre in Zukunft 
nicht möglich“ ohne das erfolg-
reiche Finanzmanagement der 
Kulturstiftung. Wichtig sei aus ih-
rer Sicht zudem, dass auch künftig 
neue Projekte angeschoben wer-
den könnten, denn Kultur müs-
se vielfältig sein und auf gesell-
schaftliche Veränderungen re-
agieren. „Die Unterfränkische 
Kulturstiftung ist ein maßgebli-
cher Pfeiler der Kultur in Unter-
franken“, sagte sie.

Barbara Imhof, Fraktionsvor-
sitzende von Bündnis 90/Die 

Grünen, erinnerte in ihrer Haus-
haltsrede an das im Jahr 2016 be-
schlossene Eckpunktepapier, das 
„sich inzwischen zu einem rich-
tigen Reformpapier zur strategi-
schen Neuausrichtung der Kul-
turstiftung gemausert“ habe. Als 
Beispiele dieser neuen Maßnah-
men nannte sie die neuen Schwer-
punkte der Museumspädagogik, 
„die unsere Museen aus den an-
gestaubten Ecken herausholen“, 
oder „inklusive Impulse, die Kunst 
und Kultur für Menschen mit Be-
hinderung erlebbar machen“.

Adelheid Zimmermann (FDP) zi-
tierte zu Beginn ihrer Haushalts-
rede das Handelsblatt, das vor ein 
paar Jahren einen Bericht über 
den Boom bei Flusskreuzfahrten 
mit dem Titel „Würzburg ist das 
neue Venedig“ überschrieben 
hatte. Sie sah darin ein Indiz da-
für, dass die Kulturförderung des 
Bezirks immer auch ein bisschen 
unterfränkisches Flair fördere. In 
diesem Zusammenhang vermiss-
te sie eine „europäische Vernet-
zung“ der unterfränkischen Kul-
turarbeit. „Wenn es gut läuft in 
Europa, dann läuft es auch gut bei 
uns“, stellte sie fest.

Angelika Strobel (Die Linke) 
hielt es für „dringend notwendig“ 
über künftige Aufgaben der Kul-
turförderung zu diskutieren. „Wie 
wird sich die Kulturlandschaft ver-
ändern, wenn das niedrige Zinsni-
veau weiter anhält?“, gab sie zu 
bedenken. Als eine „beachtliche 
Leistung“ bezeichnete sie die er-
folgreiche Anlage des Stiftungs-
vermögens. Damit sei man so-
wohl bei den Maßnahmen als 
auch in finanzieller Hinsicht auf 
dem richtigen Weg, nämlich den 
Menschen in Unterfranken Kunst 
und Kultur zugänglich zu machen, 
erklärte Strobel. r

Landkreis Donau-Ries:

Haushalt 2018 Ries  
ist auf gutem Weg

Der diesjährige Haushalt des Landkreises Donau-Ries steht, wie 
Landrat Stefan Rößle betont, ganz im Zeichen der konstruktiven 
Diskussionen im Vorfeld der Verabschiedung des Rekordetats von 
fast 150 Mio. Euro. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies eine 
Steigerung von rund 11 Mio. Euro. 

Aufgrund des 2017 beschlos-
senen Kreisumlagensenkungs-
konzepts, das die Städte und Ge-
meinden bis zum Jahr 2020 in ei-
ner Größenordnung von rund 10 
Mio. Euro  entlasten wird, ha-
ben die diesjährigen Haushalts-
beratungen erstmals einen an-
deren Schwerpunkt. Die Kreis- 
umlagendiskussion ist heuer nicht 
- wie in der Vergangenheit - das 
zentrale Thema. Wurde bereits 
im Jahr 2017 die Kreisumlage um 
1 Punkt von 48,5 auf 47,5 % ge-
senkt, soll 2018 eine weitere Sen-
kung um 0,5 % erfolgen. Dies hat 
der Kreistag bereits im letzten 
Jahr so beschlossen. 

Durch die vorhandene Steige-
rung der Umlagekraft erhält der 
Landkreis trotzdem rund 7,5 Mio. 
Euro mehr Kreisumlage von den 
Kommunen. Diese Mittel werden 
aber auch benötigt, da eine Stei-
gerung der Bezirksumlage von 
fast 4 Mio. Euro. gegenüber dem 
Vorjahr vorliegt und wesentli-
che Erhöhungen bei den Ausga-
benpositionen im Bereich der 
Personalkosten mit einer Steige-
rung um 1,9 Mio. Euro und der 
Jugendhilfekosten mit einer Stei-
gerung von 1,5 Mio. Euro gegen-
über dem Vorjahr anfallen. Hin-
zu kommen unter anderem noch 
Mehrausgaben für die Kranken-
hausumlage von über 740.000 
Euro und Mindereinnahmen von 
rund 400.000 Euro aufgrund ver-
ringerter Schlüsselzuweisungen. 

Hohe Investitionen im Bereich 
der Schulbaumaßnahmen 

Der diesjährige Investitions-
schwerpunkt liegt wiederum 
im Hochbaubereich und damit 
bei den Landkreisschulen. An-
gesichts der begonnenen bzw. 
anstehenden Großmaßnahmen 
ist dies verständlich. Nach dem 
derzeitigen Stand der Haus-
haltsberatungen sind für das 
Jahr 2018 rund 12 Mio. Euro für 
die bereits laufenden General-
sanierungen am THG in Nörd-
lingen und an der Realschule in 
Wemding sowie für den bevor-
stehenden Baubeginn am Schul-
zentrum in Rain eingeplant. Für 
die geplanten Kreisstraßenbau-
maßnahmen sind nach derzei-
tigem Haushaltsentwurf über 5 
Mio. Euro veranschlagt. 

Erleichterte Bewältigung 
der Zukunftsaufgaben

All diese erwähnten Investi-
tionen und Ausgaben kann der 
Landkreis auch dadurch schul-
tern, weil seit der Rückzahlung 
der letzten Schuldenrate im 
Oktober 2017 keine Ausgaben 
mehr für Zins und Tilgung an-
fallen. Landrat Stefan Rößle legt 
daher sehr großen Wert darauf, 
die Schuldenfreiheit des Land-
kreises auch in Zukunft zu erhal-
ten. Er ist überzeugt, dass die 
zugegeben hohen Anforderun-
gen auch in den kommenden 
Jahren ohne Kreditaufnahmen 
gemeistert werden können.

Anträge aus den Fraktionen

Landrat Stefan Rößle freut 
sich, dass der Schwerpunkt der 
Haushaltsberatungen für das 
Jahr 2018 bei den zahlreich ein-
gegangen Anträgen der Frak-
tionen liegt. Aus den Reihen 
der Fraktionen kamen wertvol-
le Anregungen, die im bisheri-
gen Verlauf der Haushaltsbe-
ratungen sehr konstruktiv dis-
kutiert wurden. „Dafür haben 
wir jetzt mehr Zeit, da diesmal 
nicht das Kreisumlagenthema 

im Vordergrund steht“, so Land-
rat Stefan Rößle. Beispielsweise 
hat die Frauen/ÖDP/FW-Fraktion 
beantragt, eine Blühflächenver-
mittlungsstelle einzurichten und  
den kontinuierlichen Ausbau der 
Photovoltaikanlagen auf kreis-
eigenen Dachflächen angeregt. 
Die CSU/AL/JB-Fraktion bean-
tragt die Einrichtung einer zent-
ralen Infostelle im Landkreis zur 
Auskunft über Kurzzeitpflegeplät-
ze und Pflegemöglichkeiten. Die 
SPD-Fraktion setzt sich für die 
möglichst zügige Umsetzung der 
Schulbaumaßnahmen und den 
Bau eines Schülerwohnheims für 
Berufsschüler ein. Von Seiten der 
Grün-Sozialen Fraktion wird die 
Erstellung eines Radwegekonzepts 
für den Landkreis angeregt.

Landrat Rößle steht diesen 
Anregungen offen und aufge-
schlossen gegenüber. Er geht 
davon aus, dass eine Reihe die-
ser Anträge in den abschließen-
den Beratungen die mehrheitli-
che Zustimmung finden werden 
und der Landkreis so auch rich-
tungsweisende Zukunftsthemen 
rechtzeitig anpacken kann. r

Verleihung des Heimatpreises Oberpfalz:

Um Lebensart 
verdient gemacht 

Die Burgspiele Parsberg, D´Altbairischen Weiden e.V., die Freu-
denberger Bauernbühne, Toni Lauerer, Spitzenklöppeln im Ober-
pfälzer Wald und der Wild- und Freizeitpark Höllohe sind die stol-
zen Gewinner des Heimatpreises Oberpfalz, der von Finanz- und 
Heimatstaatssekretär Albert Füracker in Amberg verliehen wur-
de. Die Preisträger, so Füracker, setzten sich mit Verantwortungs-
bewusstsein, Leidenschaft und Kreativität für den Erhalt der 
Traditionen ein und sorgten dafür, dass diese zukünftigen Gene-
rationen weitergegeben werden.

Beispiel Burgspiele Parsberg: 
Die Burg Parsberg ist nicht nur 
Wahrzeichen und Blickfang der 
Stadt, sondern auch Heimat der 
Burgspiele als ganz besonderes 
Kulturhighlight. 2017 gingen be-
reits die 35. Burgspiele Parsberg 
mit „Der Räuber Hotzenplotz“ 
und „Magdalena“ über die Büh-
ne. Die Parsberger Burgspieltra-
dition ist eine große Gemein-
schaftsleistung mit großartigem 
ehrenamtlichen Engagement. 

Die Vereinsmitglieder der Alt-
bairischen Weiden setzen sich 
seit der Gründung im Jahr 1920 
leidenschaftlich und mit viel Ide-
alismus für die Oberpfälzer Bau-
erntracht ein. Der D’Altbairi-
schen Weiden e.V. ist ein Pa-
radebeispiel für vorbildlichen 
Einsatz zur Bewahrung der hei-
matlichen Kultur.. Mit lebendi-
gem Vereinsleben und vielfälti-
gen Veranstaltungen pflegt der 
Verein Tracht, Tanz und Musik. 
Durch eine vorbildliche Jugend-
arbeit vermitteln Vereinsmit-
glieder Oberpfälzer Brauchtum 
auch an die junge Generation 
weiter. 

Eine Institution im Oberpfäl-
zer Kulturleben ist die Freuden-
berger Bauernbühne. Die unge-
brochene Popularität des Bau-
erntheaters zeigt, dass Themen 
des traditionellen bäuerlichen 

Lebens auch heute noch aktu-
ell sind und die Menschen be-
rühren. 

Spitzenklöppeln ist ein iden-
titätsstiftendes Kunsthandwerk, 
das im Oberpfälzer Wald von 
Generation zu Generation wei-
tergegeben wird. Daher ist das 
Spitzenklöppeln auch in das 
Bundesverzeichnis und das bay-
erische Landesverzeichnis des 
immateriellen Kulturerbes auf-
genommen worden. Den Hei-
matpreis Oberpfalz erhielten 
stellvertretend die Bürgermeis-
ter der Gemeinden Schönsee, 
Stadlern und Tiefenbach, in de-
nen diese einzigartige Kunst bis 
heute ihre Heimat hat. 

Feinsinniger Beobachter

Toni Lauerer, seit rund 30 Jah-
ren Standesbeamter in Furth im 
Wald, ist ein herausragender 
Vertreter des Oberpfälzer Hu-
mors, ein feinsinniger Beobach-
ter der Menschen und ihres All-
tags. Mit dem Heimatpreis wur-
de einer der besten und erfolg-
reichsten Kabarettisten Bayerns 
für seine wunderbar launigen 
Geschichten in der Oberpfälzer 
Mundart geehrt. 

Mit jahrzehntelangem Einsatz 
haben die Mitglieder des För-
dervereins Wild- und Freizeit-

Tourismusverband Franken:

Rekordergebnis zum  
fünften Mal in Folge

Mit hervorragenden Zahlen wartete der Vorsitzende des Touris-
musverbandes Franken, Innenminister Joachim Herrmann, MdL, 
beim Jahrespressegespräch in Nürnberg auf. „Zum fünften Mal 
in Folge haben wir unser Rekordergebnis übertroffen. Auch die 
kommenden Jahreshöhepunkte und der gute Start in die Saison 
2018 verleihen dem fränkischen Tourismus weiterhin Aufwind“, 
betonte Herrmann. 

Insgesamt besuchten über 9,1 
Millionen Menschen Franken, 
was einem Anstieg von 2,2 Pro-
zent im Vergleich zum Jahr 2016 
entspricht. Dabei verbuchte Mit-
telfranken mit einem Plus von 3,2 
Prozent Gästen das größte Wachs-
tum, gefolgt von Unterfranken (+ 
2,1 Prozent) und Oberfranken (+ 
0,6 Prozent). Die Gäste verbrach-
ten 20.476.726 Nächte in fränki-
schen Hotels und Gasthöfen sowie 
auf Campingplätzen. Dies ist ein 
Anstieg von rund 1,5 Prozent. Im 
Zehnjahresvergleich kamen knapp 
30 Prozent mehr Gäste nach Fran-
ken. Die Zahl der Übernachtungen 
wuchs im gleichen Zeitraum um 
knapp 20 Prozent. 

Überproportional hohe Zuwäch-

park Höllohe eine Naturoase ge-
schaffen, in der sich jeder wohl-
fühlen kann und willkommen ist. 
Bei freiem Eintritt zieht der Wild- 
und Freizeitpark Höllohe bei Teu-
blitz im Landkreis Schwandorf 
mit wilden Tieren und sanfter 
Natur seine großen und kleinen 
Besucher in den Bann. 

Im Rahmen einer kurzweiligen 
Talkrunde betonte Ambergs OB 
Michael Cerny, dass Siemens als 
größter Arbeitgeber seiner Hei-
matstadt zwar ein Weltkonzern 
sei, gleichzeitig die Fabrik aber 
im Kern von Oberpfälzern ge-
formt wurde. „Wir müssen nur 
darauf achten, den Braindrain 
nach München zu stoppen“, stell-
te Cerny fest. Franz Löffler, Cha-
mer Landrat und Bezirkstagsprä-
sident oblag es schließlich, darü-
ber aufzuklären, dass es die Lan-
deshauptstadt München in ihrer 
heutigen Form ohne die Ober-
pfälzer nicht gäbe. DK

se bei den Übernachtungen ver-
zeichnete das Fränkische Seen-
land mit 7,5 Prozent. In absolu-
ten Zahlen sind die Städteregion 
Nürnberg (+ 1,7 %), die Rhön (- 0,6 
%) und das Fränkische Weinland 
(+ 3,6 %) die Spitzenreiter. Auch 
der Städtetourismus hat sich er-
neut als Zugpferd erwiesen. Ne-
ben den sehr guten Ergebnissen in 
Würzburg, Bamberg, Rothenburg 
ob der Tauber, Erlangen und Bay-
reuth nannte der Verbandsvorsit-
zende vor allem die hervorragen-
den Zahlen der Stadt Nürnberg, 
die mit rund 3,3 Millionen Über-
nachtungen den Spitzenplatz un-
ter den Städten belegt. 

Die fränkischen Heilbäder und 
Kurorte wiederum warteten mit 
einem Plus von 1,9 Prozent bei 
den Ankünften und einem Plus 
von 0,9 Prozent bei den Übernach-
tungen auf. Herrmann hob in die-
sem Zusammenhang die Entwick-
lung in Bad Alexandersbad (Er- 
öffnung des neuen „Alexbades“ 
und in Weißenstadt (Eröffnung  
des Gesundheitsresorts „Sieben-
quell“) mit Zuwächsen bei den 
Übernachtungen von 26,1 Prozent 
bzw. 55,6 Prozent hervor. Ähnlich 
positive Effekte erwartet der Mi-
nister von der laufenden Erweite-
rung der Therme Bad Steben, der 
Modernisierung der Altmühlther-
me in Treuchtlingen sowie von 
geplanten Investitionen im Gast-
betriebe wie beispielsweise in 
Volkach und Bayreuth.

Als Höhepunkte für das Jahr 
2018 nannte Herrmann u. a. die 
Bayerische Landesgartenschau 
in Würzburg, die Ernennung der 
Bamberger Altstadt zum UNES-
CO-Welterbe vor 25 Jahren und 
die Erhebung Fürths zur „Stadt ers-
ter Klasse“ vor 200 Jahren. DK
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„Ah, der Frühling ist da, 
auch wenn wir noch am Wo-
chenende wie die Schneider 
gefroren haben. Aber die Vö-
gel begrüßen einen in der 
Früh und die Pflanzen erwa-
chen – herrlich. Dazu werden 
am Sonntag noch die Uhren 
umgestellt und alle Palmesel 
haben eine gute Ausrede!“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, kam gut gelaunt und be-
schwingt ins Rathaus. 

Es zeigt seinen unerschüt-
terlichen Humor, dass er der 
Zeitumstellung von Winter- 
auf Sommerzeit am Palm-
sonntag eine gute Seite abgewinnen kann. In 
seiner Familie ist es Brauch, dasjenige Famili-
enmitglied, das am letzten Fastensonntag als 
letztes aus dem Bett gekrochen kommt, mit 
der wenig schmeichelhaften Anrede Palmesel 
zu begrüßen und ihm auch durch mehrfaches 

Wiederholen den Tag über immer wieder an 
seinen Ehrentitel zu erinnern. Die Sitte dürf-
te in den Tagen entstanden sein, als der Höhe-
punkt der Palmsonntagsprozession noch der 
Ritt des Pfarrers auf einem richtigen Esel war. 
Nachdem die Tiere ja bekanntlich echt stör-
risch und eigenwillig sein können, wurde der 
Festablauf von den Viechern wohl öfters arg 
gestört und verzögert. Diese Unbill wird nun 
auf ein armes Menschenkind projiziert, das 
durch die notwendige sonntägliche Kompen-
sation eines Schlafdefizits den Beginn des Ta-
geslaufs verzögert. Ich verrate nicht zu viel, 
wenn ich sage, dass der Palmesel natürlich 
in der Regel er selber ist, der sich an Tagen 
ohne dienstliche Verpflichtungen gerne eine 
Mütze voll Schlaf extra verschreibt.

Deshalb gönne ich ihm auch von Herzen den 
Trumpf in der innerfamiliären Neckerei, dass 
man an einem Tag mit Zeitumstellung unmög-
lich pünktlich oder gar früh aus den Federn 
kommen könne. Schließlich ist das das einzig 
Positive an der jährlich wiederkehrenden Ner-
verei rund um die Sommerzeit. 

Mir jedenfalls fällt es unendlich schwer, 
mich jeweils zweimal im Jahr an einen neuen 
Rhythmus zu gewöhnen. Ich weiß, es gibt vie-
le, die sagen, das Hin oder Her um eine Stun-
de sei Peanuts und liege im ganz normalen 
Korridor des Biorhythmus. OK, liebe Schlau-
berger, aber ich bin kein Typ für Korridore, ich 
halte an meinen Zeiten eisern fest.

Das mit der Zeit wird ja 
überall anders gelöst. Wir 
in Europa bleiben stur beim 
Pingpongspiel der Zeiten und 
bilden uns tapfer ein, damit 
etwas für die Umwelt zu tun, 
indem der Energieverbrauch 
jahreszeitlich optimiert wird. 
Ein Gedanke aus Kriegs- und 
Notzeiten, der in den Tagen 
der Energiekrise im vergan-
genen Jahrhundert fröhliche 
Urständ feierte. Den Beweis 
der Wirksamkeit blieb man, 
soweit ich weiß, schuldig.

Andere Länder wie Russ-
land haben die Zeitumstel-

lung aufgegeben. Nach einem Intermezzo, in 
dem ein paar Jahre das ganze Jahr über Som-
merzeit herrschte, also die offizielle Zeit eine 
Stunde der für die Zeitzone optimalen Zeit vo-
raus war, ist man wieder zur Normalzeit zu-
rückgekehrt. Man hat auch wieder elf Zeitzo-
nen in dem riesigen Land eingeführt, um den 
Menschen einen möglichst dem natürlichen 
Lauf von Helligkeit und Dunkelheit angepass-
ten Lebensrhythmus zu ermöglichen. Andere 
Länder sind da ganz anders drauf. China rich-
tet die Uhren im ganzen Riesenreich nach der 
Zeit in Peking, obwohl es mindestens fünf Zeit-
zonen umfasst. Indien verordnet sich auch ei-
ne Einheitszeit, wobei es durch die Abwei-
chung von 5 ½ Stunden von der Standardzeit 
einen gewissen Ausgleich zwischen den west-
lichen und östlichen Landesteilen schafft.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist fasziniert 
von diesen Betrachtungen zur Zeit. Eine rein 
definierte Größe, die den natürlichen Wech-
sel von Nacht und Tag, Hell und Dunkel in ein 
messbares System bringt und uns dann unter 
ihr Joch zwingt mit Terminen, Ankunftszeiten, 
Fristen und was nicht noch alles uns moderne 
Menschen auf Trab hält. 

Das einfache Aufstehen bei Anbruch des 
Tages und Zubettgehen bei Dunkelheit ist 
uns allenfalls an freien Tagen gegeben. Das 
nehme ich mir für meinen nächsten Urlaub 
übrigens vor: Eine Woche ohne Uhr. Ob ich 
das schaffe? Allein die Uhrfunktion auf dem 
Smartphone wird es konterkarieren. Ich 
werde es ja trotzdem nützen, schon um ei-
nen Tweet für den Bürgermeister abzuset-
zen. Etwa den Spruch von Erich Kästner: 
„Bedenke das fünfte Gebot und schlage die 
Zeit nicht tot.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Betrachtungen 
zur Zeit 

Bürgermeisterwahlen 
in Bayern

Bei der Bürgermeisterwahl 
in Baiersdorf (Landkreis Erlan-
gen-Höchstadt) ist Rathauschef 
Andreas Galster von der CSU mit 
57,6 % der Stimmen im Amt be-
stätigt worden. Die 22-jährige 
Gegenkandidatin Sophie Ries von 
der SPD kam auf 42,4 Prozent. 
Die Wahlbeteiligung lag bei 53,3 
Prozent.

Gmund am Tegernsee

Neuer Rathauschef von Gmund 
am Tegernsee ist Alfons Besel 
von den Freien Wählern. Er er-
zielte bei der Stichwahl 53,3 Pro-
zent der Stimmen. Für seinen Ge-
genkandidaten Franz von Prey-
sing (CSU) votierten 46,7 Prozent. 
Wahlbeteiligung: 61,8 Prozent. 
Besel wird das Amt als Nachfol-
ger von Georg von Preysing (CSU) 
antreten, der nach 18 Jahren an 
der Rathausspitze nicht mehr an-
trat. Dafür hatte die CSU dessen 
Sohn ins Rennen geschickt.

Untergriesbach

Bei der Bürgermeisterwahl 
in Untergriesbach (Landkreis 
Passau) ist das seit zwölf Jah-
ren amtierende Gemeindeober-
haupt Hermann Duschl von  
der Christlichen Wählergemein-
schaft/CWG mit 64,8 Prozent 
der Stimmen im Amt bestätigt 
worden. Sein Kontrahent Mat-
thias Pöppel von der SPD erhielt 
35,2 Prozent. Die Wahlbetei- 

ligung erreichte 71,5 Prozent.
Denkbar knapp, nämlich mit 

nur vier Stimmen Vorsprung, 
hat CSU-Herausforderer Sieg-
fried Lobmeier die Bürgermeis-
terwahl im niederbayerischen 
Künzing gewonnen. Er löst da-
mit nach 18 Jahren SPD-Amt-
sinhaber Bernhard Feuerecker 
ab. Lobmeier vereinte 50,1 Pro-
zent der Stimmen auf sich, Feu-
erecker 49,9 Prozent. Die Wahl-
beteiligung in der gut 3.000 Ein-
wohner zählenden Gemeinde 
lag bei 67 Prozent. DK

Bei der Graduation Ceremony in der Residenz: Die ersten Frauen haben erfolgreich die Motherschools 
besucht. Bild:  Karl Heinz Koch

Modellprojekt „MotherSchools“ 
entwickelt gemeinsam Strategien 

Extremismus vorbeugen: Mütter und Kinder stärken 

Positive Erfahrungen im eigenen Umfeld von klein an, Erfolgser-
lebnisse haben und die damit verbundene Einsicht, selbst Einfluss 
auf die Geschicke des eigenen Lebens nehmen zu können. För-
dern Eltern diese Kompetenzen ihrer Kinder, erziehen sie sie em-
pathisch und haben eine gesunde Beziehung zu ihnen. So kön-
nen sie sicher sein, selbstbewusste Kinder groß zu ziehen. Denn 
Selbstbewusstsein schützt vor vielen Gefahren, beispielsweise 
vor Radikalisierung. Gerade Mütter haben eine wichtige Rolle in 
der Erziehung ihrer Kinder. Das Modellprojekt „MotherSchools“ 
setzt hier an. 

In Zusammenarbeit mit dem 
Bayerischen Staatsministeri-
um für Arbeit und Soziales, Fa-
milie und Integration und der 
NGO „Frauen ohne Grenzen“ in 
Wien werden in den Pilotstäd-
ten Aschaffenburg, Erlenbach, 
Schweinfurt und Würzburg seit 
Mai 2017 Mütter im Rahmen 
einer ganzheitlichen Präventi-
onsarbeit dazu befähigt, mögli-
che Gefährdungen ihrer Kinder 
zu erkennen und eine Hinwen-
dung zu Gewaltbereitschaft zu 
verhindern. 

„MotherSchools“ richtet sich 
an Mütter von Kindern und Ju-
gendlichen im Alter von ca. 
12 bis 22 Jahren mit und ohne 
Migrationshintergrund aus pa- 
triarchalen Milieus. Das Modell-
projekt wird in Würzburg weiter-

geführt. Denn, so Projektleite-
rin Heike Mix: „Radikalisierung 
kann jederzeit entstehen.“ Die 
Grundlage für die Arbeit mit 
den Müttern ist, ihre Sorgen 
ernst zu nehmen, sie in ihrer 
Erziehungskompetenz zu stär-
ken und strukturell und emo- 
tional zu unterstützen. Dazu 
wird den Müttern das Know-
how vermittelt, Radikalisie-
rungstendenzen ihrer Kinder 
möglichst früh zu erkennen 
und das Tabuthema Extremis-
mus in der Familie anzuspre-
chen.

Vor Ideologien schützen

„MotherSchools“ ermöglicht 
den Aufbau gemeinsamer Stra-
tegien, um radikalen Einflüssen 

entgegen zu wirken“, berichtet 
die Diplom-Sozialpädagogin. Da-
zu werden Selbstsicherheit und 
Vertrauen schon bei den Müt-
tern aufgebaut, damit sie auch 
ihre Kinder zu eigener Selbstsi-
cherheit erziehen können. Die 
Mütter erlernen Handlungsstra-
tegien, um die Jugendlichen in 
der Phase des Erwachsenwer-
dens vor extremistischen Ideo-
logien zu schützen. 

Zehn Workshop-Sitzungen

Am Ende der zehn Work-
shop-Sitzungen steht eine Gra-
duation Ceremony mit einer 
Zertifikatsübergabe. Diese fand 
bereits im Dezember in der 
Würzburger Residenz mit Land-
tagspräsidentin Barbara Stamm 
und Staatsministerin Emilia Mül-
ler statt. Die erste Gruppe trifft 
sich weiterhin einmal im Mo-
nat. Bei jedem Treffen wird ein 
Themenschwerpunkt erarbeitet, 
beispielsweise die Frage: „Wie 
entwickeln sich Kinder und wie 
verlaufen ihre Entwicklungsstu-
fen?“.

Zwei weitere neue Gruppen 
sollen in Würzburg entstehen. 
Die Kontakte zu den Müttern 
werden durch Kooperationen 
mit Sozialpädagoginnen aufge-
baut, beispielsweise über die Ju-
gendsozialarbeit an Schulen, Er-
ziehungsberatungsstellen, Quar-
tiersmanagement. Die Auswahl 
der Trainerinnen erfolgt in Zu-
sammenarbeit mit „Frauen ohne 
Grenzen“. 

Nach dem Ende des zweiten 
Durchlaufs der „MotherSchools“ 
haben die Projektleiterinnen 
Strukturen zur nachhaltigen Um-
setzung  der „MotherSchools“ ge- 
schaffen und können Kommu-
nen, die Interesse an der Durch-
führung haben, beratend zur 
Seite stehen. Das Projekt ist auf 
weitere zwölf Monate ange-
legt. r

Trauer um Hindelanger 
Bürgermeister Adalbert Martin

Im Alter von 58 Jahren ist der Rathauschef von Bad Hinde-
lang, Adalbert Martin, nach schwerer Krankheit verstorben. 
Martin war seit dem 1. Mai 2008 Erster Bürgermeister des 
Marktes. In diesen fast zehn Jahren hat er laut Zweiter Bür-
germeisterin Editha Kuisle deutliche Akzente gesetzt, Bad 
Hindelang zukunftsfähig zu halten.

Bürgermeister Martin, so seine Stellvertreterin, zeichnete ei-
ne große Fachlichkeit aus. Gepaart mit Tatkraft und Durchset-
zungswillen habe er viele Projekte nicht nur angestoßen, son-
dern diese konsequent weiterverfolgt bis zu deren Verwirkli-
chung. Sein unermüdlicher Einsatz für das Gemeinwohl ha-
be Spuren in Bad Hindelang hinterlassen, „die uns mit großer 
Dankbarkeit erfüllen“, so Kuisle.

2007 hatte der CSU-Ortsverband den parteilosen Adalbert 
Martin ins Rennen um die Bürgermeisterwahl in Bad Hindelang 
geschickt, ein Jahr später trat er sein Amt als Nachfolger von 
Roman Haug an. Noch zwei weitere Jahre hätte er als Bürger-
meister die Geschicke der Oberallgäuer Marktgemeinde leiten 
sollen. Nun müssen Neuwahlen nach der bayerischen Gemein-
deordnung innerhalb von drei Monaten erfolgen. r

Erlangen ist Mitglied des Bio-Städte-Netzwerks
Gesunde und nachhaltige Ernährung sind ein Anliegen für vie-
le Bürgerinnen und Bürger. Um diesem Bedürfnis besser gerecht 
zu werden, hat sich die Stadt jetzt dem deutschlandweiten Netz-
werk der Bio-Städte angeschlossen. Die Stadt verpflichtet sich da-
mit, in ihrem Einflussbereich das Angebot an biologisch erzeug-
ten Lebensmitteln und Speisen auszuweiten. OB Florian Janik und 
Umweltbürgermeisterin Susanne Lender-Cassens haben jetzt die 
Beitrittsurkunde von Peter Pluschke, Umweltreferent der Stadt 
Nürnberg und Sprecher des Netzwerks, entgegengenommen.

„Kommunen sind wichtige Auf-
traggeber. Unser Anliegen ist es, 
den Bio-Anteil in der öffentlichen 
Beschaffung stetig zu steigern. Sie 
können zudem regionale Bio-Be-
triebe vernetzen und mit ihnen 
zusammen den Markt Großstadt 
erschließen“, erläutert Plusch-
ke die Ziele des Netzwerks. Der 
ökologische Landbau schone Bö-
den, sorge für weniger belaste-
tes Abwasser, fördere die Arten-
vielfalt und sei ein Beitrag zum Kli-
maschutz, so der Nürnberger Um-
weltreferent.

Die Stadt Erlangen verpflichtet 
sich als Mitglied des Netzwerks, 
bei städtischen Veranstaltun-
gen verstärkt auf den Einsatz von 
Bio-Produkten zu achten. Verbrau-
cher sollen davon beispielsweise 
auf den Märkten in der Stadt pro-
fitieren. „In diesen Bereichen sind 
wir schon ein gutes Stück voran-
gekommen, aber wir wollen noch 
mehr“, so Lender-Cassens. Als 
nächsten Schritt geht die Stadt die 
Verpflegung in städtischen Kinder-
tagesstätten an, wo das Bio-Ange-
bot schrittweise ausgeweitet wird. 
Mittelfristig sollen auch die städti-
schen Schulen einbezogen werden. 

„Wir wollen als Stadt zeigen, dass 
man biologisches und regionales 

Essen zu fairen Preisen anbieten 
kann“, sagt OB Janik. 

Angestrebt wird ferner eine en-
gere Kooperation mit Biolandwir-
ten und Biobetrieben sowie eine 
Ausweitung der Aufklärung und 
Bildungsarbeit zum Thema ökolo-
gische Landwirtschaft und Bio-Le-
bensmittel. Dazu gehört auch die 
Beratung von nichtstädtischen Ein-
richtungen, die ihr Bio-Angebot 
ausweiten wollen. r

Günzburger CSU-Stadtratsfraktion 
stellt Antrag auf Jugendförderung
In der jüngsten Kreisausschuss-

sitzung fiel nun endgültig die Ent-
scheidung über die künftigen Hal-
lengebühren für Sportvereine in 
den kreiseigenen Sporthallen. Die 
Jugendstunden wurden auf 4 Euro 
netto erhöht – statt der ursprüng-
lich angedachten 14 Euro. 

„Das ist ein klares Bekenntnis 
für den Jugendsport; auch wir in 
Günzburg sind erleichtert; unser 
ausdrücklicher Dank geht an den 
Kreisausschuss dafür, dass die Er-
höhung im Jugendbereich so mo-
derat ausgefallen ist“, fasst die 
dritte Bürgermeisterin in Günz-
burg Ruth Niemetz das Ergeb-
nis zusammen. Allerdings bedeu-
te das auch, dass es im Stadtge-
biet zweierlei Tarife in der Jugend-
arbeit gebe, da städtische Hallen 
kostenfrei für das Jugendtraining 
seien. Derzeit zahlen die Vereine 
3,10 Euro für das Jugendtraining 
in den Kreishallen.

Der stellvertretende CSU-Orts-
vorsitzende Philipp Rauner be-
richtet aus dem CSU-Ortsvor-
stand, dem etliche Sportver-
eins-Vorstände und Vorsitzende 
angehören, dass die jetzige Situ-
ation als ungerecht für die Ver-
eine empfunden werde. „Um ei-
nen Verteilungskampf bei der Hal-
lenstundenvergabe zwischen den 
Vereinen zu verhindern, sollten 
die Hallen im Stadtgebiet gleich 
viel kosten.“

„Die CSU-Fraktion im Günzbur-
ger Stadtrat fordert deshalb in ei-
nem Antrag, dass die soeben be-
schlossenen Gebühren des Land-
kreises im Jugendbereich bis zu 
einer Höhe von 4 Euro auf An-
trag der örtlichen Vereine von der 
Stadt übernommen werden sol-
len“, so die Fraktionsvorsitzende 
Stephanie Denzler. Damit wäre die 
Gerechtigkeit in der Stadt für alle 
Vereine wiederhergestellt. r



Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I SGZ

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Gebäudedienstleistungen

SchachtAusrüstungen

Abzeichen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Absperrpfosten

Sitzmöbelhersteller

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk GmbH & Co. KG · Daimlerstr. 2 · 35702 Haiger
Telefon:  02773 821256 · Fax: 02773 8212-18
professional@hailo.de · www.hailo-professional.de

Fahnenmaste + Fahnen

Fahnenmaste + Fahnen
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Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

AVASoftware

orca-software.com

Nutzfahrzeuge

www.volkswagen-nutzfahrzeuge.de/kommunen-und-behoerden

Straßenbeleuchtung

transform light to LED

LEDiKIT® Streetlight
Digital LED-Upgrade 
bestehender Straßenleuchten 
mit Verstand und Verantwortung.

T 0861 90992040       www.laternix.de
Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hydraulik Anbaukomponenten

Hydraulische Generatoren, Hochdruckwasserpumpen, Kompresso-
ren, Schweissgeräte, Magnetanlagen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen,
Bohrflüssigkeitspumpen

PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de
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Vorschau auf GZ 7
In unserer Ausgabe Nr. 7, die am 6. April 2018 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
• EDV · IT · Digitalisierung
• Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
• Kommunikationstechnologie · Breitband · Mobilfunk
• Umwelt- und Abfalltechnik
• Kommunalfahrzeuge · Städtereinigung
• Fachliteratur für Kommunalpolitiker  

und Kommunalverwaltungen
• Kommunale Rechtsfragen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Eigenbeilage des Verlags Bayeri-
sche Kommunalpresse GmbH zur IFAT 2018 bei. Wir bitten 
um freundliche Beachtung.  r

Die langjährigen CSU-Mitglieder Erwin Kaspar, Konrad Frank und 
Karl Braun (Mitte von links) bei der Ehrung mit (von links) Staats-
sekretär Bernd Sibler, Bezirksrätin Martina Hammerl, Ministerprä-
sident a.D. Dr. Günther Beckstein, Landtagsabgeordnetem Helmut 
Radlmeier sowie dem Kreisvorsitzenden und Bundestagsabgeord-
neten Florian Oßner. Bild: Willi Kappl

CSU im Landkreis Landshut:

Blick zurück auf mehr als  
70 Jahre erfolgreiche Politik

Edenland. „Die CSU ist die bodenständige und prägende politi-
sche Kraft der Nachkriegszeit im Landkreis Landshut, die nicht 
Klientelinteressen vertritt, sondern auch mal über den eigenen 
Tellerrand blickt, das große Ganze im Blick hat und am Ende auch 
Verantwortung übernimmt, statt diese immer nur auf andere zu 
schieben.“ Das war die zentrale Botschaft des Kreisvorsitzenden 
und Bundestagsabgeordneten Florian Oßner bei der Feier zum 
70. Jubiläum des Kreisverbands mit über 200 Gästen im vollbe-
setzten Saal des Gasthauses Lackermeier in Edenland. 

Der Erfolg der Partei und die 
tiefe Verwurzelung der Christ-
sozialen in der Bevölkerung sei-
en mit dem Engagement her-
ausragender Persönlichkeiten 
verbunden, sagte Oßner. Be-
sonders würdigte er langjähri-
ge Amts- und Mandatsträger 
sowie ehemalige CSU-Bürger-
meister für ihre Verdienste. Au-
ßerdem ehrte er drei Mitglie-
der für 40 und 45 Jahre in der 
Partei.

In seinem Rückblick auf die 
Geschichte der CSU in der Regi-
on ging Oßner auf die Landkreis-
bürger unter den Gründungsvä-
tern des Kreisverbands ein. Zu 
den 25 Gründungsmitgliedern 
der CSU für Stadt und Landkreis 
Landshut, die 1945 in der Gast-
stätte Ainmiller in Landshut aus 
der Taufe gehoben wurde, ge-
hörten Franz Bäumler (Pfarrer 
aus Adlkofen), Josef Giftthaler 
(Schäffler aus Hohenegglkofen), 

Michael Haider (Landwirt aus 
Unterhöfen) und Georg Ober-
loher (Landwirt aus Langen-
vils). „Zusammen mit dem Vor-
sitzenden der Gründungsver-
sammlung, Steuerberater Dr. 
Sebastian Holzner, war die CSU 
im Landkreis schon damals ein 
breiter Querschnitt durch die 
Bevölkerung. Das macht un-
sere Volkspartei auch heute 
noch aus.“

Stärkste Fraktion im Kreistag

Wie gut die junge Partei in 
der Bevölkerung verwurzelt 
war, zeigten die ersten Wahler-
gebnisse. Schon bei der ersten 
Kreistagswahl im April 1946 
erreichte die CSU ein Rekord-
ergebnis von 82,4 Prozent und 
stellte mit Franz Graf von Spreti 
aus Kapfing den Landrat. Auch 
bei der ersten Landtagswahl 
wenige Monate später im De-
zember 1946 fuhr die CSU 60,3 
Prozent ein. „Derartige Ergeb-
nisse wären auch heute noch 
optimal“, bemerkte Oßner mit 
Blick auf die Landtags- und Be-
zirkstagswahlen im Oktober 
ein wenig augenzwinkernd. 
Auch wenn solche Mehrheiten 
in der aktuellen Zeit nicht mehr 
häufig vorkommen, könne die 
CSU stolz auf ihre Geschichte 

in der Region sein: „Wir haben 
von 1946 bis 2014 ununter-
brochen den Landrat gestellt 
und sind bis heute die stärks-
te Fraktion im Kreistag. Die-
sem Vertrauen aus der Bevöl-
kerung wollen wir auch weiter 
gerecht werden und daran flei-
ßig arbeiten.“

Dank an ehemalige  
Amts- und Mandatsträger

Als besondere Stütze dieses 
Erfolgs würdige Oßner den Eh-
ren-Kreisvorsitzenden Josef Seidl. 
Der langjährige Kumhausener 
Gemeinderat führte den Kreis-
verband von 1987 bis 2005, 
war 42 Jahre Kreisrat (1972 bis 
2014), stellvertretender Landrat 
(1991 bis 2008) und Vorsitzen-
der der Bundeswahlkreiskonfe-
renz Landshut-Kelheim.

„Du bist ein großes Vorbild, 
dem ganze Politiker-Generati-
onen und die Partei in der Re-
gion mit Deinem Fleiß sehr viel 
zu verdanken haben“, sagte Oß-
ner. Außerdem stellte er die Ver-
dienste der anwesenden regi-
onalen Parteigrößen Dr. Wolf-
gang Götzer (ehemals Kreis-
vorsitzender Stadt Landshut, 
Stadtrat, Bundestagsabgeord-
neter und Justiziar der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion), Ger-
traud Goderbauer (ehemals 
Zweite Bürgermeisterin von Er-
golding sowie CSU-Kreisvor-
sitzende, Kreis- und Bezirks-
rätin sowie Landtagsabgeordne-
te), „Urgestein“ Manfred Hölz-
lein (ehemals Vorsitzender der 
CSU-Stadtratsfraktion in Lands-

hut, Bezirkstagspräsident und 
langjähriger Präsident des Bay-
erischen Bezirketags), Hans 
Rampf (ehemaliger Landshuter 
Oberbürgermeister), Toni Mai-
erholzner (ehemals Vorsitzen-
der der CSU-Stadtratsfraktion in 
Vilsbiburg, Kreis- und Bezirksrat 
sowie stellvertretender Land-
rat des Alt-Landkreises Vilsbi-
burg) und Josef Neumeier (ehe-
mals Bürgermeister von Essen-
bach und langjähriger Landrat) 
heraus.

Zudem dankte Oßner den an-

wesenden ehemaligen CSU-Bür-
germeistern Helmut Wimmer 
(Bodenkirchen), Josef Ober-
maier (Neufahrn), Josef Hasel-
beck (Niederaichbach), Alfons 
Satzl (Obersüßbach) und Hans 
Tiefenbeck (Wurmsham) für ih-
re Leistungen. Frank Konrad  
(2. Vorsitzender des CSU-Orts-
verbands Geisenhausen) und 
Erwin Kaspar (Reichlkofen) ehr-
te Oßner schließlich für 40 Jahre 
Parteimitgliedschaft, Karl Braun 
(Furth) wurde für 45 Jahre in der 
CSU ausgezeichnet. r
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Vier Monate vor Messebeginn hatte 
die Weltleitmesse für Wasser-, Abwas-
ser-, Abfall- und Rohstoffwirtschaft 
zum IFAT Zukunftsdialog eingeladen. 
Im Zentrum der Podiumsdiskussion am 
23. Januar stand die Frage: „Wetter- 
extreme – sind wir hilflos?“ Zu den 
Teilnehmern zählten Fachexperten 
vom Potsdam-Institut für Klimafolgen-
forschung, Munich Re, Siemens und 
dem Ramboll Studio Dreiseitl.

„Die Themen der IFAT sind nicht nur 
für die Fachbranche relevant. Sie be-
treffen die gesamte Bevölkerung, und 
zwar weltweit“, sagte Messe-Ge-
schäftsführer und IFAT-Chef Stefan 

Rummel bei der Veranstaltung. „Ange-
sichts der drängenden Umwelt- 
herausforderungen unserer Zeit ist es 
heute wichtiger denn je, technologi-
sche Antworten zu finden und 
einzusetzen. Die zunehmenden Wetter- 
extreme sind nur ein Beispiel dafür.“ 

Wie brisant das Thema ist, unterstrich 
Risikoforscher Dr. Eberhard Faust von 
der Munich Re: „Gemessen an globa-
len Wetterkatastrophen war 2017 für 

die Versicherungsbranche das teuerste 
Jahr aller Zeiten. 93 Prozent aller versi-
cherten Schäden hatten einen Wetter- 
bezug – die Gesamtsumme stieg auf 
umgerechnet rund 260 Milliarden Eu-
ro.“ Der renommierte Klimaforscher 
Prof. Stefan Rahmstorf vom Potsdam- 
Institut für Klimafolgenforschung er-
klärte die Hintergründe: „Die globale 
Erwärmung führt dazu, dass die  

IFAT 2018 bietet Lösungen 
für Wetterextreme
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Stürme, Starkregen und Dürren: Wetterextreme sind auch hierzulande angekommen. In Berlin fluteten Wasserströme die 
U-Bahn-Schächte. Die Orkane Kyrill, Axel und jüngst Friederike führten teilweise zum Ausnahmezustand. Wie können sich 
Städte und Kommunen darauf einstellen? Beim IFAT Zukunftsdialog in München diskutierten Klima- und Technologieexper-
ten über langfristige Strategien und Lösungen.

2017 teuerstes Jahr  
aller Zeiten für  
Versicherungsbranche

IFAT Weltleitmesse für  
Wasser-, Abwasser-, Abfall- und 

Rohstoffwirtschaft  
14.–18. Mai 2018 | Messe München

www.ifat.de

Die Experten beim IFAT Zukunftsdialog (v.l.n.r.): Maxine Mawhinney (ehem. BBC News), Prof. Stefan Rahmstorf (PIK), Dr. Eberhard Faust (Munich Re), 
Dr. Markus Lade (Siemens), Gerhard Hauber (Ramboll Studio Dreiseitl), Stefan Rummel (Messe München)  Foto: Alex Schelbert / Messe München 



Luft mehr Feuchtigkeit speichern kann. 
Eine Analyse der weltweiten Wetter- 
daten zeigt, dass seit 1990 die Zahl  
extremer Niederschläge signifikant ge-
stiegen ist – es ist damit zu rechnen, 
dass extreme Regenfälle weiter zuneh-
men. Das haben wir in Deutschland in 
den vergangenen Jahren bereits ge- 
sehen.“ 

Auch die Bürger nehmen diese Extrem- 
ereignisse als Bedrohung wahr. Das 
zeigen die Resultate des „IFAT Environ-
ment Index“, der erstmals vorgestellt 
wurde. Ein Marktforschungsinstitut 
hat 1.049 Bundesbürger repräsentativ 
befragt. Zielsetzung war, die Sensibili-
tät in der Bevölkerung für Umwelt- 
risiken zu erfassen und herauszufin-
den, wie die Bürger zu Lösungsansätzen 
moderner Umwelttechnologie stehen. 

Das Ergebnis: Die Bundesbürger fürch-
ten sich vor extremen Wetterereig- 

nissen und drängen darauf, die kri- 
tischen Folgen mit Umwelt-City-Pro-
jekten einzugrenzen (72 Prozent). Ins- 
besondere um die Trinkwassersicher-
heit machen sich die Deutschen Sorgen 
(77 Prozent), zum Beispiel durch ver-
stärkte Keimbildung bei Hochwasser. 
Gut jeder Zweite fordert die Kommu-
nen auf, smarte Stadtprojekte dringend 
zu forcieren (56 Prozent). Diese verfol-
gen das Ziel, durch eine enge 
Kooperation von Verwaltung, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Bürgern 
definierte Umweltziele effizient zu er-
reichen. Dabei sollten solche Projekte 
auf digitale Technik setzen, fordert 
knapp die Hälfte der Befragten (49 
Prozent). Selbstkritisch sieht sich die 
Mehrheit der Befragten auch mit eige-
nem Bürgerengagement in der Pflicht 
(52 Prozent). Bürger und Kommunen 
seien demzufolge gleichermaßen ge-
fragt.

Wie können sich Städte auf die Folgen 
von Wetterkapriolen künftig einstel-
len? Landschaftsarchitekt Gerhard 
Hauber vom Ramboll Studio Dreiseitl 

riet bei der IFAT-Runde zu holistischen 
Lösungsansätzen. Masterpläne für den 
Städtebau würden es ermöglichen, 
dass das Wasser bei Starkregen schad-
frei durch die Stadt abfließt. So könnten 
Parks und Straßen beispielsweise ge-
zielt überflutet werden. Entscheidend 
dabei sei die Integration von innovati-
ven Technologien – wie die IFAT im Mai 
sie zeige.

Es besteht dringender Handlungsbe-
darf, darin waren sich die Panel- 
Experten einig. Klimaforscher Prof. 
Rahmstorf fasste zusammen: „Mit dem 
Klimawandel umzugehen und die Fol-
gen zu mildern, wird möglicherweise 
teuer werden – es nicht zu tun, wird 
aber in jedem Fall teurer sein.“ 

Technologische Lösungen dafür 
präsentiert die IFAT auf dem  
Messegelände in München. Vom 
14. bis 18. Mai wird sie erneut die 
Plattform für gesellschaftspoliti-
sche Zukunftsthemen sein. 
www.ifat.de 

Kommunen und Bürger  
in der Pflicht

Foto: Alex Schelbert / Messe München

AM 14. MAI HEISST ES WIEDER:  
TORE AUF FÜR DIE WELTLEITMESSE IFAT
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Der Bereich Abfall und Sekundärrohstoffe ist  
im östlichen Part des Messegeländes angesiedelt  

Foto: Christian Hartlmaier / Messe München

Das Branchenevent des Jahres steht bevor: Vom 14. bis 18. Mai 2018 öffnet die IFAT in München ihre Tore für die Teilneh-
mer des Umwelttechnologiesektors. Im Interview spricht Messe-Geschäftsführer Stefan Rummel über die Höhepunkte der 
diesjährigen Weltleitmesse, deren Neuheiten und welches Erfolgsrezept dahinter steckt.

Messe-Geschäftsführer Stefan Rummel:

„2018 erleben wir die größte IFAT in ihrer über 
50-jährigen Geschichte“ 

Herr Rummel, die IFAT ist die weltweit 
führende Fachmesse für Umwelttech-
nologien. Wie wird die diesjährige Ver-
anstaltung den hohen Erwartungen 
gerecht?
Dass die IFAT so erfolgreich ist, liegt an 
ihrer starken Vernetzung mit zahlrei-
chen Verbänden, Multiplikatoren und 
Institutionen. Auf diese Weise stellen 
wir sicher, dass wir mit unseren The-
men immer am Puls der Zeit sind. 
Dieses Netzwerk haben wir weiter aus-
gebaut: 2018 unterstützt uns erstmals der Deutsche Verein 
des Gas- und Wasserfaches (DVGW) als weiterer ideeller 
Träger. So stärken wir den Bereich Trinkwasser und Wasser-
versorgung, sowohl in den Hallen als auch im Rahmen- 
programm. Außerdem bietet die IFAT dieses Jahr noch mehr 
Fläche für die Innovationen unserer Aussteller, um den ho-
hen Erwartungen gerecht zu werden.

Wie groß wird die diesjährige Veranstaltung werden?
Die IFAT wird die erste Veranstaltung im Portfolio der Messe 
München sein, die die beiden neu errichteten Messehallen 

C5 und C6 nutzt. Insgesamt belegt sie 
260.000 Quadratmeter verteilt über 18 
Messehallen und ein Freigelände. Da-
mit Sie sich die Dimension vorstellen 
können: Die Fläche entspricht 36 Fuß-
ballfeldern. 2018 erleben wir somit die 
größte IFAT in ihrer über 50-jährigen 
Geschichte. 

Wie viele Aussteller erwarten Sie?
Über 3.100 Unternehmen präsentieren 
sich auf der IFAT im Mai. 

Was verbirgt sich hinter der neuen Plattform „experience.
science.future.“?
experience.science.future. ist unsere Antwort auf die zuneh-
menden Diskussionen um Umwelt- und Klimaschutz. Denn 
damit einher geht eine steigende Nachfrage nach qualifizier-
ten Fachkräften und innovativen Projekten. Die Plattform 
vereint in der Halle B4 Universitäten, Start-Ups, Verbände 
und NGOs und bietet eine Bühne für wegweisende Projekte, 
Forschungsergebnisse und Lösungen. Ein einmaliges Kon-
zept, das Wissenschaft und Wirtschaft verbindet.  

Messe-Geschäftsführer  
Stefan Rummel

Lösungen für Wasser und Abwasser befinden  
sich im westlichen Teil des Messegeländes  
Foto: Christian Hartlmaier / Messe München

Foto: Alex Schelbert / Messe München

WASSER UND 
ABWASSER

ABFALL UND  
SEKUNDÄR- 
ROHSTOFFE
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DIE IFAT 2018 AUF EINEN BLICK:

Über 3.100 Aussteller
…präsentieren Lösungen für ein effizientes Ressourcenmanagement.

18 Messehallen und Freigelände
…bedeuten 260.000 Quadratmeter Ausstellungsfläche.

Spannende Live-Demonstrationen
...vermitteln Know-how im Praxistest.

Ein umfangreiches Rahmenprogramm
…widmet sich aktuellen Branchenthemen.

experience.science.future.
…ist die neue Zukunftsplattform für Start-ups und junge Talente.
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Die Kommunen sind traditionell die stärkste Besucher-
gruppe der IFAT. Welche Programmpunkte empfehlen Sie 
den kommunalen Teilnehmern?
Das stimmt, 2016 machten die kommunalen Ver- und 
Entsorger 33 Prozent der Gesamtbesucher aus. Beson-
ders empfehlen kann ich die vielen fachlichen Beiträge 
unserer ideellen Träger, die hochaktuelle Branchen- 
themen diskutieren. Der Verband kommunaler Unter-
nehmen (VKU) organisiert auf der IFAT zum Beispiel 
Informationsveranstaltungen zu den Themen Digitalisie-
rung in der Wasser- und Abfallwirtschaft, Service und 
Sauberkeit in der Stadt von morgen oder Luftreinhaltung 
im kommunalen Fuhrpark. An dieser Stelle möchte ich 
auch auf unsere neue Sonderfläche „Nachhaltigkeit im 

Straßenbau“ in der Halle C5 hinweisen. Sie deckt die ge-
samte Prozesskette des Straßenbaus ab, vom Straßen- 
rückbau über die Aufbereitung und Verwertung der Bau-
stoffe bis hin zu deren Einbau.

Bei der Messe München sind Sie auch für das Auslands- 
geschäft verantwortlich. Wie erfolgreich sind die IFAT- 
Töchter?
Das IFAT-Netzwerk ist ein Paradebeispiel für die Früchte 
unserer Auslandsstrategie. 2003 haben wir begonnen, 
das Messekonzept in andere Märkte zu exportieren: 
nach China, Indien, Südafrika und in die Türkei. Alle 
IFAT-Töchter haben sich innerhalb kurzer Zeit zu den füh-
renden Branchenmessen des jeweiligen Landes oder gar 
Kontinents entwickelt. Hervorzuheben ist China: Die  
IE expo China in Shanghai gilt heute als führende Messe 
in ganz Asien und hat mit der IE expo Guangzhou einen 
regionalen Ableger in Südchina gegründet. Seit 2018 ist 
die IFAT auch strategischer Partner der Waste Expo Brasil 
und der FENASAN in Brasilien und hat damit ihre ersten 
Schritte auf den südamerikanischen Markt getan.

Glauben Sie, dass die Auslandsmessen der IFAT in Mün-
chen langfristig Konkurrenz machen?
Das Gegenteil ist der Fall – die Inlands- und Auslands-
messen befruchten sich gegenseitig, wir stärken den 
Markennamen und die Bekanntheit der IFAT weltweit. 
Bleiben wir beim Beispiel China: Von 2014 auf 2016 ha-
ben sich die chinesischen Besucherzahlen auf der IFAT in 
München mehr als verdoppelt, von 1.050 auf 2.525. Auf 
der anderen Seite begleiten uns viele europäischen Teil-
nehmer und Unternehmen auf die Auslandsmärkte. Sie 
sehen: Beide Seiten profitieren. 

Vielen Dank für das Gespräch.

Nachwuchsförderung wird auf der IFAT 2018 groß geschrieben – mit einer eigenen 
Plattform für junge Talente Foto: Lennart Preiss / Messe München

NACHWUCHS-
FÖRDERUNG
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